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Legislative Anregungen der VA 

Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundeskanzler 

Fahrtkostenzuschuß; Änderung des 3 1 9  C Anregung bleibt aufrecht 
§ 20 b Abs. 2 Gehaltsgesetz 1 956 ;  4 1 8  
Härtefälle durch Ermittlung 
fiktiver Fahrtkosten 

§ 1 6  (2) Arbeitsplatzsicherungs- 4 
gesetz ; Verkürzung des Mindest-

1 8  B Anregung bleibt aufrecht 

urlaubes von Präsenzdienern durch 
Aliquotierungsvorschrift -
Beseitigung 

§ 30 a Abs. 1 Z. 3 Gehaltsgesetz 
1 956 ;  finanzielle Schlechter-

4 1 9  C Anregung bleibt aufrecht 

��ellung bezüglich 
Uberstundenabgeltung im 
Zusammenhang mit Ubertragung 
einer Leitungsfunktion 
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Anregung der VA 

Vordienstzeitenanrechnung gemäß 
§ 1 2  (4) Gehaltsgesetz 1 956 -
Benachteiligung bei Karenzurlaub 
zur Vorbereitung für 
Reifeprüfung ; gemäß § 1 2  (3) 
Gehaltsgesetz 1 956 - Beurteilung 
der "besonderen Bedeutung" -
Nachteile für niedrige 
Verwendungsgruppen 

Kaderübungen - Einbuße bei 
nicht pauschalierten 
Nebengebühren; Gesetzesänderung 
im Heeresgebührengesetz 

Besondere Pensionsbeiträge 
öffentlich Bediensteter; die 
Beiträge verbleiben derzeit auch 
dann beim öffentlich-rechtlichen 
Dienstgeber, wenn das 
Dienstverhältnis nur kurze 
Zeit bestanden hat und wenn 
k�in Pens�onsanspruc� aus 
dIesem DIenstverhältnIs 
entstehen kann 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

5 

1 0  

1 0  

Seite 

1 5  

22 ff 
9 1  ff 

2 1 ,22 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

c 

A 
(BGBI .Nr.326/ 1 990) 

B 

Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 

Der Anregung der VA wurde voll­
inhaltlich entsprochen 

Anregung bleibt aufrecht 
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Anregung der VA 

Besondere Pensionsbeiträge 
bei Beendigung des öffentlich­
rechtlichen Dienstver­
hältnisses 
a) wenn für Zeiten geleistet, 

die nach dem ASVG 
Yersicherungszeiten sind -
Uberweisung an den 
Pensionsversicherungsträger 
(gemäß § 308 ff ASVG) 

b) wenn kein Anspruch daraus 
resultieren kann - Erstattung 

Einführung von Bestimmungen, die 
analog zum Sozialversicherungs­
recht) einen zusätzlichen Prüfungs­
schritt bei Hinterbliebenenleistungen 
für den Fall vorsehen, daß 
Anspruchswerber und verstorbener 
Beamter bereits früher mehrmals ver­
heiratet gewesen waren 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

1 1  

1 2  

Seite 

1 7, 
1 8 , 57 

24 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

c 

Anmerkung der VA 

Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 

Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 
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Bericht 0 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Karenzierung von Beamten; Ein-
führung von (übereinstimmenden) 

1 2  35 C Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 

Bestimmungen im Gehalts- und 
Pensionsrecht der Beamten bzw. 
im Sozialversicherungsrecht zur 
direkten Erfassung dieses Tatbe-
standes 

Einheitliche Regelung der Ver-
ständigung öffentlich-rechtlicher 
Dienstgeber von Verwaltungsdelikten 
öffentlich Bediensteter 

1 2  25 C Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 

Angleichung der Verjährungsfrist 
nach dem Amtshaftungsgesetz 

1 3  1 5,25 Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 

( 1 0  Jahre) an die Verjährungs-
frist nach dem bürgerlichen 
Recht (30 Jahre) 

Besoldunnsreform - Notwendi1keit 1 3  24,27 B Die Anregung der VA bleibt 
der Scha fung von Funktionslau - aufrecht 
bahnen, um Nachteile bei Beför-
derungen durch Versehen der 
Dienstbehörde zu vermeiden 
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Anregung der VA 

Bundesminister für Gesundheit, 
Sport und Konsumentenschutz 

Strahlenschutzverordnung 1 972 ; 
Neuregelung der Aufbewahrungs­
pflicht bezüglich Aufzeichnungen 
über die Anwendung von Röntgen­
strahlen 

Bericht 
an den 

NRNr. 

4 

Seite 

23 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

Anmerkung der VA 

Der Anregung der VA wurde 
bisher nicht entsprochen 
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IV Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Arbeit 
und Soziales 

Mangelnde Überweisungsfähigkeit 1 0  59 f A Mit der vorliegenden Neuregelung 
besonderer Pensionsbeiträge auch in 1 1  57 (49. ASVG-Novelle, können die von der VA.�ufgezeig-
jenen Fällen, in denen mangels BGBI.Nr.294/ 1 990) ten Härtefälle mangels Ubergangs-
Definitivstellung aus dem Dienst- bestimmungen nicht gelöst werden 
verhältnis zum öffentlich-recht-
lichen Dienstgeber kein Anspruch 
auf Ruhegenuß entstehen kann 

Erweiterung des Versicherungs- 1 0  47 A 
schutzes in der Schülerunfallver- (48 .  ASVG-Novelle, 
sicherung BGBI.Nr.6421 1 989) 

Schutz des Leistungsan�pruches 1 24 A Der der Anregung der VA 
vor Verminderung bei Ubergang 7 35 f (BGBI.Nr.484/ 1 984) zugrundeliegende Einzelfall 
von BU-Pension auf EU-Pension könnte weiterhin auftreten, 
trotz Zuwachses an weil die für diesen Fall 
Versicherungszeit maßgeblichen Rechtsgrundlagen 

(§ 240 ASVG und § 1 25 GSVG) nicht 
Anwendung finden, wenn die Pension 
nach einem anderen Bundesgesetz 
festgestellt worden ist. Die VA hält 
daher ihre Anregung weiter aufrecht 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Jahresausgleich bei AZ-Beziehern 2 1 9  A Der Anregung der VA wurde durch 
bezüglich Pensionssonderzahlungen 5 2 1  (BGBI.Nr.647/ 1 983)  die 39 .  ASVG-Novelle nur insofern 
bei Einkommen, die nur zwölfmal Rechnung getragen, als aus-
j ährlich ausbezahlt werden ländische Teilpensionen nunmehr in 

ihrem tatsächlichen Ausmaß beim 
Jahresaus�leich angesetzt werden, 
während iktive Unterhaltsansprüche 
bzw. Einkünfte bei den 
Sonderzahlungen weiterhin 
angerechnet werden 

Ausgleichszulagenanspruch ; 2 2 8  B Durch die v0-Ienommenen Verbes-
Verminderung des gesetzlich 3 24, 35 (48 .  ASVG-Novelle, serungen wur en die in den �arantierten Mindesteinkommens 4 26, 43 BGBI .Nr.6421 1 989) Regelungen enthaltenen Härten 
ür Pensionisten durch Anrechnung 5 22 gemildert 

fiktiver Einkommen (pauschalierter 6 20,44 
Unterhaltsanspruch bzw. 1 0  37 
pauschaliertes Einkommen aus 
früherem landwirtschaftlichen 

1 1  2 1  

Besitz) 

-
t.;.> 
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Anregung der VA 

Vereinheitlichung des Begriffes 
"Arbeitsunfähigkeit" in den 
verschiedenen Bereichen des 
Sozialversicherungsrechtes 

Ergänzung des Ersatzzeiten­
kataloges (ausländische Studien­
zeiten bzw. Spitalsaufenthalte 
nach Kriegsverletzung) 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

4 
1 0  

1 
5 
7 
1 3  

Seite 

37,48 
34 

8 
22 
33 
37 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

A 
(BGBI.Nr. 684/ 1 978 ,  

Art. XXI Abs .  6) 

Anmerkung der VA 

Die VA vertritt im Sinne der 
Verständlichkeit der 
Sozialversicherungsgesetze für 
den Versicherten auch im 
1 1 . Bericht die Auffassung, daß 
dann, wenn der Gesetzgeber in 
verschiedenen Bereichen der 
Sozialversicherung dieselben 
Begriffe verwendet, diesen 
Begriffen auch derselbe Inhalt 
zukommen sollte 

Mit der genannten Bestimmung der 
33. ASVG-Novelle wurde der 
Anregung der VA nur insofern 
Rechnung getragen, als eine 
Ergänzung des Ersatzzeiten­
kataloges für gewisse Schul-
zeiten ab 1 3.3 . 1 938 erfolgte, 
nicht jedoch auch für Schulzeiten 
vor dem 1 3 .3 . 1 938 .  Im Hinblick auf 
den genannten Einzelfall hält die 
VA daher ihre Anregung weiterhin 
aufrecht 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Hilflosenzusch uß: Gesetzliches 6 5 8  C Diese Anregung wird im Hinblick 
Verbot der Heranziehung zur auf die der Gewährung des Hilf-
Aufrechnung mit Pensionsüberbezügen losenzuschusses zu�runde-
analog zur Unpfändbarkeit liegenden Absicht es Gesetz-

gebers, die zwar an den Pensions-
bezug anknüpft, von diesem jedoch 
inhaltlich völlig verschieden 
ist, von der VA weiterhin 
aufrechterhalten 

Leistungsrecht in der Sozialver- 6 59 f A Mit der genannten Noveliierung 
sicherung: Lockerunt des Antrags- (BGBI.Nr. 1 1 1 1 1 986, wurde der Anregung der VA nur 
prinzipes bei unversc uldeter § 86 Abs .  3 ASVG) insofern entsprochen, als die 
Unterlassung der AntragsteIlung (unverschuldete) Unterlassung der 

AntragsteIlung nur dann nicht 
schadet, wenn sie binnen eines 
Monates nach erstmaliger Erfüllung 
der Voraussetzungen erfolgt 

Vereinfachung der Rechtsverfolgung 7 53 C Die VA stellt fest, daß die im 
in bezug auf Leistungs-Neufest- Entwurf zur 44. ASVG-Novelle 
stellung im Wiederaufnahmever- vorgeschlagene, den Versicherten 
fahren (gespaltener Rechtszug) begünstigende Neurregelung des 

Wiederaufnahmeverfahrens im 
Leistungsrecht nicht verwirklicht 
wurde 
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Anregung der VA 

Beiträge zum nachträglichen Einkauf 
von Versicherungszeiten; Schaffung 
�!ner Erstattungsmäglichkeit bei 
Ubertritt in ein pensionsver­
sicherungsfreies Dienstverhältnis 

Härtefälle in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung bei pauschaler 
Anrechnung von Einkünften auf den 
Ausgleichszulagenanspruch -
flexiblere gesetzliche Regelung 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

7 

9 
1 0  

Seite 

59 

24 
37 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

c 

A,B 
(BGBI.Nr. 1 1 1 1 1 986) 

Anmerkung der VA 

Die Anregung der VA wird weiterhin 
aufrechterhalten 

Mit der 4 1 .  ASVG-Novelle wurde der 
Anregung der VA nur teilweise 
Rechnung getragen, als nunmehr die 
Anrechnung des Unterhaltsan­
spruches gegenüber den 
geschiedenen Ehegatten in dem 
Ausmaß unterbleibt, in dem der 
Unterhaltsanspruch trotz durch­
geführter Zwangsmaßnahmen ein­
schließlich Exekution unein­
bringlich bleibt 
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Anregung der VA 

Witwenpension an den geschiedenen 
Ehepartner, wenn zum Todeszeitpunkt 
zwar keine gerichtliche 
Unterhaltsverpflichtung bestand, 
aber tatsächlich Unterhaltszahlungen 
geleistet wurden 

Längere Legisvakanzen bei den 
Sozialversicherungsgesetzen 
zum Zwecke der Information und 
Vorbereitung 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

9 

8 
9 
1 3  

Seite 

4 1  

2 3  
26 
33 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

c 

c 

Anmerkung der VA 

Wegen der nicht unbeträchtlichen 
Anzahl von Beschwerdefällen, in 
denen Zum Zeitpunkt des Todes 
des geschiedenen Ehegatten zwar 
keine gerichtliche Unterhalts­
verpflichtung (bzw. eine vor 
Auflösung der Ehe eingegangene 
vertragliche Verpflichtung) 
bestand, aber tatsächlich Unter­
haltszahlungen geleistet wurden, 
hält die VA ihre Anregung weiter 
aufrecht 

Die VA hält ihre Anregung 
weiterhin aufrecht, wobei 
neuerlich auf die Notwendigkeit 
9.er Schaffung ausreichender 
Ubergangsbestimmungen zur 
Ermöglichung von Dispositionen 
der Versicherten hingewiesen wird 
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Anregung der VA 

Humanere Behandlung durch 
medizinische Sachverständige im 
Verfahren vor den Schiedsgerichten 
der Sozialversicherung bzw. 
Verbesserung der Untersuchungen 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

5 
7 
9 

Seite 

22 
34 
28  

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(BGBI .Nr. 1 04/ 1 985) 

Anmerkung der VA 

Mit dem Arbeits- und Sozialgericht 
wurde der Anregung der VA nur 
insofern entsprochen, als das ASGG 
wegen der Bekämpfbarkeit der 
Tatsachenfeststellungen"und der 
Beweiswürdigung eine Uberprüfung 
der medizinischen Gutachten durch 
die zweite Instanz ermöglicht, was 
indirekt zu einer verbesserten 
Untersuchung und zu einer größeren 
Nachvollziehbarkeit der 
medizinischen Gutachten führen 
könnte 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Verbesserung der gesetzlichen 3 37,38 C Wenn auch in dem der Anregung der 
Unfallversicherung bei Unfällen VA zugrundeliegenden Einzelfall, 
im Rahmen von Rettungseinsätzen der übrigens Anlaß für die Neu-
im Ausland regelung des § 1 76 ASVG war, keine 

Lösung erreicht werden konnte, so 
wird doch für die Zukunft das Auf-
treten derartiger Härtefälle durch 
die mit der 33 .  ASVG-Novelle 
erfolgte Neuregelung der genannten 
gesetzlichen Bestimmung ausge-
schlossen. Grundsätzlich vertritt 
die VA· jedoch weiterhin die 
Auffassun�, da� j�denfalls de.r Anlaßfall ür die Anderun� emer 
gesetzlichen Bestimmung urch eine 
Vbergangsbestimmunj, von dieser 
Anderung erfaßt wer en sollte 

B-KUVG: Mitversicherung der 2 28 C Die Anregung wird weiterhin 
(schuldlos) geschiedenen Ehegattin ; aufrechterhalten 
Haftung für: .Behandlungsbeiträge -
gesetzliche Anderung 

Verbesserung des Bundesgesetzes über 2 2 1  C Die Anregung wird weiterhin 
die Gewährung von Hilfeleistungen an aufrechterhalten 
Verbrechensopfer 

� 
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IV Bericht 0 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Leistung nach dem Verbrechens- 8 25,33,47 C Im Hinblick auf die an die VA 
opfergesetz nur bei verbrechens- hera'!getragenen Härtefälle wird 
bedingtem Verdienstentgang - eine Anderung der betreffenden 
Verbesserung der Gesetzeslage gesetzlichen Bestimmungen 

weiterhin als notwendig erachtet 

Kein Anspruch auf Leistung aus 9 28 B Entsprechende Änderung wird 
der Arbeitslosenversicherung bei von der VA weiterhin 
Nebeneinkommen über der nachdrücklich gefordert 
"Geringfügigkeitsgrenze" -
gesetzliche Anderung 

Einführung von Bestimmungen 
betreffend die Erfüllung der 
Wartezeit durch eine freiwillige 

1 1  24 B Die Anregung wird aufrechterhalten 

Weiterversicherung in der 
Pensionsversicherung für einen 
länger (als 2 Jahre) zurück-
liegenden Zeitraum 

Einführung von Bestimmungen 1 1  24 B Die Anregung wird von der VA 
betreffend Beitragserstattun� im aufrechterhalten 
Pensionsversicherungsrecht ei 
Vorliegen bestimmter Voraus-
setzungen 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Anrechnung von Ersatzzeiten gemäß 1 1  24 B Die Anregung wird von der VA 
§ 227 Abs .  1 Z. 4 ASVG - aufrechterhalten 
Teilung dieser Ersatzzeiten (bei 
Adoption innerhalb der ersten zwölf 
Kalendermonate nach Entbindung) 
zwischen der leiblichen Mutter und 
der Adoptivmutter 

Gewährung eines Kinderzuschlages 1 1  25 B Die Anregung wird von der VA 
bei Vorliegen bestimmter V oraus- aufrechterhalten 
setzungen an weibliche Versicherte, 
deren Wohnsitz im Zeitpunkt der 
Geburt nicht im Inland lag 

Schaffung eines einheitlichen 1 1  26 B Die Anregung wird von der VA 
Bemessungszeitraumes bei Berechnung aufrechterhalten 
des Wochengeldes, der unabhängig 
von der Art. der Entlohnung der 
Versicherten ist 
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IV 
IV 

Anregung der VA 

Einführung einer GeneralklauseI zur 
Erfassung von Tatbeständen, die den 
derzeit vom Gesetz taxativ aufge­
zählten Begünstigungstatbeständen 
hinsichtlich ihres Eingriffes in 
die Grund- und Freiheitsrechte sowie 
hinsichtlich der sozialversiche­
rungsrechtlichen Auswirkungen 
gleichzuhalten sind. 

Ermöglichung der indirekten Höher­
versicherung in der Pensionsver­
sicherung bei Vorliegen von auch 
nur einem Beschäftigungsverhältnis 
als Ausgleich für die eingeschränkte 
Rückforderungsmöglichkeit des Ver­
sicherten bei Entrichtung von 
Sozialversicherungsbeiträgen über 
die Höchstbeitragsgrundlage 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

1 1  

1 1  

Seite 

30 

35 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 

c 

Anmerkung der VA 

Im vorliegenden ( 1 4. )  Bericht ist 
der Erlaß des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales abgedruckt, 
womit für diese Fälle eine soziale 
Rechtsanwendung empfohlen wird 

Da die durch die 4 1 .  ASVG-Novelle 
erfolgte Neuregelung der Rück­
forderung von Sozialversicherungs­
beiträgen in dem der Anregung zu­
grundeliegenden Beschwerdefall 
kein sachgerechtes Ergebnis er­
möglichte, scheint der VA weiter 
eine Verlängerung des Rückforde­
rungsrechtes auf fünf Jahre bzw. 
die Ermöglichung einer indirekten 
Höherversicherung für die nicht 
rückforderbaren Beiträge er­
forderlich 

L 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Einführung einer Bestimmung im Be-
triebshilfegesetz, die (analog zur 
Formalversicherung in den Sozialver-
sicherungsgesetzen) das gerecht-
fertigte Vertrauen der Versicherten 
auf Bestehen einer Beitragspflicht 
nach diesem Gesetz schützt 

II 49 B Die Anregung wird von der VA 
aufrechterhalten 

Einbeziehung des besonderen 1 1  57 A Mit der vorliegenden Neuregelung 
Pensionsbeitrages in den vom (49. ASVG-Novelle, können die von der VA .?lufgezeig-
öffentlich-rechtlichen Dienst- BGBI.Nr.294/ 1990) ten Härtefälle mangels Ubergangs-
geber zu leistenden Über- bestimmungen nicht gelöst werden. 
weisungsbetrag - Erstattung des Die VA hat dies auch in einer 
besonderen Pensionsbeitrages in Stellungnahme zum Entwurf der 
den übrigen Fällen 50. ASVG-Novelle zum Ausdruck 

gebracht. 

Richtlinien für die Gewährun5 1 1  37,38 A Der Anregung der VA wurde voll-
des Familienzuschlages nach em (BGBI.Nr.364/ 1 989) inhaltlich entsprochen 
AIVG - Beseitigung sozialer Härten 
bei geringfügiger Überschreitung 
des Einkommensgrenzbetrages 

Hilfiosenzuschuß ;  Staffelung der 
Höhe des HZ nach dem Ausmaß 

1 2  29 C Die Anregung wird von der VA 
aufrechterhalten 

der bei einem Pensionisten be-
stehenden Einschränkungen 

N 
v> 
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N Bericht ""'" 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgeoers Anmerkung der VA 

Einführung von Bestimmungen, die 1 2  3 1  B Die Anregung wird von der VA 
eine leistungserhähende Umwandlung aufrechterhalten 
(rückwirkend ab 1 . 1 . 1 98 8) in jenen 
Fällen ermäglichen, in denen die 
nunmehr zusätzlichen (als wirksam 
entrichtet geltenden Versicherungs-
monate nach dem GSVG und BSVG) vor 
dem Stichtag der bereits ange-
fallenen Leistung liegen 

Karenzierung von Beamten; Ein-
führung von (übereinstimmenden) 

1 2  35 C Die Anregung wird von der VA 
aufrechterhalten 

Bestimmungen im Gehalts- und 
Pensionsrecht der Beamten bzw. 
im Sozialversicherungsrecht zur 
direkten Erfassung dieses Tatbe-
standes 

An�.echnung der Dienstzeit beim 
1 .  Osterreichischen Freiwilligen-
Bataillon als Ersatzzeit in der 

1 2  33 C Die Anregung wird von der VA 
aufrechterhalten 

Pensionsversicherunt (Ermäglichung 
der Neufeststellung ereits zuer-
kannter Pensionen über Antrag) 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Einführung von (auf das Alter von 1 2  3 8  C Die Anregung wird von der VA 
Versicherten abstellenden) rück- aufrechterhalten 
wirkenden Übergangsbestimmungen 
bezüglich Wegfall der Wirksamkeit 
von Befreiungserklärungen in der 
Pensionsversicherung nach dem BSVG 
(ab 1 . 1 . 1 988)  

Ausgleichszulage ; Anwendung des 
Familienrichtsatzes auch für 

1 2  43 B Die Anregung wird von der VA 
aufrechterhalten 

Fälle, in denen die Aufhebung des 
gemeinsamen Haushaltes nicht auf 
einer willkürlichen Disposition des 
Pensionisten beruht 

Versehrtenrenten ;  Trennung der in- 1 2  45 C Die Anregung wird von der VA 
haltlichen Abhängigkeit d�s Tatbe- aufrechterhalten 
standes der wesentlichen Anderung 
(als Voraussetzunj für eine Neu-
feststellung) von er mit dieser 
Feststellung verbundenen Rechtsfolge 

Vereinheitlichung der Ausweisdo- 1 2  46 A Damit wurde der Anregung der 
dokumente für behinderte Menschen (Bundesbehinder- VA entsprochen 
- Ausstellung eines einheitlichen tengesetz - BGBl. 
Behindertenausweises für Schwer- Nr.283/ 1 990) 
behinderte 
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N Bericht 0' 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Lockerung des strengen Antrags- 1 3  35 C Die Anregung der VA bleibt 
prinzips bei Hinterbliebenen- 1 4  36 aufrecht 
leistungen sowie nicht auf medi-
zinischen Feststellungen beruhen-
den Zuschüssen 

Wahlmäglichkeit für GSVG-Ver-
sicherte, anstelle von Geld-

1 3  40 C Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 

leistungen auch Sachleistungen 
in Anspruch zu nehmen 

Erweiterung der Bestimmungen des 1 3  42 B Die Anregung der VA bleibt 
Insolvenzentgeltsicherungsgesetzes aufrecht 
für den Fall des § 23 Abs. 2 AngG 
(Entfall der Abfertiftung bei 
schlechter wirtscha tlicher Lage 
des Unternehmens) 

Rückwirkende Zuerkennung von 1 4  23 A Damit wurde der Anregung der VA 
Leistungen aus der gesetzlichen (BGBI .Nr.676/ 1 99 1 )  entsprochen 
Unfallversicherung 

Berücksichtigung der Mehrfach- 1 4  26 C Die Anregung der VA bleibt 
belastung von Frauen im Erwerbs- aufrecht 
leben (unzureichende Rechtslage im 
Bereich Kinderzuschlag) 
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IV 
'-J 

Anregung der VA 

Beseitigung von Härten im Bereich 
der Hinterbliebenenleistungen an 
geschiedene Ehepartner 

Berücksichtigung von Zeiten der 
Schulausbildung, ,,:,:enn der Schule 
zum Stichtag das Offentlichkeits­
recht verliehen ist 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

1 0  
1 4  
1 5  

1 4  
1 5  

Fahrpreisermäßigung für Bezieher 1 5  
von Invaliditäts- (Berufsunfähig­
keits/Erwerbsunfähigkeits)pen-
sionen auf öffentlichen Verkehrs-
mitteln 

Seite 

45 
27 ff 

6 1  

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

c 

c 

Anmerkung der VA 

Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 

Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 
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IV Bericht 00 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr 

Abschaffung bzw. KlarsteIlung der 4 49 C Die VA hält die Anregung 
doppelten Rundfunk- und Fernseh- 5 59 aufrecht 
gebühr für Zweitwohnungs besitzer 

Gesetzliche Beschränkung der 
Höchstzahl von in Schulbussen 

4 49 B Die Anregung bleibt aufrecht 

beförderten Personen 

Eisenbahnenteignungsgesetz : 4 50,59 A Die Anregung bleibt aufrecht ; 
Normierung eines Rücküber- (BGBl.Nr. 1 35 / 1 989) die gesetzliche Maßnahme be-
eignungsanspruches bei Wegfall trifft nur Hochleistungsstrecken 
des öffentlichen Zweckes, für 
den enteignet wurde 

KFG-Novelle: Nachträgliche 6 
Sanktionierung einer rechts-

76 C Die Anregung bleibt aufrecht 

widrigen Verwaltungspraxis ; 
zukünftite Yermeidung durch 
gesetzlic e Ubergangsbestimmungen 

Beseitigung der Strafsanktion nach 7 60 B Eine Beseitigung dieser 
§ 99 Abs. 6 lit. a StVO, wenn 9 49 Strafsanktion wäre angebracht 
Personenschaden (Körperverletzung) 
ausschließlich beim Unfallverur-
sacher vorliegt 
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N 
'" 

Anregung der VA 

Entzug der Lenkerberechtigung nach 
Haftentlassung - resozialisierungs-
freundliche Gesetzesänderung 

Verwaltungsverfahren, Kostentragung 
gemäß § 74 AVG - Ersatz bei 
unbegründeten Verfahren 

Mangelnder Schadenersatzan�ruch 
trotz nachweisbaren Verschul ens 
der Post bei bescheinigten und 
nicht bescheini�ten Postsendungen -
gesetzliche Ma nahme 

Ablehnung eines Schadenersatz-
anspruches gegen die Republik 
Österreich, Post- und Tele-
grjhenverwaltung (Ergänzung 
un N ovellierung des T ele-
graphenwegegesetzes 1 929) 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

8 

8 
1 0  

9 
1 2  

1 0  

Reaktion des 
Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

48,56,58 C Trotz der bestehenden Gegensätze 
(Verkehrszuverlässigkeit -
Resozialisierung) sollte 
die Lösung der gegenständlichen 
Problematik versucht werden 

C Diese Anregung wird auch im Hin-
76 blick auf das Erkenntnis des 

Verfassungsgerichtshofes, 
21. G 23 1 185, vom 1 6.3. 1 987  auf-
rechterhalten 

60 C Im Hinblick auf das diesbe-
8 8  zügliche Beschwerdeaufkommen 

wird die Forderung aufrecht 
erhalten 

84 ff C Anregung der VA bleibt 
aufrecht 
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VJ Bericht 0 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Aufhebung der Vorschreibung 1 0  8 7  ff C Anregung der VA bleibt aufrecht 
doppelter Herste. �lungsgebühren 
durch die Post (Anderung der 
Fernmeldegebührenordnung) 

Säumigkeit bei der Abfertigung 
einer Sendung durch das 
Verzolll;l.ngspostamt - Schaden-
ersatz (Anderung der gesetzlichen 

1 0  94 ff C Anregung der VA bleibt aufrecht 

Bestimmung) 

Ausdehnung des § 24 Abs. 3 lit. t 
StVO auf Autobusse 

1 1  23 C Anregung der VA bleibt aufrecht 

Aufhebung der doppelten Rundfunk- 1 1  2 1  C Anregung der VA bleibt aufrecht 
und Fernsehgebühr für Z�eitwoh-
nungsbesitzer; allenfalls Anderung 
der Bestimmungen über Zusatz-
bewilligungen 

Neuregelung der Paketzustellgebühr 1 1  74 B Anregung der VA bleibt aufrecht 

Befreiung von der Rundfunk- und 1 1  64 A Durch die Änderung der Verwal-
Telefongrundgebühr - Neuregelung (BGBI.Nr. 1 49/ 1 989) tungspraxis, die von der VA 
des Begriffes "Mittellosigkeit" angeregt wurde, konnten weitere 
(zB Nichtanrechnung fiktiver Ein- Härtefälle vermieden werden 
künfte) 
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• 

<.".l 

Bericht 
an den 

Anregung der VA NR Nr. 

Möglichkeit der Finanzierung von 1 1  
Lärmschutzmaßnahmen bei bestehenden 
Anlagen der ÖBB 

Klarstellung des Vorranges bei 1 3  
Einmündung von Wohnstraßen in 
Kreuzungen mit Lichtsignalanlage 

Vereinheitlichung der Fahrpreis­
ermäßigung!:n für Behinderte bei 
Bahn und (OBB und Post)Bus 

1 5  

Seite 

64 

78 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

c 

• 

Anmerkung der VA 

Anregung der VA bleibt aufrecht 

Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 
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• 

\;J 
N 

'" . 

Anregung der VA 

Bundesministerin für Umwelt, 
Jugend und Familie 

Vereinheitlichung der 
Verjährungsfristen im 
Familienlastenausgleichsgesetz 

Familienlastenausgleichsgesetz -
Anwendung des A VG anstelle BAO ; 
dadurch verfahrensrechtlich 
bedingte Härten (Behebung 
unrichtiger Bescheide nach 
Jahresfrist nicht möglich) 

Hilfeleistung an in Not 
geratene Familien - gesetzliche 
Lösungsmöglichkeiten 

Anhebung der Einkommensgrenze 
für Kinder in Berufsausbildung 
(§ 5 Abs. 1 FLAG) 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

8 
1 2  
1 3  

8 

9 
1 0  

1 5  

Reaktion des 
Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

6 1  A Den Anregungen der VA wurde 
1 00 (BGBl.Nr.479/ 1 985  ; vollinhaltlich entsprochen 
85  BGBl.Nr.733/ 19 8 8 ,  

BGBl.Nr.367/ 1 99 1 )  

62 f A Durch die Vereinheitlichung der 
(BGBl.Nr.3671 1 99 1 )  Verjährungsfristen wurden gesetz-

liche Härten beseitigt 

63 A Familienhärteausgleich 
97 (BGBI Nr. 604/ 1987) gesetzlich verankert 

.. 
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VJ 
VJ 

Anregung der VA 

Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten 

Umsatzsteuerliche Belastung bei 
Warenkäufen durch Bedienstete 
österreichischer Vertretungs­
behörden im Ausland 

Vereinfachung der 
Beglaubigungsverfahren bei 
Einladung sowjetischer 
Staatsbürger 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

9 
1 0  
1 1  

1 1  

Seite 

70 
1 05 

1 0 1  

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

B 

Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 

Weiterverfolgung der Anregung 
erfolgt unter Berücksichtigung 
des Umstandes, daß die Sowjet­
union mit Wi!:kung vom 1 4 .4 . 1 989 
dem Wiener Ubereinkommen über 
konsulari.sche Beziehungen bei­
getreten 1st 
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...., Bericht � 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Finanzen 

Wegfall der Antragspflicht für 
Billigkeitsmaßnahmen 

4 1 1 9 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 

Gleichstellung von Prämienlei- 5 1 57 A 
stungen für ausländische frei- 1 0  1 8 3 (BGBl.Nr.587/ 1 983) Da die Gesetzesänderung lediglich 
willige Weiterversicherung mit die Pflichtversicherung betrifft, 
solchen für inländische Ver- hält die VA an ihrer bisherigen 
sicherungen im Einkommensteuer- Anregung fest 
recht 

Begünstigter Steuers atz für 5 1 57 C Ungeachtet der Stellungnahme des 
medizinisch notwendige Lebens- Bundesministers für Finanzen, daß 
behelfe die Begünstigung auf sozialrecht-

lichem Gebiet erreicht werden 
sollte, hält die VA an ihren 
Anregungen fest 

Legislative Maßnahmen im 5 1 65 f C Die VA hält an ihrer Anregung 
Zusammenhang mit der Haftung für 1 3  163 f fe�t, insbesondere an�esichts der 
Steuerschulden des KFZ-Vorbesitzers wiederholt auftreten en Härten 

Beseitigung von Härtefällen beim 6 1 65 C Die VA hält an ihrer Anregung 
Vollzug des Umsatzsteuergesetzes wegen der faktischen Gleich-
Zusammenhang mit Einsatzfahrzeugen stellung von Einsatzfahrzeugen 
der Freiwilligen Feuerwehr mit Luxusgütern fest 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Gebührenermäßigungsmöglichkeit bei 7 
besonders berücksichtigungswürdigen 
Umständen 

1 29 C Die VA hält an Ihrer Anregung fest 

Anspruch auf Berichtigung offenbar 7 1 33 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 
unrichtiger Bescheide der Abgaben-
behörde 

Verlängerung der einjährigen Frist 
für dienstaufsichtsbehördliche 

8 1 23 B Die VA hält an ihrer Anregung fest 

Aufhebung rechtswidriger Bescheide 

KFZ-Steuer; zeitgemäße Form der 
Einhebung 

9 1 33 B Die VA hält an ihrer Anregung fest 

Bessere Durchschaubarkeit der vom 9 1 35 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 
BMF tenehmigten Allgemeinen 
Versic erungsbedingungen 

Gleichbehandlung von Schutzräumen 1 0  1 8 3 C Die VA hält im Hinblick auf die 
hs. der steuerlichen Begünstigung Erfordernisse ziviler Landes-
(baulich vom Eigenheim getrennte verteidigung an ihrer Anregung 
Schutzräume werden nicht begünstigt) fest 

Klare Erkennbarkeit der Gebühren- 1 0  
pflicht bei der Einbringung 

1 85 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 

VJ 
VI 
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V> Bericht 0'-
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Gebühren - Ausgewogenheit von 1 0  1 86 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 
Leistung und Gegenleistung 

Einziehung einer Obergr<:p.ze für 
Manipulationsgebühr - Anderung 
der Allg. Vers. Bed. für die 
Krankenversicherung 

1 0  1 86 C Die VA hält an ihrer Anregung fest" 

Kein Ausschluß der Versicherungs-
leistung für Kosten eines Straf-
verfahrens wegen eines Vorsatz-

1 0  1 86 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 

deliktes bei Einstellung des yer-
fahrens oder Freispruch - Anderung 
der Allg. Vers. Bed. für die 
Rechtsschutzversicherung 

Befreiung von Auskunftsbegehren 
nach dem Auskunftspflichtgesetz 
von der Eingabengebühr 

1 1  1 96 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 

Anpassung der Gebührenerhöhung 
nach § 9 Abs. 1 Gebührengesetz 
an ein schuldhaftes Verhalten 

1 1  1 97 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 

und Festsetzung eines Höchstbe-
trages (ähnlich § 1 8 5 Abs .  1 
lit. a Finanzstrafgesetz) 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Umsatzsteuer - Gleichstellung 
von kartographischen Erzeugnissen 
für Blinde (auch in Reliefform) mit 

1 1  202 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 

den gedruckten kartographischen 
Erzeugnissen 

Kraftfahrzeugsteuer - Im § 2 Abs. 3 1 1  
Anfügen eines Satzes mit folgendem 
Wortlaut: "Diese Befreiung tritt 

202 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 

mit Beginn des Monats der Doppel-
zulassung ein." 

Einkommensteuergesetz 1 9 8 8  -
Im § 1 07 Abs. 8 Ziff. 2 eine 

1 1  202 C Die VA hält an ihrer Anregung fest 

Regelung, die das Heranziehen des 
Einkommens des Antrags- bzw. 
Hau ptmietzinserhö h ungs jahres 
vorsieht 

Einbeziehung der Post- und 1 4  1 0 1  C Die VA hält an ihrer Anregung fest 
Telegraphenanstalt in den 
Unternehmerbereich 

Besteuerung von Krankengeldern 1 5  

Steuerliche Berücksichtigung 
von Eigenleistungen (Wohnraum 

1 5  

und Althaussanierung 
V> 
'..J 
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v.> 
CXl 

Anregung der VA 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

Mietzinsbeihilfe - Bemessungs- 1 5  
grundlage 

Witwenversorgungsgenuß 1 5  

Novelle Bundesbedienstetenschutz- 1 5  
gesetz für Berücksichtigung der 
Wohnverhältnisse im Ausland bzw. 
Neuregelung der Besoldungsricht-
linien 

Beseitigung des Rechtsschutz- 1 5  
defizits im § 3 5  EStG 

Seite 
Reaktion des 

Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA III-89 der B
eilagen X

V
III. G

P - B
ericht  - 02 H

auptdokum
ent T

eil 2 (gescanntes O
riginal)
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten 

Ungenügende Berücksichtigung der 3 1  B Anregung bleibt aufrecht 
Wertsteigerung von Genossen-
schaftswohnungen bei späterer 
Veräußerung 

Abgeltung des Wiederbe- 4 66 f, 72 tW. A Anregung bleibt aufrecht, soweit 
schaffungswertes bei C sie nicht durch BGBI. Nr. 63/ 1 985 
Grundinan{feruchnahme für berücksichtigt wurde 
Bundesstra enzwecke 

Entschädigungsmäglichkeit für kausal 7 92 tw. A Soweit nicht durch die 
bedingte Folgeerscheinungen von 1 1  1 1 1  f Novelle BGBI. Nr. 1 65 / 1 986 
Bundesstraßenbauten berücksichtigt, bleibt 

Anregung aufrecht 

Bewilligungspflicht von Straßen- 1 3  97 f B Anregung bleibt aufrecht 
bau projekten bei Beeinträchtigung 1 4  1 1 9 
des Grundwasserhaushaltes 

Behandlung von Rückübereignungs-
ansprüchen nach § 20a Bundes-
straßengesetz in Verbindung mit 

1 2  1 1lf C Anregung bleibt aufrecht 

§ 1 8  Abs .  1 

'-" 
'-Cl 
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� 
C> 

Anregung der VA 

§§ 1 5  ff LieGTG ; 
Rechtsschutzdefizit 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

9 
1 0  
1 1  
1 2  
1 4  

Seite 

74, 80  ff 
1 1 3 
1 09 

1 1 2 ff 
1 1 9 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft 

Unzureichende Regelung des 4 73 f B Anregung bleibt aufrecht 
Wahlverfahrens in Wasser- 7 94 (teilweise durch WRG-Novelle 1 990 
genossenschaften und behoben) 
Wasserverbänden 

Unzureichende Absicherung der 7 1 1 1  A WRG-Novelle 1 990 
Stellung des Fischereiberechtigten 9 9 1  (BGBI .Nr.2521 1 990) § 1 5  Abs. 1 
im WRG 

Kritik an den gesetzlichen 1 0  1 29 f B Anregung bleibt aufrecht 
Bestimmungen auf dem Gebiet 1 1  1 24 
der Bodenreform und der 1 2  1 28 f 
Organisation der Agrarsenate 1 3  

Änderung der Bestimmungen über 1 1  1 2 8  A WRG-Novelle 1 990 
das öffentliche Wassergut 1 2  1 30 (BGBI .Nr. 2521 1 990) § 4  
(§ 4 WRG) 

Neufassung des § 33 WRG 1 1  1 3 1  A WRG-Novelle 1 990 
(BGBI.Nr. 25211 990) § 33 und § 2 1 a  

Neuregelung der wasserwirt- 1 1  1 29 B Anregung der VA durch WRG-
schaftlichen Selbstverwaltung Novelle 1 990, § 73 Abs. 1 
Aufgabenerweiterung BGBI. Nr. 252 1 1 990, teilweise 

berücksichtigt 
� 
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� Bericht N 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Kompetenzerweiterung für das 1 1  1 3 1  B Anregung der VA durch 
wasserwirtschaftliche WRG-Novelle 
Planungsorgan § 55, BGBl.Nr. 2521 1 990, teil-

weise berücksichtigt 

Negativwirkung von Summations- 1 1  1 3 1  A WRG-Novelle 1 990 
effekten (§ 1 05 WRG) (BGBl.Nr. 2521 1 990) § 1 05, BGBl.Nr. 2521 1 990 

Berücksichtigung ökolotscher 1 1  1 3 1  B Entwurf einer ÖBFG-Novelle 1 987  
Gesichtspunkte im Bun esforste- - noch nicht in Kraft 
gesetz 

Präzisierung der Zielvorgaben 1 3  1 1 3 f C Anregung bleibt aufrecht 
für die Berücksicht�ung einer 
ökologischen Grun ausstattung 
in Zusammenlegungsverfahren 

Bewilligungspflicht für Anlagen 
für Kunstschnee-Erzeugung (§ 32 

1 3  1 1 9 f C Anregung bleibt aufrecht 

WRG) 

Zuerkennung eines Fahrtkostenzu- 1 4  1 2 8  f C Anregung bleibt aufrecht 
schusses, Wahl des Wohnsitzes 
wegen pflegebedürftiger naher 
Verwandten (restriktive Anwen-
dung § 20b GG) 
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� 
VJ 

Anregung der VA 

Wiedererwerb einer Einzeiricht­
menge nach Erlöschen (im Zusam­
menhang mit §§ 77 ff MOG) 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

1 4  

Seite 

1 29 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

c 

Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 
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� Bericht � 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung 

Beschleunigung der Erlassung 5 1 43 C Anregung bleibt aufrecht 
von Studienplänen 

Berufung von ordentlichen 5 1 44, 1 52 C Anregung bleibt aufrecht 
Universitätsprofessoren - 1 2  1 97 
Berufungszusagen; KlarsteIlung 

Führung von im Ausland 
verliehenen Berufstiteln -

1 1  1 84 B Anregung wäre im Bundeskanzler-
amt weiterzuverfolgen 

analoge Regelung zu § 39 AHStG 

Erleichterung eines Fächertausches 
nach § 9 Abs. 1 des Bundesgesetzes 
über technische Studienrichtungen 

1 2  1 98 C Anregung bleibt aufrecht 

Nic�.tanrechnung von Vordienstzeiten 1 1  1 8 8 A 39. VBG-Novelle - § 35 Abs .  5, 
bei Ubernahme vom Landes- in den BGBI. Nr. 289/ 19 8 8  
Bundesdienst (Abfertigung bei Kün-
digung) 

Benützun�seinschränkung der 1 3  1 47 f C Anregung bleibt aufrecht 
Autoren urch die Bibliotheks-
ordnung der Universitäten 
(Widerspruch zum Urheberrechts-
gesetz) 
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� 
VI 

Bericht 
an den 

Anregung der VA NR Nr. 

Berechnung des Einkommens als Grund- 1 4  
lage für die Gewährung eines Sti-
pendiums (§ 5 lit. b StudFG 1983) 

Verbesserung der Stellung von Per- 1 4  
sonen, die im  Rahmen einer Arbeits­
marktförderungsaktion beschäftigt 
waren, bei Ausschreibung einer 
Planstelle im Bundesdienst 

Seite 

1 34 

1 35 f 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

c 

Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 

Anregung bleibt aufrecht 
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� Bericht 0' 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten 

Maßnahmen für die Verkürzung der 5 1 80 C Die Wirksamkeit der legistischen 
Verfahrensdauer Maßnahmen in der Gewerberechts-

Novelle 1 9 8 8  zur Verkürzung der 
Verfahrensdauer im Betriebsan-
lageverfahren wird von der VA 
beobachtet 

9berrüfu,ng von Betriebsanlagen 7 149 A 
In an änglgen Verfahren. Erlaß an (Gewerberechtsno-
Unterbehörden hinsichtlich 
Bescheidausfertigung und 

velle 1 98 8) 

einschlägiger Unterlagen 

Konsenslose/konsenslos erweiterte 8 1 40 A,C Die VA hält bezüglich der kon-
Betriebsanlagen, dienstaufsichts- (Gewerberechtsno- senslos erweiterten Betriebs-
behördliche Maßnahmen velle 1 98 8) anlagen an ihrer Anregung fest 

Stromanschlußkosten, Elektrizi- 8 1 4lf B Die VA hält an ihrer Anregung 
tätsversor�ungsunternehmen : fest 
a) Verrec nung, Rückerstattung 
b) Abgrenzung "vorgelagertes 

Leitungsnetz" zu "Hausanschluß" 
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� 
'J 

Anregung der VA 

Erweiterung der Parteistellung 
der Nachbarn im Feststellungs-
verfahren gern. § 358 GewO 1 973 

Erweiterung des Berufungsrechtes 
der Gemeinde im § 242 Abs. 1 
GewO gegen einen Bescheid, mit dem 
die Bewilligunft für eine weitere 
Betriebsstätte ür das Bestatter-
gewerbe erteilt wurde 

Handelskammergesetz -
Handelskammerwahlordnung : 
Widerspruch zur Anzahl der 
Mitglieder einzelner Gremien 
und der Anzahl der zu be-
setzenden Mandate 

Gewerberechtsnovelle 1 988: 

Neuregelung des Verfahrens 
zur Vorverlegung der Sperr-
stunde durch Gemeinde gem. 
§ 1 98 Abs. 5 GewO 

Bericht 
an den Reaktion des 

NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

1 0  200 C Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 

1 1  223 B Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 

1 3  1 84 f 

1 3  1 80 f C Die VA hält an ihrer Anregung 
fest, die Neuregelung zeigt sich 
als kaum vollzieh bar 
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� 
00 

� 
. 

Anregung der VA 

Wegfall der Genehmigungspflicht 
bei einem Austausch von gleich­
artigen Maschinen oder Geräten 
gem. § 81 Abs. 2 Z. 5 GewO 

Neugeschaffener Verfahrenstyp 
des § 359b GewO 

Versuchsbetrieb gem. § 354 GewO 

Zwingende Komplettverlautbarung 
des Betriebsanlagenbescheides 

Gleichbehandlung der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts mit Vereinen 
bei gesetzlicher Vermutung einer 
gewerblichen Tätigkeit im Sinne 
des § 1 Abs. 6 GewO 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

13  

13  

14  
1 5  

14  

14  

Reaktion des 
Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

1 80 B Aufsichtsbehördliche Maßnahmen 
(Regierungsvorlage zur zur Gewährleistung einer bundes-
Gewerberech tsnovelle einheitlichen Vollziehung 

1 992) 

1 80 C Die VA hält an ihrer Anregung 
fest, aufsichtsbehördliche 
Maßnahmen 
zur Gewährleistung einer bundes-
einheitlichen Vollziehung sind 
erforderlich 

1 44 Aufsichtsbehördliche Maßnahmen 
zur Gewährleistung einer bundes-
einheitlichen Vollzieh ung 

1 44 f 

1 4 8  
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-.0 

Anregung der VA 

Bewilligungspflicht nach den 
Bestimmungen des gewerblichen 
Betriebsanlagenrechts für 
Massentierhaltung 

Entscheidungsfrist in Vidierungs­
verfahren gern. § 9 Abs. 3 AHG 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

1 5  

1 5  

Seite 
Reaktion des 

Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Gewährleistung einer gesetz­
mäßigen Vollziehung durch das 
Bundesministerium für wirtschaft­
liche Angelegenheiten innerhalb 
von drei Wochen 
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V1 Bericht 0 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Inneres 

Legislative Maßnahmen im Zusammen- 5 1 96 C Die VA hält an ihrer Anregung 
hang mit der Verhängung eines Auf- 6 1 85 (insbesondere im Hinblick auf die 
enthaltsverbotes über Staatenlose derzeit erfolgende Neugestaltung 

des Fremdenwesens) fest 

Staatsbürgerschaftsrecht ; 7 1 6 1  C Die VA hält an ihrer Anregung 
VerIeihungsmöglichkeiten nach 1 5  fest 
unverschuldetem VerIust 

Novelle zum Staatsbürgerschafts- 8 1 56 f C Die VA hält an ihrer Anregung 
gesetz, Sondererwerbstatbestand 1 6 1 f fest 

1 0  224 
1 5  

Neuregelung des Fundwesens 1 2  252 f B 
(Behandlun� von nicht gewahr- 1 3  200 
samsfrei au gefundenen Sachen) 1 5  

Wiederholung des Ermittlungs-
verfahrens vor Staatsbürger-
schaftsverIeihung trotz 

1 5  

gültigem Zusicherungsbescheid, 
nach Verzicht auf bisherige 
Staatsangehörigkeit 
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VI 

Anregung der VA 

Legaldefinition des Begriffes 
"ordentlicher Wohnsitz" im 
Meldegesetz 

Tilgung ausländischer Verurtei­
lungen im Strafregister 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

1 5  

1 5  

Seite 
Reaktion des 

Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 
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\Jl Bericht N 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Justiz 

Exekutionsvollzug beim Nichtver- 9 1 89 A Die Wirksamkeit der letstischen 
pflichteten 1 0  248 (Änderung der Maßnahmen wird von er VA weiter 

1 1  253 Exekutionsordnung beobachtet 
1 2  276 f Novelle 1 99 1  -
1 4  1 80 f EO-Nov. 1 99 1 ,  

BGBI.Nr.628/ 1 99 1 )  

Gerichtliches Kopierwesen - 1 2  280 A 
überhöhte Kosten für Parteien 1 4  1 70 f (Erlaß BM], GZ. 

1 5  43 1 . 1  0 1  l -III2/9 1 
vom 3 1 .  Jänner 1 99 1 )  

Untersagung der Namensführung 1 3  200 
durch schuldlos geschiedenen 
Ehegatten - fehlende Befristung 

Strafvollzug - Zensurstempel 1 3  222 f A 
auf Beschwerdeanbringen an die 1 4  1 74 f (Erlaß BM], GZ. 
VA 4340 1 l7-V 1 I9 1  

vom 28 .  Mai 1 99 1 )  

Belehrungs- und Auskunftspflicht 1 4  176 f Die VA regt die Erweiterung der 
a) bei gerichtlichen Amtstagen im § 54 Abs . 4 GeO normierten 

Belehrungspflicht an 

b) in Ehescheidungsverfahen 1 5  

III-89 der B
eilagen X

V
III. G

P - B
ericht  - 02 H

auptdokum
ent T

eil 2 (gescanntes O
riginal)

52 von 216

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



• 

\Jl 
I.;) 

Anregung der VA 

Fruchtbringende Anlegung von 
bei Gericht verwahrten Geldbe­
trägen 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

1 5  

Seite 
Reaktion des 

Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 
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\J1 Bericht -l>-
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister 
für Landesverteidigung 

Gesundheitsgefährdung von Anrainern 5 2 1 6  B 
durch Flugbetrieb ; Entschädigung 

�nrechnung von Zeiten militärischer 1 0  264 C Die VA hält an ihrer Anregung 
Ubungen bei Vertrags ärzten auf fest 
deren jährliches Urlaubsausmaß 
(Entschädigung der Krankenver-
sicherungsträger ) 

Einstellung des Fahrtkosten- 1 3  245 B Die VA hält eine Änderung der 
zuschusses gern. § 20b Abs .  6 geltenden Norm im Sinne gerech-
Z. 1 Gehaltsgesetz 1 956 ;  An- ten Vorgehens für unabdingbar 
spruchsverlust für einen ganzen 
Monat bei tageweisem Wegfall 
der Voraussetzungen 

Einberufung zum Mob-Verband 1 3  246 C Änderung des § 1 Abs .  3 Wehr-
auch für Berufssoldaten gesetz, um die Einberufung von 

Berufssoldaten zum Zwecke der 
Angleichung von Berufs- und 
Milizsoldaten in disziplinärer 
und besoldungsrechtlicher Hin-
sicht herbeizuführen 
Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 
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• 

V1 
V1 

Anregung der VA 

Ausschluß der Haftung von als Kraft­
fahrer eingesetzten Grundwehrdienern 
für im Zuge von Verkehrsunfällen 
leicht fahrlässig verursachte 
Schäden 

Unterschiedliche Gewährung der 
Pflegedienstzulage für Sani­
tätspersonal 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

1 4  

1 4  

Seite 

1 8 8 f 

1 92 f 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Im Gegensatz zu Beamten bzw. Be­
diensteten des Bundes werden 
Grundwehrdiener nur aufgrund 
einer gesetzlichen Verpflichtung 
vorübergehend zu Bundesorganen, 
ohne eine dem Schadensrisiko an­
gemessene Besoldung zu erhalten 

Da einigen Dienstnehmern lediglich 
aus formalen Gründen eine Pflege­
dienstzulage gebührt, in deren Ge­
nuß bei gleicher dienstlicher 
Tätigkeit die Mehrheit der Bedien­
steten nicht kommt, wäre eine ge­
nerelle Neuregelung erforderlich 
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V1 Bericht 0"-
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Unterricht 
und Kunst 

Anwendung des SCHUG auf das 5 1 29 B Anregung bleibt aufrecht, 
Gymnasium für Berufstätige 7 1 1 5 die Auswertung eines Schul-

versuches zur Gewinnung von 
Erfahrungen ist ausständig 

Entfall des Notendurchschnittes als 9 1 1 2 f A 
Stipendienvoraussetzung für schwer (Härteausgleich 
behinderte Kinder - Erweiterung des durch § 20a Schü-
benachteiligten Personenkreises im 
Schülerbeihilfengesetz 

lerbeihilfengesetz) 

Schulbeihilfe auch bei Schulbesuch 1 0  1 60 A 
im Ausland, wenn eine (Richtlinienerlaß 
gleichartige Ausbildung im vom 29.9 . 1 989, Zl. 
Inland nicht angeboten wird 1 2 .69 1 16-III/ 1 0/89) 

Regelung der Einrichtung eines 1 1  1 70 
"Fachberaters für den Ungarisch-

B Anregung bleibt aufrecht 
Minderheiten - schulrechtliche 

Unterricht" für alle Schultypen Regelung geplant 

---_. 
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V1 
...... 

Anregung der VA 

Nichtzuerkennung einer ruhegenuß­
fähigen Dienstzulage trotz V or­
liegens der zeitlichen Voraus­
setzungen bei Ruhestandsversetzung 
wegen plötzlich eingetretener 
schwerer Krankheit 

Konsumierung eines offenen Urlaubs­
anspruches bei Ruhestandsversetzung 
infolge organisatorischer Maßnahmen 
(§ 20 Abs. 2 lit. b BuThPensGes) 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

1 4  

1 4  

Verkürzung der sechswöchigen Frist 1 5  
zur Anberaumung der 1 .  Wieder­
holungsprüfung gern. § 36 Abs. 3 
SCHUG 

Lehrer in höherwertiger Verwen- 1 5  
dung - besoldungsrechtliche Berück­
sichtigung 

Seite 

1 96 f 

205 f 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 

Anregung bleibt aufrecht 
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Gesamtanfall 

Bundeskanzleramt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
�undesminister für wirtschaf�liche Angelegenheiten . . . . . . .. . . . . . . . . . . . .  . 
(Im Umfang des RessortbereIches des früheren BundesmInIsters für Bauten 
und Technik) 
Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für Finanzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz . . . . . . . .  . 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
(im Umfang des Ressortbereiches des früheren Bundesministers für 
Handel, Gewerbe und Industrie) 
Bundesminister für Inneres . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für Justiz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für Landesverteidigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für Arbeit und Soziales . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für Unterricht und Kunst . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr . . . . . . . . . . . . . . .  . 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . 
An die VA HR Mag. Evelyn Messner herangetragene sonstige Anliegen . .  . 
An den VA Dr. Herbert Kohlmaier herangetragene sonstige Anliegen . . .  . 
An den VA Horst Schender herangetragene sonstige Anliegen . . . . . . . . . .  . 

1 7  
9 

52 

65 
37 1  
42  

193  

227 
586 
70 

1 74 
722 
92 

34 1 
39 

1 69 
1 5 8  
58 

---

Gesamtanfall aus dem Bereich der Bundesverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 385 

Verwaltung des Landes Burgenland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 0 1  
Verwaltung des Landes Kärnten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 1 2 
Verwaltung des Landes Niederösterreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  358 
Verwaltung des Landes Oberösterreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 200 
Verwaltung des Landes Salzburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 1 1  
Verwaltung des Landes Steiermark . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 1 2  
Verwaltung des Landes Wien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 304 

Gesamtanfall aus dem Bereich der Landesverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 398 

Gesamtsumme . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4 783  
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· / 

• 

Wohnsitz des Beschwerdeführer 

Burgenland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ' . . 239 
Kärnten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 323 
Niederästerreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 892 
Oberästerreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  678 
Salzburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 308 
Steiermark . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 669 
Tirol . . . .  . . . .  . . .  . . . . . . . .  . . . .  . . . . . . .  . . .  . . . . .  . . .  . . . .  . . . . . . .  . . . .  . 248 
Vorarlberg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 5 8  
Wien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 1 32 
Ausland . . . . .  . . .  . . . . . . . . .  . . . .  . . . . . . .  . . .  . . . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . . .  43 
Anonyme Eingaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 1  
Amtswegig . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 82  

4 783  
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Aufgabenbereich der Volks anwältin 
Hofrat Mag. Evelyn Messner : 

1 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundeskanzlers fallen (Bundesministerin 
für Frauenfragen sowie Bundesminister für Föderalismus und 
Verwaltungsreform - BKA) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - BKA/91 Beförderungsvoraussetzungen für Offiziere der Verwen-

60 

dungsgruppe H 1 in die Dienstklasse VIII der Beamten der 
Allgemeinen Verwaltung - keine Beanstandung 

2 Höhe �er gebührenden Abfertigung - SchlechtersteIlung 

3 

4 

5 

6 

7 

9 

1 0  

durch Anderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1 948 -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Ruhebezug - zu geringe Bemessung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Kalenderdatum - irreführende und uneinheitliche Schreib­
weise - Aufklärung durch Auskunft 
Steigerungsbetrag zur Haushaltszulage - Bindung an die 
Meldung des Beamten - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Führung und Weiterleitung privater Aufzeichnungen durch 
die Schriftführerin bei der Kärntner Gemeinderatswahl 1 99 1  
- Beschwerde bei der Datenschutzkommission - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Beendigung eines privatrechtlichen Dienstverhältnisses zum 
Bund - Verzögerungen in der Anweisung der Entlohnung 
und in der Ausfolgung der Papiere - Aufklärung durch 
Auskunft 
PfiegedienstzuJage - keine Berücksichtigung bei der 
Bemessung des Ruhegenusses kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 
Volksz��lung 1 99 1  - Strafdrohung bei Auskunftsverweige­
rung (Osterreichisches Statistisches Zentralamt) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

• 
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Geschäftszahl 

1 1  
• 

1 2  

1 3  

1 4  

1 5  

1 6  

1 8  

1 9  

• 

Gegenstand 

Volkszählung 1 99 1  - Verletzung der Interessen von 
Wohnungsmietern durch Bestellung der Leiterin der 
Hausverwaltung zum Zählorgan - Aufklärung durch 
Auskunft 
Volkszählung 1 99 1  - Unregelmäßigkeiten bei der Abgabe 
der ausgefüllten Fragebögen - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Schadenersatzansprüche gegen die Republik Österreich 
aufgrund von Kriegsereignissen - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Mikrozensuserhebung - Befragung von Haushalten -
Beschwerde zurückgezogen 
Unterlassung der Mitwirkung an Erhebungen des Österrei­
chischen Statistischen Zentralamtes - .f,rlassung einer 
Strafverfügung - Beschwerde dzt. unzuläSSig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Karenzurlaub im Anschluß an den Mutterschutzkarenzur­
laub - pensionsrechtliche Auswirkungen - kein Mißstand 
- Aufklärung durch Auskunft 
Lehrlingsplanstellen des Bundes - Besetzung nur mit 
Jugendlichen 
Forderung .. wegen Entschädigung für Wiederaufbau der 
Republik Osterreich - keine Erledigung (Bundeskanzler­
amt) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

6 1  
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2 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz fallen (G U) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 1 - GU/91  

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  

1 2  

1 3  
1 4  

1 5  

1 6  

1 7  

62 

Bestrafung wegen Übertretung nach dem Lebensmiuelgesetz 
1 975 trotz fehlender handelsrechtlicher Verantwortlichkeit 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Erkrankung nach Verabreichung eines ungeeigneten BCG­
Impfstoffes - Aufklärung durch Auskunft 
Unzureichende Vorbeugungsmaßnahmen gegen die Ausbrei­
tung von TBC 
Konzession zum Betrieb einer öffentlichen Apotheke -
mangelnde persönliche Eignung der Apothekerin 
Antrag auf naturschutzrechtliche Bewilligung zum Schotter­
abbau - Ablehnung - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Beruf des "Qualifizierten Altenhelfers" - Tätigkeitsbereich 
- Aufklärung durch Auskunft 
Erkrankung des Kindes nach BCG-Impfung - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsplatzvergabe im Landeskrankenhaus Klosterneuburg 
- Aufklärung durch Auskunft 
Inhalt der Broschüre "Sie haben Recht ! - Ihr Recht als 
Patient" - Aufklärung durch Auskunft 
Durchführung einer Maßnahme gemäß § 4 1  Tierseuchenge­
setz - Aufklärung durch Auskunft 
Verdacht auf unzureichende Behandlung im Krankenhaus 
Schwaz (Tirol) - VA unzuständig 
Erkrankung der Tochter nach BCG-Impfung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Kritik an § 30 Apothekengesetz - VA unzuständig 
�ichterledigung einer Beschwerde durch SchiedssteIle der 
Arztekammer für Wien - Aufklärung durch Auskunft 
Pflegegebührenabrechnung einer Privatkrankenanstalt -
VA unzuständig 
Gesundheitsgefährdung durch Einsatz mangelhafter medizi­
nisch-technischer Anlagen in Krankenanstalten (Firma 
Odelga) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Augenerkrankung. - Fragen der medizinischen Behandlung 
- VA unzuständig 

• 
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• 

Geschäftszahl 

1 8  

1 9  
20 

2 1  

22 

23 

24 

25 

26 

28 

29 
30 

3 1  

32 

33 
34 
35 

36 
37 

38 

39 

Gegenstand 

Anerkennu�g einer ausländischen Ausbildung zum Kranken­
pfleger in Osterreich - unerledigtes Informationsersuchen 
Existenzgefährdung nach Wegfall des Impfstoffgeschäftes 
Anspruch auf Entschädigung nach dem Tierseuchengesetz -
Begriff des "Waldschweines" 
Vorgangsweise der Grenztierärztin (Autobahn-Grenzüber­
gang Walserberg) am 1 8 . Juni 1 99 1  - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Gleichachtung einer im Ausland abgeschlossenen Ausbildung 
als Krankenschwester mit dem Diplom einer österreichischen 
"Diplomierten Krankenschwester" - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf Nostrifizierung des Diploms als Krankenschwe­
ster - Verfahrensverzögerung 
V � r?acht auf ungerechtf�rtigte Einweisung in psychiatrische 
Klinik gemäß § 8 Unterbnngungsgesetz - Aufklärung durch 
Auskunft 
Sanitätsgehilfe im Landesdienst (Landes-Nervenklinik Val­
duna/Vorarlberg) - Einstufung - VA unzuständig 
Selbstversicherung während der Pflege eines behinderten 
Kindes - Aufklärung durch Auskunft 
a) Anspruch auf Tuberkulosenhilfe 
b) Anspruch auf Sozialhilfeleistungen des Landes Nieder-

österreich 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anwendung von Diagnosegeräten - VA unzuständig 
Erkrankung des Sohnes nach BeG-Impfung - Entschädi­
gung - Aufklärung durch Auskunft 
Ansuchen um Erteilung einer Bewilligung zur Ausübung des 
ärztlichen Berufes als praktischer Arzt - Ablehnung 
Behandlung von Tieren zur Gewinnung von Lebensmitteln 
tierischer Herkunft - Beschwerde nicht berechtigt 
Durchführung der Rattenbekämpfung im Raum Hollabrunn 
Durchführung der Rattenbekämpfung im Raum Wien 
Durchführung der Rattenbekämpfung Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Durchführung der Rattenbekämpfung im Raum Großkrut 
Durchführung der Rattenbekämpfung - Information über 
die Art. des Giftes - Aufklärung durch Auskunft 
Behandlung mit einem bestimmten Medikament - VA 
unzuständig 
Anspruch auf Entschädigung nach dem Impfschadengesetz 
- Anforderung nicht erbringbarer Nachweise - Be­
schwerde berechtigt 
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Geschäftszahl 

40 

4 1  

42 

43 

64 

Gegenstand 

Vernichtung der im Landeskrankenhaus Innsbruck aufliegen­
den Krankengeschichte - VA unzuständig 
Bestellung zweier Tierärzte zu Fleischuntersuchungsorganen 
für dasselbe Gebiet 
Tätigkeit der Österreichischen Ärztekammer - Aufklärung 
durch Auskunft 
Rauch- und Geruchsbe!�stigung durch Heizen mit ungeeig­
neten Brennstoffen - Uberprüfung gemäß Oberösterreichi­
schen Luftreinhaltegesetz 

4" 

• 

• 
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3 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
fallen (SV) : 

in den 
Soziales 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - SV /91 Entschädigung gemäß § 420 Abs. 5 ASVG - zu gerInge 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  

1 2  

1 3  

Bemessung (Salzburger Gebietskrankenkasse) 
Gewährung einer einmaligen Aushilfe nach dem Opferfürsor­
gegesetz - Ablehnung - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zwischenstaatliche Pensionsberechnung (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 
Freiwillige Weiierversicherung - Nichterfüllung der Warte­
zeit (PV A-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Sozialversicherungsrechtliche Nachteile bei Durchführung 
der Sozialversicherung im Zollausschlußgebiet der Gemein­
den Jungholz und Mittelberg 
a) Versicherungszeiten des Ehegatten nach dem ASVG -

Witwenpension 
b) Eigenpension wegen Witwenfortbetrieb (SVA der ge­

werblichen Wirtschaft) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Pensionseinbehalt ohne vorherige Verständigung (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde teilweise berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Geltendmachung überhöhter Forderungen im Zuge des 
Insolvenzverfahrens (Burgenländische Gebietskrankenkasse) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Beitragsnachentrichtung für Zeiten des Schulbesuches 
mangelhafte Beratung - Beschwerde nicht berechtigt 
Aufklärung durch Auskunft 
Abgeltung der erhöhten Umsatzsteuer aus dem National­
fonds zur besonderen Hilfe für Behinderte - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Antrag auf Kostenübernahme für psychotherapeutische 
Behandlung - Ablehnung (BVA) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Rückforderung zu Unrecht erbrachter Leistungen -
Ablehnung (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

1 4  

1 5  

1 6  

1 7  

1 8  

1 9  

20 

2 1  

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28  

29 

30 

3 1  

66 

Gegenstand 

Pensionsverlust durch verspätete AntragsteIlung (SVA der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Schmerzen in der Wirbelsäule - Ablehnung einer Leistung 
aus der . Unfallversicherung (AUVA) - Beschwerde dzt. 
unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenersatz für Krankenbehandlung im Ausland (BVA) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf Alterspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf Zuerkennung einer Berufsunfähigkeitspension -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenersatz für ärztliche Hilfe - Ablehnung (SVA der 
Bauern) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe - Ablehnung einer 
Behandlung auf Krankenschein der Tiroler Gebietskranken­
kasse - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - . Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Alterspension nach dem GSVG - Ablehnung (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Wochen geld - Ablehnung wegen Fristversäumnis (BVA) -
kein Mißstand 
Versicherungs- und Beitragspflicht in der Unfallversicherung 
der Bauern - Beitragsvorschreibung trotz Unterlassens einer 
Nutzung - Verfahrensverzögerungen (SVA der Bauern) -
Beschwerdegrund behoben 
Anerkennung als Opfer der politischen Verfolgung und 
Ausstellung einer Amtsbescheinigung - Ablehnung 
Ruhen einer Pension nach Kauf eines landwirtschaftlichen 
Grundstückes - Aufklärung durch Auskunft 
Akteneinsicht - Verweigerung (AUV A) - Beschwerde­
grund behoben 
Beihilfe nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz - Zuer­
kennung einer Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung (AUV A) 
- Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf Bewilligung eines Turngerätes - Verzögerungen 
bei der Bewilligung (AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitszeitgesetz - unbefriedigende Regelung für Busunter­
nehmer - VA unzuständig 

• 

• 
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- I Geschäftszahl 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

4 1  

42 

43 

44 

45 

46 

47 
48 

49 

50 

Gegenstand 

Versehrtenrente - Ablehnung - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Einstufung nach dem KOVG - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Herabsetzung der 
Leistung trotz Verschlechterung (AUV A) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Ansprüche aus der gesetzlichen Sozialversicherung -
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
- Ablehnung 
Anrechnung vo�. Ersatzzeiten für die Schulausbildung vor 
Verleihung des Offentlichkeitsrechtes (PVA-Angestellte) -
kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Anrechnung von Versicherungszeiten (SVA der Bauern) 
Aufklärung durch Auskunft 
Kursbesuch - nachträgliche Streichung nach anfänglicher 
Zulassung (Arbeitsamt Graz) - Beschwerdegrund behoben 
Allgemeine Beschwerde gegen Arbeitsmarktverwaltung -
zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten (PVA-Ar­
beiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenübernahme für Heilmittel - Ablehnung (SVA der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Wochengeld - Ablehnung (Wiener Gebietskrankenkasse) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ersuchen um Auskunftserteilung über die Ausbildung von 
Arbeitsinspektoren - Unterlassung der Auskunftserteilung 
(Bundesministerium für Arbeit und Soziales) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
Vorzeitige Alterspension - Ablehnung (SVA der Bauern) -
Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Entziehung (AUV A) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Erbringung von Versicherungsleistungen nach Arbeitsunfall 
- lange Verfahrensdauer (AUV A) - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

67 
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Geschäftszahl 

68 

5 1  

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

6 1  

62 
63 

64 

65 

66 

Gegenstand 

Versehrtenrente nach Schülerunfall (AUV A) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Pensionsberechnung - SVA der Bauern (Bemessungsgrund­
lage - Beitragsgrundlage) - Beschwerde nicht berechtigt ­
Aufklärung durch Auskunft 
Mitversicherung der geschiedenen Ehefrau in der Kranken­
versicherung - irrtümliche Ausgabe von Krankenscheinen 
durch das Arbeitsamt Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 
Vorschreibung von Ordnungsbeiträgen - überhöhte Vor­
schreibung (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) - Be­
schwerdegrund behoben 
Abtretung der Pension (PVA-Arbeiter) an Wien er Stadt­
werke zur gemeinsamen Auszahlung und Versteuerung § 47 
(3) Einkommensteuergesetz Anspruch auf Hilflosenzuschuß 
(PVA- Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Höhe der Alterspension (PVA-Angestellte) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ausgleichszulage - Anrechnung des von der Ehegattin 
verpachteten landwirtschaftlichen Betriebes (SVA der Bau­
ern) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Zwischenstaatliches Pensionsverfahren (Kanada) - Verfah­
rensdauer (PVA-Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
�inwegspritzen für Diabetiker .- Able�nung der. Bewilligung 
In ausreIchender Menge (Stelermärkische GebIetskranken­
kasse) - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Invaliditä�spension (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Benachteiligung eines Sozialversicherungsangestellten (Nie­
derösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
zurückgezogen 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
Notstandshilfe - Verzögerungen bei der Auszahlung nach 
Adressenänderung - Aufklärung durch Auskunft 
Versicherungsfall der Krankheit - mangelnde Leistungser­
bringung (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) - Be­
schwerde zurückgezogen 
Postoperative Behandlung - Kostenübernahme für Heilmit­
tel - Ablehnung (Niederösterreichische Gebietskranken­
kasse) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Karenzurlaubsgeld - Frage der Anspruchsberechtigung -
Beschwerde dzt. unzulässig 

.. 
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- I Geschäftszahl 

67 

68 

69 

70 

7 1  

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

8 1  

82  

Gegenstand 

Kostenübernahme für Kuraufenthalt - Ablehnung (Vorarl­
berger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung der Gewährung von Leistungen wegen anhängi­
gem Ehe- Nichtigkeitsverfahren (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf Witwenpension und Waisenpension (Warte­
zeit) - PVA-Angestellte - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Bewilligung für Krankentransport - Taxi - Befristung trotz 
unheilbaren Leidens (Wiener Gebietskrankenkasse) -
Aufklärung durch Auskunft 
�ückforderung von Arbeitslosengeld trotz unverschuldeten 
Uberbezuges (Landesarbeitsamt Wien) - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Zuerkennung einer Versehrtenrente - keine Begünstigung 
gemäß § 9 Pensions gesetz 1 965 - Aufklärung durch 
Auskunft 
Krankengeld - Herabsetzung der Geldleistung während 
eines stationären Krankenhausaufenthaltes - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitslosengeld - zu geringe Bemessung (Arbeitsamt 
Versicherungsdienste Wien) - Aufklärung durch Auskunft 
Krankentransport - Ablehnung einer Direktverrechnung 
(Salzburger Gebietskrankenkasse) Beschwerdegrund 
behoben 
Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Verfahrensdauer (PVA­
Angestellte) - Beschwerdegrund behoben 
Ersatz der Mehrwertsteuer von Nationalfonds für Behinderte 
- Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
Zuschuß zu den Energiekosten - Ausschluß von Leistungs­
beziehern nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz wäh­
rend des Bezuges von Krankengeld - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Anrechnung einer Versehrtenrente auf Ausgleichszulage 
(SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Mehrfache Krankenversicherung - Verpflichtung zur 
Beitragsentrichtung an zwei KrankenversicherungSträger -
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch der Witwe auf Abfertigung - Ablehnung 
(Bau arbeiter Urlaubs- und Abfertigungskasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
InvaliditätSpension - .Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 

69 
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Geschäftszahl 

83  

84 

85  

86 

87  

8 8  

89 

90 

9 1  

92 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

99 
1 00 

70 

Gegenstand 

Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
- lange Verfahrensdauer 
Kostenersatz nach dem KOVG - Verzögerung -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Versicherungsfall der Mutterschaft - unrichtige Leistungs­
bemessung - Beschwerde zurückgezogen 
Anspruch auf Ausgleichszulage - Verfahrensdauer (PVA­
Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
a) Anspruch auf Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
b) Anspruch auf Versehrtenrente - Erhöhung (AUV A) 
Aufklärung durch Auskunft 
Notstandshilfe - befristete Einstellung wegen Unterlassung 
von Kontrollmeldungen (Arbeitsamt Wels) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Anspruch auf Ausgleichszulage (Unterhaltsanrechnung) -
PVA- Arbeiter - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ansuchen um Gewährung einer Förderung aus dem 
Nationalfonds zur besonderen Hilfe für Behinderte - lange 
Verfahrensdauer - Beschwerdegrund behoben 
Anwendul1:g des Abkommens über soziale Sicherheit 
zwischen Osterreich und der BRD nach der Wiedervereini­
gung - Beschwerde zurückgezogen 
Selbstversicherung in der Krankenversicherung - Ableh­
nung (Vorarlberger Gebietskrankenkasse ) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Bestattungskostenbeitrag - keine Gewährung - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension (SVA der gewerb­
lichen Wirtschaft) - Hilfe zur Bestreitung des Lebensunter­
haltes - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anrechnung von Zeiten der Pflege von pflegebedürftigen 
Angehörigen in der Pensionsversicherung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Witwerpension - Pensionsbeginn (PVA-Angestellte) - kein 
Mißstand 
Vorgangsweise bei der Beitragseinbringung (Niederösterrei­
chische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
Pensionsbemessung (SVA der Bauern) - Aufklärung durch 
Auskunft 
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· j Geschäftszahl 

1 0 1  

1 02 

1 03 

1 04 

1 05 

1 06 

1 07 

1 0 8  

1 09 

1 1 0 

1 1 1  

1 1 2 

1 1 3 

1 1 5 

1 1 6 

1 1 7 

1 1 8 

Gegenstand 

Ansprüche aus der gesetzlichen Pensionsversicherung 
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Waisenpension (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Zu Unrecht empfangene Leistungen nach dem KOVG 
Rückerstattung 
Versicherungspflicht nach Anfall einer Alterspension 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente Ablehnung der Weitergewährung 
(AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 
Bescheidmäßige Festsetzung einer Beitragspflicht - Ein­
spruch - Zurückweisung trotz rechtzeitiger Postaufgabe 
(SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Kostenersatz für Heilbehelfe - nur teilweise Übernahme 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Begründung der Abweisung von Leistungen aus der 
gesetzlichen Pensionsversicherung (PVA-Angestellte) 
Selbstversicherung in der Krankenversicherung - keine 
Unterstützung aus Mitteln der Sozialhilfe (Wiener Gebiets­
krankenkasse, Land Wien) - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanrechnung von Zeiten des Arbeitslosengeldbezuges 
vor dem 1 . 1 . 1 97 1 als Ersatzzeiten - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ansprüche aus der gesetzlichen Unfallversicherung (BVA) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Invaliditätspension - Entziehung (PVA-Arbeiter) - Auf­
klärung durch Auskunft 
Ausgleichszulage - Anrechnung des Unterhaltsanspruches 
gegenüber geschiedenem Ehegatten trotz Unterhaltsverzicht 
wegen Schenkung (SVA der Bauern) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Hilflosenzuschuß Ablehnung Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Ausgleichszulage - Anrechnung eines Unterhaltsanspruches 
gegenüber geschiedenem Ehegatten (PV A-Arbeiter) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Übernahme von Transportkosten für die Ehegattin -
Ablehnung (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

7 1  
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Geschäftszahl 

1 1 9 

1 20 

1 2 1  

1 2 2  

1 23  

1 24 

1 25  

1 26 

1 2 8  

1 29 

1 30 

1 3 1  

1 32 

1 33 

1 34 

1 35 

1 36 

72 

Gegenstand 

Zuschuß aus Nationalfondsmitteln - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Selbstversicherung in der Krankenversicherung - Ableh­
nung einer Beitragsherabsetzung (Kärntner Gebietskranken­
kasse) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Einmalige Zuwendung zu österreichischen Soldaten des 2. 
Weltkrieges - VA unzuständig 
Antrag auf Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung (AUV A) 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Anrechnung von Versicherungszeiten - Pensionshöhe 
(PVA- Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Ausgleichszulage - Anrechnung eines pauschalen Einkom­
mens aus Verpachtung des landwirtschaftlichen Betriebes 
(SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung von der Rezeptgebühr - Ablehnung (SVA der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Pensionsbezug nach dem BSVG - ungünstigere Leistungen 
in der Krankenversicherung (SVA der Bauern) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Versicherungsleistungen nach einem Arbeitsunfall - Ableh­
nung (AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf InvaliditätSpension (PVA-Arbeiter) Hilfe in 
besonderen Lebenslagen - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Kein Anspruch der Lebensgefährten auf Hinterbliebenenlei­
stungen - Aufklärung durch Auskunft 
Kein Anspruch der Lebensgefährten auf Hinterbliebenenlei­
stungen - Aufklärung durch Auskunft 
Information über die einbezahlten Beiträge für die 
Weiterversicherung in der Pensionsversicherung und deren 
Verwendung (PVA-Angestellte) Aufklärung durch 
Auskunft 
Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz -
Verfahrensverzögerungen beim Arbeitsamt - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Entziehung der Berufsunfähigkeitspension (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

. 
. 
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Geschäftszahl 

1 37 

1 3 8  

1 39 

1 40 

1 4 1  

1 42 

1 43  

1 44 

1 45 

1 46 

1 47 

1 4 8  

1 49 

1 50 

1 5 1  

1 52 

1 53 

1 54 

Gegenstand 

Witwenpension für frühere Ehefrau - Ablehnung (PVA-Ar­
beiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Zusatzrente nach dem KOVG - Ablehnung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Arbeitsunfall - Leistungen aus der Unfallversicherung 
Ablehnung (AUV A) - Beschwerde nicht berechtigt 
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Pension (PV A-Arbeiter) - Nichterfüllung der 
Wartezeit - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsunfall - Verschlimmerung des Leidens durch 
Gehörverlust - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anfrage wegen Höherversicherung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Auss�attungsbeit�ag - Rückzahlung - Anrechnung von 
Ver51cherungszelten - Aufklärung durch Auskunft 
Versicherungsfall der Mutterschaft - Verpflichtung zur 
Beitragsentrichtung in der Krankenversicherung und Pen­
sionsversicherung nach dem GSVG (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf InvaliditätSpension (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Beitragspflicht in der Krankenversicherung der Bauern -
Beitragsvorschreibung trotz anderweitiger Erwerbstätigkeit 
(SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Kosten für Laboruntersuchung - Ablehnung eines vollen 
Kostenersatzes trotz medizinischer Notwendigkeit (BVA) -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf Witwenpension (VA der österreichischen 
Eisenbahnen) - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsunfall - Verschlimmerungsantrag - Ablehnung 
(SVA der Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall (AUV A) - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Anspruch auf Alterspension (PVA-Arbeiter) - Aufklärung 
durch Auskunft 

73 
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Geschäftszahl 

1 55 

1 56 

1 57 

1 5 8  

1 59 

1 60 

1 6 1  

1 62 

1 63 

1 64 

1 65 

1 66 

1 67 

1 6 8  

1 69 

1 70 

1 7 1  

74 

Gegenstand 

Ausgleichszulage - Rückforderung eines Überbezuges (SVA 
der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Elektrofahrstuhl - nur teilweise Kostenübernahme (Nieder­
österreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund 
behoben 
Untersuchung von Ausländern gemäß § 5 Abs. 1 Ausländer­
beschäftigungsgesetz - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichszulage (PV A-Arbeiter) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Notstandshilfe - Entziehung (Arbeitsamt Villach) -
Beschwerde nicht berechtigt 
Hinterbliebenenleistung aufgrund einer festgestellten Berufs­
krankheit - Ablehnung (AUV A) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Förderung nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz -
Unstimmigkeiten im Dienstverhältnis (Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales) 
Höhe der Ausgleichszulage Höhe des Richtsatzes Anspruch 
auf Kinderzuschuß (PV A-Arbeiter) - Beschwerdegrund 
behoben - Aufklärung durch Auskunft 
Opferfürsorgegesetz - Mängel bei der medizinischen 
Begutachtung 
Ausgleichszulage - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Rückwirkende Herstellung des gesetzlichen Zustandes 
(PVA- Angestellte) - Beschwerde berechtigt - Beschwer­
degrund behoben 
Versicherungspflicht in der Pensionsversicherung nach dem 
GSVG - Bejahung einer Versicherungspflicht trotz 
Vorliegens eines Ausnahmetatbestandes (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
W!twerpension - Abweisung - Kinderzuschuß - kein 
MIßstand - Aufklärung durch Auskunft . 

Witwenpension der früheren Ehefrau - Ablehnung (SVA 
der gewerblichen Wirtschaft) kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 
Kostenersatz für physiotherapeutische Behandlungen -
Ablehnung (Salzburger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
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. / Geschäftszahl 

1 72 

1 73 

1 74 

1 75 

1 76 

1 77 

1 78 
1 79 

1 80 

1 8 1  

1 82 

1 8 3 

1 84 

1 86 

1 87 

1 8 8 

1 89 

1 90 

Gegenstand 

Einbeziehung in die Pensionsversicherung nach dem BSVG 
(SVA der Bauern) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Invaliditätspension (PV A-Arbeiter) - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Ersatzanspruch des Sozialhilfeträgers bei Heimunterbrin­
gung - Rezeptgebührenbefreiung (Magistrat Salzburg, 
PVA-Angestellte) - Beschwerdegrund teilweise behoben 
Ungleichbehandlung von mitversicherten Angehörigen bei 
stationären Krankenhausaufenthalten (Oberösterreichische 
Lehrer-, Kranken- und Unfallfürsorge) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Bemessung der Notstandshilfe - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Unfallversicherungspflicht nach dem BSVG (SVA der 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Rente nach dem KOVG - Aufklärung durch Auskunft 
Verhängung einer Verwaltungsstrafe wegen unerlaubter 
Ausländerbeschäftigung (Landeshauptmann Oberösterreich) 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Anerkennung eines Lu�genleidens des verstorbenen Eheman­
nes als Berufskrankheit - Ablehnung (AUV A) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Pensionsteilung nach dem BSVG (SVA der Bauern) 
Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung 
negative Auskunft (Arbeitsamt Feldbach) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Bestrafung nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz (Be­
zirkshauptmannschaft Tulln) - Beschwerde nicht berechtigt 
Zwischenstaatliche Pensionsberechnung (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanrechnung von Versicherungszeiten (PVA-Arbeiter) 
- Beschwerdegrund behoben 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit - Abmeldung von der 
Pflichtversicherung durch den Arbeitgeber - Beschwerde 
dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Vorgangsweise bei der Inanspruchnahme wahlärztlicher 
Hilfe (Kärntner Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Notstandshilfe - vorübergehende Einstellung (Arbeitsamt 
Versicherungsdienste Wien) - Beschwerde nicht berechtigt 
Invaliditätspension - Abweisung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
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76 

1 9 1  

1 92 

1 93 

1 94 

1 95 

1 96 

1 97 

19 8  

1 99 

200 

2 0 1  

202 

203 

204 
205 

206 

207 

Gegenstand 

Einbehaltung eines Krankenversicherungsbeitrages von der 
Witwenpension - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Bemes�ungsgrundl.age (Vers�cherungsmonate 1 947 - 1 950) 
- zWIschenstaatliche PensIOnsberechnung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Berufsunfähigkeitspension - Verfahrensverzögerung (PVA­
Angestellte) - Aufklärung durch Auskunft 
Krankenversicherung - Beiträge von Eigen- und Hinterblie­
benenpension - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Erwerb eines landwirtschaftlich genutzten Grundstückes -
Beitragsvorschreibung in der Unfallversicherung (SVA der 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleic.hszulage -. Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde mcht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vollblutuntersuchung und homöopathische Behandlung -
Ablehnung einer Kostenübernahme durch den Krankenversi­
cherungsträger (Oberösterreichische Gebietskrankenkasse) 
- Beschwerdegrund behoben - Aufklärung durch Auskunft 
Alterspension - Anspruch auf Sozialhilfe für Ausländer -
unrichtige Auskunft (Land Oberösterreich) - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Kostenübernahme für stationären Aufenthalt im Landeskran­
kenhaus Steyr - teilweise Ablehnung (Niederösterreichische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Strittige Zuständigkeit zur Leistung einer Versehrtenrente -
Aufklärung durch Auskunft 
Anstaltspflege - Benachteiligung von in Oberösterreich 
wohnhaften Versicherten (BVA) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung (SVA der Bauern) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Bemessung der Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) 
Kostenersatz für Aufenthalte in Krankenanstalten der Stadt 
Wien - Aufklärung durch Auskunft 
Beitragspflicht nach dem BSVG (SVA der Bauern) -
Aufklärung durch Auskunft 
Orthopädische Hilfsmittel - Anwendung rechtlicher Rege­
lungen aus dem Jahr 1 937 
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208 

209 

2 1 0  
2 1 1  

2 1 2  

2 1 3  

2 1 4  

2 1 5  

2 1 6  

2 1 7  

2 1 8  

2 1 9  

220 

22 1  

222 

223 

224 

Gegenstand 

Pensionsbemessung (PVA-Angestellte) - Beschwerde zu­
rückgezogen 
Ausgleichszulage - Anrechnung fiktiver Ausgedingeleistun­
gen - kein Mißstand 
Arbeitsrechtliche Probleme - VA unzuständig 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Fahrtkosten - Ablehnung eines vollen Ersatzes - Zuschuß 
zum Landaufenthalt des Sohnes - Ablehnung (BVA) -
Beschwerde. dzt. unzulässig 
Kostenübernahme für Perücke - Ablehnung trotz medizini­
scher Indikation (SVA der gewerblichen Wirtschaft) 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Nichtanrechnung von Ersatzzeiten (SVA der Bauern) 
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Pflegezulage nach dem KOVG - Einkommensgrenze -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Freiwillige Weiterversicherung in der Pensionsversicherung 
- Aufklärung durch Auskunft 
Familienzuschlag - Ablehnung mangels Anführung der 
Kinder im Antragsformular (Arbeitsamt Versicherungs dien­
ste Wien, Landesarbeitsamt Wien) - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Wahlarzthilfe - Verzögerungen bei der Kostenerstattung 
durch vierteljährliche Abrechnung (Wiener Gebietskranken­
kasse) - Aufklärung durch Auskunft 
Beitragsgrundlage - Verweigerung einer schriftlichen 
Aufschlüsselung (SVA der Bauern) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Erwerb und Weitergabe eines Baugrundstückes - Beitrags­
vorschreibung trotz nicht gegebener landwirtschaftlicher 
Nutzung (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anrechnung von Ersatzzeiten (PVA-Arbeiter) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
InvaliditätSpension - Abweisung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Vorzeitige Alterspension - Nichtberücksichtigung von 
Zeiten des Schulbesuches in der Bundesrepublik Deutschland 
(PVA- Angestellte) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ablehnung einer Kurantrages (PVA-Angestellte) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
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225 

226 

227 

228 

229 

230 

23 1 

232 

233 

235 

236 

237 

238  

239 

240 

24 1  

78 

Gegenstand 

Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung - Verfahrens­
verzögerung - Beschwerde teilweise berechtigt - Be­
schwerdegrund behoben 
Anspruch auf Ausgleichszulage - Anrechnung von Einkünf­
ten (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Sterbegeld (Bestattungskostenbeitrag) -
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension -. Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung durch 
Auskunft 
Höhe der Alterspension (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kinderzuschlag - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Beitragsgrundlage für freischaffende Künstler 
nach dem Gewerbli.chen Sozialv�rsicherungsgesetz (GSVG) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vollversicherung der Mitglieder des Zusatzchors der Wiener 
Staatsoper und der Volksoper - Verneinung einer 
Versicherungspflicht durch den Bundesminister für Arbeit 
und Soziales - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anfrage wegen Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsver­
sicherung - Aufklärung durch Auskunft 
Bekanntmachung von Gesetzesänderungen - Aufklärung 
durch Auskunft 
Einkauf von Schul- und Studienzeiten, Einlangen der 
Beiträge (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Alterspension (PVA-Angestellte) - Ablehnung 
wegen Nichterfüllung der Wartezeit - Aufklärung durch 
Auskunft 
Orthopädische Schuhe - Ablehnung (SVA der Bauern) -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
a) Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung (PVA-Ange­

stellte) 
b) Notstandshilfe - Ablehnung Beschwerde dzt. unzulässig 

- Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Krankenversicherung nach Ehescheidung - Höhe der 
Beiträge zur Selbstversicherung in der Krankenversicherung 
- Aufklärung durch Auskunft 
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242 

243 

244 

245 

246 

247 

248 

249 

250 
2 5 1  

252 

253 

254 

255 

256 

257 

258 

Gegenstand 

Unterlassung der Zurücksendung vorgelegter Unterlagen 
(SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Alterspension - keine Erhöhung trotz Erwerbs von 
Versicherungszeiten nach Stichtag (PVA-Angestellte) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz - Ableh­
nung - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung für 
Heilbehandlung - Ablehnung (SVA der Bauern) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Selbstbehalt in der Krankenversicherung (SVA der Bauern) 
- Aufklärung durch Auskunft 
Überbezug an Ausgleichszulage (PVA-Angestellte) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anfrage wegen Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 
Hilflosenzuschuß - Gewährung ab dem Monat der 
AntragsteIlung (SVA der Bauern) Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Pension - Aufklärung durch Auskunft 
Inanspruchnahme von Vertragspartnern der Wiener Gebiets­
krankenkasse gegen Privathonorar wegen Dringlichkeit -
Ablehnung der Kostenerstattung (Wiener Gebietskranken­
kasse) - Beschwerde nicht berechtigt 
Zwischenstaatliche Pensionsberechnung - Schweiz (PVA­
Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Allgemeine Kritik an der Rechtslage betreffend soziale 
Situation der Bauern - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ausgleichszulage - Anrechnung fiktiver Einkünfte (SVA der 
Bauern) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension (PV A-Angestellte) 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichszulage (PVA-Angestellte) Anrech­
nung eines Unterhaltsanspruches gegenüber den geschiede­
nen Ehegatten auf Grund einer vertraglichen Vereinbarung 
gemäß § 55 a Ehegesetz - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen nach einem 
Verkehrsunfall durch den Versicherungsträger (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
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80 

259 

260 
26 1  

262 

263 

264 

265 

266 

267 

268 

269 

270 

27 1 

272 

273 

274 

275 

Gegenstand 

Anspruch auf Waisenpension bzw. Waisenzuschußrente 
(SVA der Bauern) - AntragsteIlung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
Anspruch auf Kinderzuschuß für Enkel (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Beitragspflicht nach dem Bauernsozialversicherungsgesetz -
Nichterstattung der Beiträge trotz geänderter Einheitswert­
feststellung (SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe im Ausland - nur 
teilweise Kostenerstattung (Wiener Gebietskrankenkasse) -
Aufklärung durch Auskunft 
Vereinbarung mit dem Dienstgeber über d�e Abgeltung von 
Krankengeld - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anfrage wegen vorzemger Alterspension - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichszulage - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerdegrund behoben - Aufklärung durch 
Auskunft 
Wiederaufleben der Witwenpension (PV A-Arbeiter) -
Aufklärung durch Auskunft 
Bezug von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungs­
gesetz - Aufklärung durch Auskunft 
Wiedergewährung von Wochengeld und Karenzurlaubsgeld 
bei weiterer Schwangerschaft - geringere Bemessung trotz 
zwischenzeitiger Erwerbstätigkeit - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung -
Ablehnung (Landesarbeitsamt Niederästerreich) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Pension - Nichterfüllung der Wartezeit 
(PV A-Arbeiter) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Mangelnde Unterstützung der Arbeitsmarktverwaltung bei 
Arbeitssuche und beruflicher Weiterbildung (Arbeitsamt 
Lienz) - Beschwerde nicht berechtigt 
Kuraufenthalt - Ablehnung (PVA-Angestellte) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenzuschuß zum Kuraufenthalt - Ablehnung (Tiroler 
Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 
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276 

277 

278 

279 

280  

2 8 1  

283  
284 

285 

287 

288  

289 

290 

29 1 

292 

Gegenstand 

Anspruch auf Waisenpension - Nichterfülllung der 
Wartezeit (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Notstandshilfe - Ablehnung (Arbeitsamt Versicherungs­
dienste Wien) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Arbeitsbewilligung für Chinesen - Ablehnung trotz Mangels 
an inländischen Arbeitskräften - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 
Heilmittel für Diabetiker - Notwendigkeit immer wieder­
kehrender chefärztlicher Bewilligungen (Wiener Gebiets­
krankenkasse) - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Verzögerungen bei Bearbeitung eines Antrages auf Arbeitslo­
sengeld (Arbeitsamt Traun) 
Dienstverhältnis zur Bundeswirtschaftskammer - Dienstver­
richtung in der Schweiz - Frage des Bestehens eines 
Sozialversicherungsverhältnisses im Inland - Aufklärung 
durch Auskunft 
Rückzahlung eines Übergenusses (KOVG) 
Berufskra�kheit - Erbringung von Leistungen aus der 
Unfallversicherung - Ablehnung (AUVA) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Übernahme der Kosten für Krankentransport - Ablehnung 
(Salzburger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Förderung für Lehrausbildung zum KFZ-Mechaniker -
Ablehnung (Arbeitsamt Villach) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Keine Erstattung von Beiträgen zur Höherversicherung die 
gemäß § 70 ASVG als entrichtet gelten (§ 308 ASVG) -
PVA-Angestellte - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Exekutive Maßnahmen zur Hereinbringung angeblicher 
Beitragsrückstände (SVA der gewerblichen WirtSchaft) -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Antrag auf Kostenübernahme für Operationen - Ablehnung 
(SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Pensionsüberweisung auf altes Konto trotz Bekanntgabe der 
Kontoeröffnung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

8 1  
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82 

293 

294 

295 

296 
297 

298 

299 
30 1 

302 

303 

304 

305 

306 

307 

308 

309 

3 1 0  

Gegenstand 

Anspruch auf Versorgungsgenuß bzw. Leistungen aus der 
gesetzlichen Pensionsversicherung kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 
Barauszahlung des Gegenwertes von Sachbezügen bei 
Krankenpflegesch.ülern - Ablehnung durch den Dienstgeber 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Insolvenz-Ausfallgeld-Fonds - Stundung oder Verzicht auf 
Forderungen - Ablehnung - Beschwerde zurückgezogen 
Anspruch auf Pension - Aufklärung durch Auskunft 
Erhöhung der Hilflosenzuschüsse - Anregung einer 
Gesetzesänderung - VA unzuständig 
Kostenübernahme für Oberkieferprothese - Ablehnung 
(AUV A) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
Knappschaftspension - Ablehnung (VA des österreichischen 
Bergbaues) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Verhandlungsdauer eines Sozialversicherungsabkommens 
mit Australien - VA unzuständig 
Pensionshöhe - unrichtige Ermittlung (SVA der Bauern) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Privatzimmervermietung - kein landwirtschaftlicher Neben­
betrieb - Leistungsgewährung aus der Unfallversicherung ­
Ablehnung (SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Kündigung eines privatrechtlichen Dienstverhältnisses -
Antrag auf Gebührenbefreiung Ablehnung (Land 
Steiermark; Rundfunkamt Graz) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall Ablehnung der 
Weitergewährung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufklärung durch Auskunf� 
DienstfreisteIlung für Sozialversicherungsbedienstete - VA 
unzuständig 
Nachtarbeit in Bäckereibetrieb - ungerechtfertigte Bestra­
fung des Arbeitgebers - Verletzung der Entscheid ungs­
pflicht (Bezirkshauptmannschaft Schwaz, Arbeitsinspektorat 
Innsbruck) 
Teilweise ungerechtfertigte Vorschreibung rückständiger 
Sozialversicherungsbeiträge (Wiener Gebietskrankenkasse ) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Opferfürsorgegesetz -
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
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3 1 1  

3 1 2  

3 1 3  

3 1 4  

3 1 5  

3 1 6  

3 1 7  

3 1 8  

3 1 9  

320 

32 1 

322 

323 

324 

325 

326 

327 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte und unbegründete Kurablehnung (PVA­
Angestellte) - Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Versehrtenrente wegen Berufskrankheit - Ablehnung 
(AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung (AUV A) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anrechnung von Einkünften auf die Ausgleichszulage -
Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Berechnung der Abfertigung durch die Bauarbei­
ter- Ur!aubs- und Abfertigungskasse - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unzureichende Bemühungen der Arbeitsmarktverwaltung bei 
der Arbeitsplatzsuche - Beschwerde zurückgezogen 
Anspruch auf Waisenpension - Ablehnung wegen Nichter­
füllung der Wartezeit (PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitslosengeld - Einstellung (Arbeitsamt Neusiedl am 
See) - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Hilflosenzuschuß (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Kostenübernahme für Behandlungen zur Linderung von 
Unfallfolgen - Ablehnung (Steiermärkische Gebietskran­
kenkasse - PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Übernahme eines Teilbetrages der Begräbniskosten nach 
Schülerunfall durch Unfallversicherung (AUV A) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerdegrund behoben 
Ablehnung des Antrages auf Berufsunfähigkeitspension trotz 
konkludenter Aufforderung zur Beendigung des Dienstver­
hältnisses - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
teilweise behoben 
Vorgangsweise des Jugendamtes (Tirol) im Zusammenhang 
mit Durchsetzung von Unterhalts ansprüchen VA 
unzuständig 
Soziale Absicherung von Behinderten - Aufklärung durch 
Auskunft 
Cytologische Untersuchungen - unterschiedliche Honorie­
rung durch die einzelnen Sozialversicherungsträger - VA 
unzuständig 
Anspruch auf Rückvergütung der erhöhten Umsatzsteuer aus 
den Mitteln des Nationalfonds zur besonderen Hilfe für 
Behinderte - Ablehnung 

83  
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328 

329 

330 

33 1 

332 

333 

334 

335 

336 

337 

338 

339 

340 

341 

342 

343 

84 

Gegenstand 

Beitragsvorschreibung - Verjährung (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung -
Verfahrensverzögerung (AUV A) - Beschwerdegrund beho­
ben 
Vorgangsweise bei der Hereinbringung rückständiger Sozial­
versicherungsbeiträge (Wien er Gebietskrankenkasse) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Feststellung der Erwerbsunfähigkeit Anspruch auf Erwerbs­
unfähigkeitspension (SVA der gewerblichen Wirtschaft) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenzuschuß zu Elektrorollstuhl - Orthopädieabkommen 
(PVA- Arbeiter) - Beschwerdegrund behoben ' 
Feststellung der Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigten 
Behinderten - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Hilfiosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Kinderzuschuß - Nachuntersuchung (PVA-Arbeiter) -
Aufklärung durch Auskunft 
Leistungsbezug nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz -
Ausgabe ungültiger Krankenscheine durch das Arbeitsamt 
(Arbeitsamt Versicherungsdienste) 
Übernahme der vollständigen Kosten für eine medizinisch 
i�dizierte Un�ersuchung - Ablehnung (BVA) - Beschwerde 
mcht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung wegen Nichterfül­
lung der Wartezeit (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Pensions anpassung zum 1 .  Juli 1 990 (PVA-Angestellte) -
Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitslosengeld - Rückforderung wegen Bezugs eines 
Erwerbseinkommens (Arbeitsamt Voitsberg) - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Invaliditätspension - Abweisung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Mehrfachversicherung in der Pensionsversicherung (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Einbeziehung in der Pflichtversicherung aufgrund der 1 1 . 
Novelle zum BSVG - mangelnde vorherige Verständigung 
(SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

344 

345 

346 

347 

348 

350 

3 5 1  

352 

353 

354 

355 

356 

358 

359 

360 

36 1 

362 

363 

364 

Gegenstand 

Hilfiosenzuschuß - Abweisung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Abweisung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Pension nach Lebensgefährten - Aufklärung 
durch Auskunft 
Kurantrag - Ablehnung (PVA-Angestellte) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Verzögerungen bei der Honorierung des Architekten infolge 
der vom Arbeitsinspektorat gemachten Anregungen - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Überhöhter Selbstbehalt bei Inanspruchnahme ärztlicher 
Hilfe (SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Einhebung einer Regreßforderung (PVA-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 
Verspätete AntragsteIlung auf Ergänzungszulage - falsche 
Auskunft - Aufklärung durch Auskunft 
Beitragseinhebung in der Krankenversicherung der Bauern 
trotz Bestehens einer anderweitigen gesetzlichen Kranken­
versicherung (SVA der Bauern) - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
- Ablehnung 
Antrag auf Kostenzuschuß für Haushaltshelferin - Ableh­
nung wegen verspäteter AntragsteIlung (SVA der Bauern) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenersatz für Zahnprothese (Niederösterreichische Ge­
bietskrankenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 
Alterspension - zu geringe Bemessung (VA der österreichi­
schen Eisenbahnen) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - .Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Sozialversicherungsrechtliche Folgen der Ehescheidung -
Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Abweisung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Pensionsberechnung - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Höhe der Waisenpension (PVA-Angestellte) kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anfrage wegen Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

366 

367 

368 

369 

370 

37 1  

372 

373 

374 

375 

376 

377 

378 

379 

380 

3 8 1  

382 

383  

86  

Gegenstand 

Hilflosenzuschuß - Bemessung (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Kostenersatz für Reparatur einer Zahnprothese - Ableh­
nung (Kärntner Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anschlußheilverfahren und Nachsorge nach Hüftoperation 
- lange Wartefrist für Kuraufenthalt (BVA) - Beschwerde­
grund behoben 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Wöchentliche Fahrten ins Krankenhaus - zu geringe 
Bemessung des Fahrtkostenersatzes (Kärntner Gebietskran­
kenkasse) - Beschwerdegrund behoben 
Ausstellung eines Urlaubskrankenscheines für Italien -
Ablehnung (Kärntner Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Invaliditätspension - . Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung einer Direktverrechnung mit dem Arbeiter­
Samariterbund (Kärntner Gebietskrankenkasse) - Be­
schwerdegrund behoben 
Anspruch auf Arbeitslosengeld bei einvernehmlicher Lösung 
des Dienstverhältnisses - Beschwerde nicht berechtigt 
Anfrage wegen Anspruch auf Ausgleichszulage - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Grundsätzliche Beschwerde über Höhe der Kriegsopferver­
sorgungsrente - Aufklärung durch Auskunft 
Überhöhte Beitragsvorschreibung infolge unzutreffender 
Berechnung des Wertes einer Wald fläche (SVA der Bauern) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Abweisung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Ausgleichszulage zur Waisenpension (PVA-Angestellte) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anr�chnung fi.ktiver Ei�künfte aus landwirtschaftlichem 
Betneb auf die Ausgle!chszulage - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kuraufenthalt - unvollständiger Kostenersatz - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - .Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzuläSSig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

384 

385 

386 

387  
3 8 8  

389 

390 

39 1 

392 
393 

394 

395 

396 

397 

398 

399 

400 

40 1  

Gegenstand 

Anspruch auf Unfallversicherungsrente 
(AUV A) - Beschwerde nicht berechtigt 
durch Auskunft 

Ablehnung 
Aufklärung 

Rückvergütung der erhöhten Umsatzsteuer für Behinderten­
PKW aus dem Nationalfonds zur besonderen Hilfe für 
Behinderte - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Alterspension - unrichtige Bemessung (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Abgeltung für Zeiten der Kindererziehung - kein Mißstand 
Befreiung von der Entrichtung der Rezeptgebühr -
Ablehnung (SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Soziale Absicherung bei Pflege behinderter Angehöriger -
Aufklärung durch Auskunft 
Verspätete Meldung eines Arbeitsunfalles - Frage der 
rückwirkenden Zuerkennung der Versehrtenrente (AUV A) 
- Aufklärung durch Auskunft 
Kostenübernahme für Brille - Erholungsaufenthalt nach 
Staroperation - Ablehnung bzw. Verzögerung (Wien er 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 
Probleme nach Unfall - Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung von der Entrichtung der Rezeptgebühr -
Ablehnung (Kärntner Gebietskrankenkasse) - Beschwerde­
grund behoben 
Verneinung des Bestehens einer Pflichtversicherung -
unrichtige Rechtsmittelbelehrung (Kärntner Gebietskranken­
kasse) - Beschwerde nicht berechtigt 
Zahnregulierung - nur teilweiser Kostenersatz (SVA der 
Bauern) - Beschwerde zurückgezogen 
Pensionsauszahlung - Einbehalt (PVA-Angestellte) -
Aufklärung durch Auskunft 
Unzureichender Kostenersatz bei Kieferregulierung (Kärnt­
ner Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund �ehoben 
Invalidität - Ablehnung eines Pensionsantrages wegen 
Nichterfüllung der Wartezeit (PVA-Arbeiter) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Berechnung der Sonderzahlung bei Ruhen des Hilflosenzu­
schusses 
Arbeitsunfall aus dem Jahre 1 9 7 1  - Frage der rückwirken­
den Zuerkennung einer Versehrtenrente (AUV A) 
Überweisung eines Patienten durch private Krankenanstalten 
- VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

402 

403 

404 

405 

406 

407 

408 

409 

4 1 0  

4 1 1  

4 1 2  

4 1 3  

4 1 4  

4 1 5  

4 1 6  

4 1 7  

4 1 8  

4 1 9  

8 8  

Gegenstand 

Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Vorgangsweise der Krankenversicherungsträger bei Beschei­
nigung der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit - zur 
geschäftsordnungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
Anspruch auf Witwerpension (PVA-Arbeiter) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Kostenübernahme für Zahnbehandlung nach Unfall bei 
Schulschikurs - Ablehnung (Wiener Gebietskrankenkasse) 
- Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf Ausgleichszulage - Ablehnung (PV A-Ange­
stellte) - Aufklärung durch Auskunft 
Dauerrente aufgrund einer Berufskrankheit - regelmäßige 
ärztliche Untersuchungen (AUVA) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Beatmungsgerät - nur teilweise Kostenübernahme durch 
den Krankenversicherungsträger - Probleme bei der 
restlichen Finanzierung 
Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresv�rsorgungsgesetz 
- Ablehnung - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Berufsunfähigkeitspension -:- Ablehnung (PV A-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente - verspätete Leistungsgewährung und zu 
niedrige Bemessung (AUV A) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Honorierung für physikotherapeutische Behandlung der 
Eh.efra� - Ablehnung (Salzburger Gebietskrankenkasse) -
kem MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anfrage wegen InvaliditätSpension - Aufklärung durch 
Auskunft 
Versehrtenrente - unzureichende Anpassung (AUV A) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung (AUV A) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente nach Dienstunfall - Ablehnung (BVA) -
Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung (AUV A) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - . Ablehnung (PV A-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 
Verhängung einer Verwaltungsstrafe nach dem Ausländerbe­
schäftigungsgesetz - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
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Geschäftszahl 

420 

42 1 

422 

423 

424 

425 

426 

427 

428 

429 

430 

43 1 

432 

433 

434 

435 

436 

437 

438 

Gegenstand 

Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Rückbuchung einer bereits angewiesenen Pension (PVA­
Angestellte) - Beschwerde berechtigt 
Versehrtenrente - Ablehnung einer Erhöhung (AUV A) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Beiträge zur Sozialversicherung - Anhebung auf ein 
unvertretbares Ausmaß (SVA der Bauern) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Fahrtkostenersatz - Ablehnung (Wiener Gebietskranken­
kasse) - Beschwerdegrund behoben 
Befreiung von der Rezeptgebühr - Ablehnung (SVA der 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Fahrtkostenersatz für Taxifahrt - Ablehnung (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Befreiung von der Rezeptgebühr - Ablehnung - (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Kuraufenthalt nach Dienstunfall - teilweise ablehnende 
Haltung des VersicherungSträgers (BVA) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Witwenpension einer früheren Ehefrau unrichtige 
Bemessung (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsbewilligung für jugoslawische Arbeitskräfte - Ableh­
nung - keine Vermittlung arbeitswilliger Inländer (Arbeits­
amt Innsbruck) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Straferkenntnis nach dem Arbeitsinspektionsgesetz 
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Pensionsberechnung (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Abfertigung einer Witwenpension nach dem KOVG 
Aufklärung durch Auskunft 
Ausgleichszulage - Bemessung (SVA der Bauern) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

439 

440 

441 

442 

443 

444 

446 

447 

448 

449 

450 

45 1 

452 

453 

454 

455 

456 

90 

Gegenstand 

Bestehen einer Versicherungspflicht in Österreich trotz 
Versicherung in der BRD (SVA der Bauern) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Vorzeitige Beendigung der Arbeitsunfähigkeit infolge 
Krankheit durch den Kontrollarzt (Niederösterreichische 
Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 
Krankentransportkosten - Ablehnung (SVA der Bauern) -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Sachliche Zuständigkeit des Krankenversicherungsträgers -
SchlechtersteIlung durch geänderte Zuständigkeit infolge 
Pensionierung (VA der österreichischen Eisenbahnen) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
a) Ausgleichszulage - Ablehnung (SVA der Bauern) 
b) Pfändung einer Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 
Kritik an der Rechtslage betreffend Waisenpension bzw. 
Beihilfen - VA unzuständig 
Notstandshilfe - TBC-Hilfe - Leistungen der Sozialversi­
cherung - Ablehnung 
Leseglas - Ablehnung trotz medizinischer Indikation 
(Oberösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde­
grund behoben 
Kurkostenübernahme - Rezeptgebührenbefreiung - Ab­
lehnung (PV �-Angestellt�, Wien er Gebietskrankenkasse) -
Beschwerde nIcht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zwischenstaatliches Pensionsfeststellungsverfahren - Ver­
fahrensverzögerung (PVA-Arbeiter) - Beschwerdegrund 
behoben 
Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Leistungsbezug für die ersten drei Tage eines Krankenstandes 
- Ablehnung (Arbeitsamt SpittallDrau) - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Rückerstattung von Beiträgen in der Krankenversicherung -
Ablehnung (SVA der Bauern) - Beschwerdegrund behoben 
Erlassung eines Sicherstellungsauftrages (Wiener Gebiets­
krankenkasse) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Krankengeld - Ablehnung (Wiener Gebietskrankenkasse) 
- Beschwerdegrund behoben 
Pensionsberechnung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Pensionsberechnung (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

457 

458 

459 

460 

46 1 

462 

463 

464 

465 

466 

467 

468 

469 

470 

47 1 

472 

473 

Gegenstand 

Höhe der Pension (PV A-Arbeiter) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kostenersatz für physikalische Therapie - Ablehnung 
(Steiermärkische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Gesamtvergütung nach Arbeitsunfall - weitere Leistungen 
wegen Verschlimmerung - Ablehnung (AUV A) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichszulage - Ablehnung (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Homoöpathische Heilmittel - Ablehnung einer Kostenüber­
nahme (SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Abweisung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Zusatzrente nach dem KOVG - Ablehnung -
Aufklärung durch Auskunft 
Kostenübernahme für plastische Operation (Niederösterrei­
chische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Ausweis nach dem Behinderteneinstellungsgesetz - Entzug 
- Aufklärung durch Auskunft 
Krankengeld - unrichtige Bemessung (Kärntner Gebiets­
krankenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 
Rente nach dem KOVG - unrichtige Bemessung -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Beiträge zur Sozialversicherung der Bauern - Vorschrei­
bung überhöhter Beiträge (Sozialversicherungsanstalt der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Invalidität aufgrund eines Verkehrsunfalles - Aufklärung 
durch Auskunft 
Krankenbehandlung durch P�ysiotherap�uten - Selbstbe­
halt (BV A) - Beschwerde lllcht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Erhebung der Pensionshöhe durch das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales - Außerachtlassung des Daten­
schutzes - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unrichtige Datenübermittlung an das Wohnsitzfinanzamt 
(Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Mehrfache Beitragspflicht in der Sozialversicherung -
Aufklärung durch Auskunft 

9 1  
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Geschäftszahl 

92 

474 

475 
476 

477 

478 

479 

480 

48 1 

482 

483 

484 

485 
486 

487 

488 

489 

490 

Gegenstand 

Verkehrsunfall mit Moped - keine Einbringung von 
Versicherungs leistungen (SVA der Bauern) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Probleme mit Prüfung eines Blindenführerhundes 
Berufsunfähigkeitspension � Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente nach dem Heeresversorgungsgesetz -
Entziehung - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf 
a) Versehrtenrente nach Arbeitsunfall (AUV A) 
b) Berufsunfähigkeitspension (PVA-Angestellte) 
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichszulage - Aufklärung durch 
Auskunft 
Karenzurlaubsgeld - Erfordernis der alleinigen Zeichnungs­
berechtigung bei Banküberweisung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Pensionsverlust infolge verspäteter AntragsteIlung - man­
gelnde Auskunftserteilung (PVA-Angestellte) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ruhen des Anspruches auf Unfall rente während der Strafhaft 
(AUV A) - kein Mißstand 
Auskunftserteilung über die für einen Arbeitnehmer bezahl­
ten Sozialversicherungsbeiträge - Ablehnung (Tiroler 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben -
Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente - Ablehnung (SVA der Bauern) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Pensionsangelegenheit - Beschwerde zurückgezogen 
Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Befreiung von der 
Rezeptgebühr - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Rückwirkende Gewährung einer Versehrtenrente - Ableh­
nung (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Beitragsnachzahlung - Minderung der Beitragsgrundlage -
Ablehnung wegen Verspätung (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerdegrund behoben 
Ablehnung der Bestätigung einer Kontrollmeldung (Arbeit­
samt Neunkirchen) - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

491  

492 

493 

494 

495 

496 

497 

498 

499 

500 

50 1  

502 

503 

504 

505 

506 

507 

Gegenstand 

Ablehnung eines Kuransuchens - keine Bekanntgabe der 
konkreten Ablehnungsgründe (BVA) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Beitragsrückstand - Vorschreibung überhöhter Beiträge 
(SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Entziehung der Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Berufsunfähigkeitspension - Bemessung (PVA-Angestellte) 
- Aufklärung durch Auskunft 
Kostenzuschuß für Kuraufenthalt im Ausland - Ablehnung 
(0 berösterreichische Gebietskrankenkasse, PV A -Ange­
stellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ablehnung der Erwerbsunfähigkeitspension (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Nichtberücksichtigung von Beschäftigungszeiten in der 
Pensionsversicherung - (PVA-Angestellte) 
Kostenübernahme für HIV -Untersuchung - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Hilflosenzuschuß - Entziehung (PVA-Angestellte) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Übergang der örtlichen Zuständigkeit infolge W ohnsitzverle­
gung - Unterlassung einer Verständigung (Tiroler Gebiets­
krankenkasse, Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde­
grund behoben 
RückforderunK zu Unrecht erbrachter Leistungen -
Einbehalt des Uberbezuges trotz Aufhebung der Ruhensbe­
stimmungen (PVA- Angestellte) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Rente nach dem Heeresversorgungsgesetz - Unrichtige 
Bemessung bzw. lange Verfahrensdauer - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kursbesuch - Ablehnung infolge rückwirkender Änderung 
der Richtlinien 
Mehrfache Behinderung nach Unfall - unzureichende 
Leistungsgewährung - Beschwerde zurückgezogen 
Pensionsberechnung (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

508 

509 
5 1 0  

5 1 1  

5 1 2  

5 1 3  

5 1 4  

5 1 5  

5 1 6  

5 1 7  

5 1 8  

5 1 9  

520 

5 2 1  

522 

523 

524 

525 

94 

Gegenstand 

Anspruch auf Leistungen nach dem 
a) KOVG - Ablehnung 
b) Heeresversorgungsgesetz - Ablehnung 
Volle Mehrwertsteuer für Hilfsmittel von Behinderten 
Witwenpension - Ablehnung (SVA der Bauern) 
Aufklärung durch Auskunft 
Anerkennung eines Zeitraumes als Krankenstand 
Ablehnung (Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtzuerkennung der Invaliditätspension - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Ablehnung der Invaliditätspension - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Selbstversicherung in der Krankenversicherung - Frage der 
Dauer des Versicherungsverhältnisses (Wiener Gebietskran­
kenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 
Nichterfüllung der Wartezeit - freiwillige Weiterversiche­
rung (PVA-Arbeiter) 
Kostenübernahme für ärztlich angeordneten HIV-Test -
Ablehnung (BV A) 
Transportkosten - teilweise Ablehnung (Wiener Gebiets­
krankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 
Arbeitsunfall - Ablehnung von Leistungen (AUV A) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Erwerbsunfähigkeitspension - Abweisung (SVA der ge­
werblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Anträge auf Beschäftigungsbewilligung - lange Verfahrens­
dauer und restriktive Entscheidungspraxis (Landesarbeitsamt 
Niederösterreich ) 
Bürokratische Vorgangsweise bei der Bewilligung ärztlich 
verordneter Infusionen (Niederösterreichische Gebietskran­
kenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsunfall - Verfahren wegen Schadenersatz - VA 
unzuständig 
Übernahme in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis -
Ni.chtb�rücksichtigung von Beitragszeiten in der BRD -
kein MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 
Verfahrensverzögerung Erwerbsunfähigkeitspension 
(SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde zurückge­
zogen 
Schwächezustände nach ärztlicher Behandlung - Vorgangs­
weise der Gemeinde - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

526 
• 

527 

528 

529 

530 

5 3 1  
532 

533 

534 

536 

537 

538 

539 

540 

54 1 

542 

543 

• 

Gegenstand 

Kostenübernahme für stationär durchgeführte Operation -
Ablehnung (Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Ablehnung der Anträge auf Heilverfahren und Rezeptgebüh­
renbefreiung Wiener Gebietskrankenkasse, PVA-Arbeiter) -
Beschwerdegrund teilweise behoben 
Karenzurlaubsgeld - kein Leistungsbezug infolge falscher 
Information (Arbeitsamt Gmunden) 
Notstandshilfe - teilweise Ablehnung (Arbeitsamt Versiche­
rungsdienste Wien, Landesarbeitsamt Wien) 
Kostenübernahme für extracorporale Befruchtung - Ableh­
nung (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) 
Höhe der ASVG-Pension - Aufklärung durch Auskunft 
Verspätete AntragsteIlung auf Witwerpension - mangelnde 
Auskunft seitens des Sozialreferates - Ruhen des Pensions­
anspruches während Haft (PV A-Angestellte, Landeshaupt­
mann von Wien) - Beschwerde berechtigt 
Versehrtenrente - Verschlimmerungsantrag - Ablehnung 
(AUV A) - Beschwerde nicht berechtigt 
Ausgleichszulage - Ablehnung (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerdegrund teilweise behoben 535 
Mehrfachversicherung in der Krankenversicherung 
Aufklärung durch Auskunft 
Leistungserbringung aufgrund einer Berufskrankheit 
Ablehnung (AUV A) 
Anfall der Pension - Ende der Pflichtversicherung (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Anrechnung von Versicherungszeiten (PVA-Angestellte) -
kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Untersuchungen nach § 32 FLAG - Ablehnung einer 
Kostenübernahme durch Wiener Gebietskrankenkasse und 
Niederösterreichische Gebietskrankenkasse - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 
Mangelnde Begründung der Ablehnung des Antrages auf 
Beihilfe aus dem Unterstützungsfonds (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Verlust von Ansprüchen aus der gesetzlichen Pensionsversi­
cherung zufolge Verletzung der Meldepflicht des Dienstge­
bers - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
A�spruch auf Ausgleichszul�ge (SV A .der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde nIcht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Fehlverhalten der Arbeitsmarktverwaltung - zur geschäfts­
ordnungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
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Geschäftszahl 

96 

544 

545 

546 

547 

548 

549 

55 1 

552 
553 

554 

555 

556 

557 

558 

559 

560 

56 1 

Gegenstand 

Anweisung von Pensionen (PVA-Angestellte) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Arbeitsunfall - Ablehnung einer rückwirkenden Leistungs­
gewährung trotz rechtzeitiger Kenntnis der Verletzung 
(AUV A) - Beschwerdegrund behoben 
Augenfachärztliche Behandlung im Ausland (Spanien) -
Ablehnung der Kostenübernahme (Wiener Gebietskranken­
kasse) - Beschwerdegrund behoben 
Entrichtung von Beiträgen in der Pensionsversicherung trotZ 
Ruhegenußbezug 
Kinderbetreuungsbeihilfe - Ablehnung mangels Zusammen­
hanges mit dem Dienstverhältnis (Landesarbeitsamt Nieder­
österreich) 
Berechnung der österreichischen Teilleistung - Einstellung 
der Auszahlung der jugoslawischen Leistung (PVA-Ange­
stellte) - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Witwenpension - Auskunftspflicht (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
Anspruch nach dem KOVG - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Heilbehandlung nach Wegunfall - Ablehnung einer 
Leistungserbringung durch den Krankenversicherungsträger 
(Kärntner Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Bezugsberechtigung im Falle des Todes des Anspruchsbe­
rechtigten (PVA-Arbeiter) 
Krankenbehandlung nach Raufhandel - Ablehnung einer 
Leistungser�ringung (�iroler Gebietskrankenkasse) - Be­
schwerde Olcht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zu niedrige Feststellung der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
nach Arbeitsunfall - unzureichende Maßnahmen des 
Arbeitsamtes zur beruflichen Wiedereingliederung 
Ablehnung des Antrages auf Erwerbsunfähigkeitspension 
(SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Witwenpension - Ablehnung (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ablehnung der Witwenpension (PVA-Angestellte) - kein 
Mißstand 
Anspruch auf Witwenpension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) 

• 
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Geschäftszahl 

562 

563 

564 

565 

566 

567 

568 

569 

570 

57 1  

572 

573 

574 

575 

576 

577 

578 

579 

580  

Gegenstand 

Versehrtenrente wegen Arbeitsunfall bzw . Berufskrankheit 
(Chlorgasvergiftung) - AUV A - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig - Aufklärung durch Auskunft 
Berufsunfähigkeitspension -: Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung des Antrages auf Gewährung eines Heilverfahrens 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerdegrund behoben 
Krankenversicherung - mehrfache Beitragsvorschreibung 
- kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Hinterbliebenenleistung für frühere Ehefrau - Aufklärung 
durch Auskunft 
Berücksichtigung von Kindern in der gesetzlichen Pensions­
versicherung - Aufklärung durch Auskunft 
Abgeltung für Zeiten der Kriegsgefangenschaft - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Einbeziehung in die Pflichtversicherung in der Unfallversi­
cherung (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Umwandlung der Invaliditätspension in eine Alterspension 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Zwis�henstaatliches Pensions:,erfahren -. Überbezug (PVA­
Arbeiter) - Beschwerde Olcht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Erwerbsunfähigkeitspension --: zu geringe. Bemessung (SVA 
der Bauern) - Beschwerde Olcht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Teilersatz der Bestattungskosten - Ablehnung (AUV A) 
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Pensionsbemessung - (PVA-Angestellte) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Ausstellung eines Behindertenpasses - Aufklärung durch 
Auskunft 
Einzahlung eines Überweisungsbetrages (PVA-Angestellte) 
- Aufklärung durch Auskunft 
Berücksichtigung von ARÜG-Zeiten in der DDR nach der 
Wiedervereinigung (PV A -Angestell te) 
Alterspension - Ablehnung wegen Nichterfül lung der 
Wartezeit (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Leistungen nach dem Verbrechensopfergesetz 
(VOG) - lange Verfahrensdauer 

97 

III-89 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 97 von 216

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

98 

5 8 1  

582 

583 

584  

585  

586 

587 
588  
589 

590 

59 1  

592 

593 

594 

595 

596 

597 

Gegenstand 

Mehrfache Beitragspflicht in der Krankenversicherung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Berechnung der Ausgleichszulage (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde zurückgezogen 
Abtretung des Hilflosenzuschusses - Ablehnung (PVA-Ar­
beiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Unterschiedliches Pensions anfalls alter für Frauen und 
Männer - Aufklärung durch Auskunft 
Ausbildung zum Krankenpflegehelfer - Ablehnung einer 
Unterstützung durch das Arbeitsamt - Beschwerdegrund 
behoben 
Pflichtversicherung in der Unfallversicherung der Bauern -
Bej ahung eines Versicherungsverhältnisses obwohl kein 
landwirtschaftlicher Betrieb vorliegt (SVA der Bauern, Amt 
der Burgenländischen Landesregierung) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Behindertenausweis 
Anspruch auf Karenzurlaubsgeld 
Mieder und Heilgymnastik - unvollständige Kostenüber­
nahme (Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund 
teilweise behoben 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Behindertengeld - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Karenzurlaubsgeld - Ablehnung - Erteilung unrichtiger 
Auskünfte durch Arbeitsamt Versicherungsdienste und 
Wiener Gebietskrankenkasse 
Anspruch auf Ausgleichszulage - Rückforderung zu 
Unrecht erbrachter Leistungen (PVA-Angestellte) - Be­
schwerdegrund teilweise behoben 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit - Nichterteilung eines 
Bescheides (Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Berücksichtigung von ARÜG-Zeiten in der DDR nach der 
Wiedervereinigung (PVA-Angestellte) 
Herabsetzung des Einheitswertes - überhöhte Beitragsvor­
schreibung (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Krankenbehandlung und Sozialleistungen für behindertes 
Kind - Ablehnung von Leistungen (Salzburger Gebietskran­
kenkasse, mangelhafte Beratung) (Sozialamt) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

... 
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.. 

Geschäftszahl 

598 

600 

60 1 

603 

604 

605 

606 

607 

608 

609 

6 1 0  

6 1 1 

6 1 2  

6 1 3  

6 1 4  

6 1 5  

6 1 6  

6 1 7  
6 1 8  

Gegenstand 

Pauschalanrechnung von Ausgedingsleistungen auf Aus­
gleichszulage - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenübernahme für stationären Spitalsaufenthalt aufgrund 
der Unfallversicherung - Ablehnung (SVA der Bauern) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenvorschreibung für Spitalsaufenthalt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Einbehaltung von Krankenversicherungsbeiträgen von der 
Witwenpension trotz Bestehens einer anderweitigen Kran­
kenversicherung (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Leistungen aus der Unfallversicherung der Bauern -
Ablehnung (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt 
Stichtagsregelung in Pension (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
�osten für homöopathische Behandlung - nur teilweise 
Ubernahme (Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Ruhen der Pension während der Haft (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Pf!ichtversicherung nach dem GSVG (SVA der gewerblichen 
Wlftschaft) - Aufklärung durch Auskunft 
Allgemeine Kritik am Sozialversicherungssystem - VA 
unzuständig 
Pensions berechnung (SVA der gewerblichen Wirtschaft) -
Beschwerde teilweise berechtigt 
Pensionsberechnung - Aufforderung zur Vorlage von 
Unterlagen (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente - Frage der Bemessung (SVA der Bauern) 
- Aufklärung durch Auskunft 
Kostenvorschreibung für psychiatrisch-neurologische Be­
handlung in Privatkrankenanstalt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Arbeitsunfall - unzutreffende Feststellung der Folgen -
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - verspätete 
Zuerkennung 
Pflichtversicherung als freiberuflich tätige Künstlerin 
Ungerechtfertigte Anzeige des Arbeitsinspektorates für den 2. 
Aufsichtsbezirk - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

1 00 

6 1 9  

620 

62 1 

622 

623 

624 

625 

626 

627 

628 

629 

630 

63 1 
632 

633 

634 

635 

636 

Gegenstand 

Einbehaltung von Krankenversicherungsbeiträgen auch von 
der Witwenpension - Aufklärung durch Auskunft 
Blutzucker-Teststreifen für Diabetiker - Ablehnung (SVA 
der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Verspätete Beantragung von Notstandshilfe infolge falscher 
Auskunft eines Bediensteten (Arbeitsamt Angestellte) 
Notwendigkeit des Umschreibens eines Spitalsrezeptes durch 
einen praktischen Arzt - unnötiger Aufwand (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung (SVA der 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenübernahme für Gerät und Teststreifen zur Selbstbe­
stimmung des Blutzuckerwertes - Ablehnung (SVA der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung (VA des 
österreichischen Bergbaues) - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Sozialversiche­
rung - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
- Ablehnung 
Versehrtenrente - Ablehnung - Bescheidausstellung ohne 
Hinweis auf Klagerecht (BV A) - Beschwerde teilweise 
berechtigt 
Unrichtige Pensionsberechnung (PVA-Angestellte) - Be­
schwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Probleme mit dem Kriegsopferverband - VA unzuständig 
Taxifahrten für Behinderte - Vorauszahlung von Schilling 
1 5  Selbstbehalt - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf InvaliditätSpension (PV A-Arbeiter) - Be­
schwerdegrund behoben 
Spezialmatratze und Einsatz zur Linderung eines Leidens der 
Wirbelsäule - Ablehnung (Wiener Gebietskrankenkasse) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unfallversicherung - mehrfache Beitragsvorschreibung -
Aufklärung durch Auskunft 
Ansuchen um Beschäftigungsbewilligung für ausländische 
Arbeitskräfte - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

637 

638 

639 

640 
64 1  

642 

644 

645 

646 
647 

648 

649 

650 

6 5 1  

652 

653 

654 

655 

Gegenstand 

Verlust des Anspruches auf Arbeitslosengeld trotz gerechtfer­
tigter Nichtannahme einer angebotenen Beschäftigung 
(Arbeitsamt Neusiedl am See, Landesarbeitsamt Burgenland) 
Anspruch auf Leistungen aus der Pensionsversicherung bzw. 
Sozialhilfe (Kostenersatz) - Aufklärung durch Auskunft 
Kurheilverfahren - Ablehnung (SVA der Bauern) 
Beschwerdegrund behoben 
Behindertenproblem - Aufklärung durch Auskunft 
Berufsunfähigkeitspension - unrichtige Bemessung (PVA­
Angestellte) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ansprüche nach dem Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz -
lange Verfahrensdauer 
Kostenersatz für Fahrten mit privatem Personenkraftwagen 
- teilweise Ablehnung (Steiermärkische Gebietskranken­
kasse) - Beschwerdegrund behoben 
Strafverfahren infolge unrichtiger Angaben eines Arbeitsin­
spektors - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Entziehung (AUV A) 
- Aufklärung durch Auskunft 
Aufforderung zur Beitragsnachzahlung (SVA der Bauern) -
Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente - FestStellung eines zu geringen Grades der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit - Aufklärung durch 
Auskunft 
Homöopathika - Frage der Kostenübernahme durch die 
Steiermärkische Gebietskrankenkasse - Aufklärung durch 
Auskunft 
a) Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
b) Keine Befreiung von Rezeptgebühr - SVA der 

gewerblichen Wirtschaft 
Beitragsentrichtung nach Freiberuflichen Sozialversiche­
rungsgesetz (FSVG) während des Präsenzdienstes - keine 
Beanstandung 
Einbeziehung öffentlich Bediensteter in die Arbeitslosenversi­
cherung - Kritik an der geltenden Rechtslage - VA 
unzuständig 
Beschäftigungsbewilligung - Ablehnung - Beschwerde­
grund behoben 
Anrechnung von Versicherungszeiten (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) 

1 0 1  
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Geschäftszahl 

1 02 

656 

657 

658 

659 

660 

661  

662 

663 

664 

666 

667 
668 

669 

670 

67 1 

672 

673 

674 

675 

Gegenstand 

Aufenthalt im Krankenhaus als Privatpatient - nur teilweise 
Kostenübernahme (V orarlberger Gebietskrankenkasse) -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Notlage nach Tod des Ehegatten - Aufklärung durch 
Auskunft 
Forderungen nach dem Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz -
Verfahrensverzögerungen (Arbeitsamt Linz) - Beschwerde 
teilweise berechtigt 
Überbezug an Ausgleichszulage zur Waisenpension (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt 
Pensionsberechnung (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Weitergewährung der Berufsunfähigkeitspension (PVA­
Angestellte) - Beschwerdegrund behoben 
Kostenübernahme für dermatologische Behandlung -
Ablehnung (Niederösterreichischen Gebietskrankenkasse ) 
Antrag auf Abgeltung der erhöhten Umsatzsteuer -
Ablehnung 
Anspruch auf Pension aus dem Grund der geminderten 
Erwerbsfähigkeit - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Anfrage wegen Höhe des Pensionsanspruches (PVA-Ange­
stellte) - Aufklärung durch Auskunft 
Probleme mit Blindenführerhund 
Anlastung eines Beitragsrückstandes (Oberösterreichische 
Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit - Ablehnung -
Vorgangsweise der Bezirksstellenärztin (Wiener Gebiets­
krankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Höhe des Kostenzuschusses für Kuraufenthalt (PV A­
Angestellte) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Kinderbetreuungsbeihilfe - Ablehnung (Landesarbeitsamt 
Burgenland) 
Ausrechnung von Versicherungszeiten - Aufklärung durch 
Auskunft 
Witwenpension - verspäteter Anfall zufolge Unterlassung 
der AntragsteIlung - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Betriebshilfe für die Zeit der Betreuung eines kranken Kindes 
- Ablehnung (SVA der Bauern) - Beschwerdegrund 
behoben 
Notstandshilfe - Entziehung wegen angeblicher Arbeitsver­
weigerung (Arbeitsamt Völkermarkt, Landesarbeitsamt 
Kärnten) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

676 

677 
678 

679 
680 

68 1 

682 

683 

684 

686 

687 

688  
689  

690 

69 1 

692 

693 

694 

695 

Gegenstand 

Invaliditätspension - Ablehnung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch nach dem Insolvenz-Entgelt - Sicherungsgesetz 
Gewährung von Maß�ahmen der Rehabilitation - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Notstandshilfe - Ablehnung (Arbeitsamt Linz) 
Erwerbsunfähigkeitspension - Nichterfüllung der Wartezeit 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Insolvenz des Arbeitgebers - Frage der Leistungserbringung 
nach dem Insolvenz-Entgeltsicherungsgesetz (IESG) 
Kostenübernahme von Inkontinentenartikel für Bewohner 
von Alten- und Pflegeheimen (Oberösterreichische Gebiets­
krankenkasse, Landeshauptmann von Oberösterreich) 
Weitergewährung der Invaliditätspension - Abweisung 
(PVA- Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Sondernotstandshilfe - Rückforderung trotz Bestehens der 
Bezugsvoraussetzungen (Arbeitsamt Mureck) 
Alters- bzw. Witwenpension nach dem BSVG (SVA der 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Pension nach dem BSVG - unrichtige Berechnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
Anspruch auf Pension aus der gesetzlichen Pensionsversiche­
rung - Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Kosten für T�ilOSPOrt nach Krankenhausaufenthalt -
Ablehnung der Ubernahme durch Krankenversicherungsträ­
ger (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anrechnung von Unterhalt auf die Ausgleichszulage -
Aufklärung durch Auskunft 
Hausbesorgerwohnung - überhöhte Bewertung des Sachbe­
zuges durch die Steiermärkische Gebietskrankenkasse 
aufgrund der Richtlinie des Hauptverbandes der österreichi­
schen Sozialversicherungsträger 
Anrechnung fiktiver Einkünfte aus Landwirtschaft (SVA der 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Unzureichende Vermittlungstätigkeit (Arbeitsamt Knittel­
feld) 

1 03 
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Geschäftszahl 

1 04 

696 

697 

698 

699 

70 1  

702 

703 

705 

706 

707 

708 
709 

7 1 0  

7 1 1 

7 1 2  

7 1 3  

7 1 4  

7 1 5  

7 1 6  

Gegenstand 

Zwischenstaatliches Pensionsverfahren (PVA-Angestellte) -
Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung von der Rezeptgebühr (SVA der Bauern) -
Beschwerdegrund behoben 
Einbehaltung von Krankenversicherungsbeiträgen auch von 
der Witwenpension (BVA) - Aufklärung durch Auskunft 
Nachteil durch verspätete Anweisung eines Beitragsgutha­
bens - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Antrag auf Abschluß eines Kassenvertrages als Heilmasseur 
- Ablehnung (Vorarlberger Gebietskrankenkasse) - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch aufWitwen� und Waisenpension - Verfahrensver­
zägerung (PV A-ArbeIter) - Beschwerdegrund behoben 
Pfändung des Pensionsbezuges - finanzielle Notlage (PVA­
Arbeiter, Landeshauptmann von Steiermark) 704 
Kostenersatz für Zahnkrone - unzureichende Regelung in 
der Satzung 
Vergütung des für ärztliche Hilfe aufgewendeten Honorars 
- Ablehnung (SVA der Bauern) 
Zuwendung aus dem Unterstützungsfonds wegen Bestat­
tungskosten - Ablehnung (Niederästerreichische Gebiets­
krankenkasse) - Beschwerde zurückgezogen 
Erledigung von Kuranträgen - Verfahrensverzägerung 
(PVA- Angestellte) - Beschwerde teilweise berechtigt 
Überweisung von Pensionen 
Notstandshilfe - Einstellung trotz Arbeitswilligkeit (Arbeit­
samt Versicherungsdienste - Wien, Landesarbeitsamt Wien) 
Kündigung des Dienstverhältnisses durch den Dienstgeber 
(BVA) - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Ruhen des Wochengeldes bei stationärem Krankenhausauf­
enthalt - Beschwerde dzt. unzulässig 
Ruhen des Wochengeldes bei stationärem Krankenhausauf­
enthalt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Alterspension bzw. Leistungen nach dem 
KOVG - Ablehnung 
Kosten für stationären Krankenhausaufenthalt - Ablehnung 
eines vollen Ersatzes (Niederästerreichische Gebietskranken­
kasse) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anrechnung des Kinderzuschlages auf die Notstandshilfe 
(Arbeitsamt Wiener Neustadt) 
Invaliditätspension - Ablehnung wegen Nichterfüllung der 
Wartezeit (PVA-Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

7 1 7  

7 1 8  

7 1 9  

720 

72 1 

722 

723 

724 

725 

726 

727 
728 

729 

730 

732 

733 

734 

735 

Gegenstand 

Anrechnung des Schulbesuches in Ungarn in der Pensionsver­
sicherung - Ablehnung trotz Nostrifizierung (PVA­
Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichszulage - Aufklärung durch 
Auskunft 
Bioresonanzbehandlung für hyperaktives Kind - Ablehnung 
einer Kostenübernahme (Burgenländische Gebietskranken­
kasse) 
Vorgangsweise bei Pensionspfändung (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zuschuß zu den Kosten eines verlorenen Hörgerätes 
Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung 
Ablehnung (Landesarbeitsamt Burgenland) 
Notstandshilfe - Ablehnung trotz Arbeitswilligkeit (Arbeits­
amt Oberpullendorf) 
Förderung nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz 
Ablehnung (Landesarbeitsamt Burgenland) 
Aufrechnung infolge Neuberechnung der Pension 
Nichterteilung einer Information (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde berechtigt 
Ablehnung der Bezahlung von Krankengeld trotz Arbeitsun­
fähigkeit infolge Krankheit (Burgenländische Gebietskran­
kenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Alterspension - Aufklärung durch Auskunft 
Ausstellung von Facharztscheinen - Unnötiger Aufwand 
durch notwendige Inanspruchnahme des praktischen Arztes 
(Oberösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde­
grund behoben 
Unrichtige Pensionsbemessung - Beschwerde zurückgezo­
gen 
Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigten Invaliden -
Wegfall 
Rückforderung eines Überbezuges an Witwenpension (PVA­
Angestellte) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Höherversicherung - Bemessung des besonderen Steige­
rungsbetrages (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf (vorläufige) Leistungen an Hinterbliebene nach 
einjähriger Abwesenheit des Versicherten 
Deutschkurs für Asylwerber - Ablehnung (Arbeitsamt 
Angestellte Wien) 

1 0 5  
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Geschäftszahl 

1 06 

736 

737 

738 
739 
740 

741 

Gegenstand 

Beantwortung einer Anfrage eines Sozialversicherungsträgers 
(SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 
Mängel im Fortbildungsangebot - schwere Vermittelbarkeit 
trotz Absolvierung von Fortbildungskursen (Arbeitsamt 
Leoben, Landesarbeitsamt Steiermark) 
Einbringung von Beitragsrückständen (SVA der Bauern) 
Verspäteter Anfall der Waisenpension (PVA-Arbeiter) 
Zahlungsschwierigkeiten - Anspruch auf Pension 
Aufklärung durch Auskunft 
Anträge auf Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung nach 
dem Ausländerbeschäftigungsgesetz - bewußte Verfahrens­
verzögerungen (Arbeitsamt Bludenz) 
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4 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr faUen (V) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - V /9 1 

2 

3 

4 
5 

6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  

1 2  

1 3  

1 4  

1 5  

1 6  

1 7  

1 8  

Zulassung eines Kraftfahrzeuges - örtliche Zuständigkeit -
Aufklärung durch Auskunft 
Ausstellung eines Taxiausweises Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Ablauf einer befristeten Lenkerberechtigung - Kostentra­
gung - Beschwerde berechtigt 
Semmering-Basistunnel - kein Mißstand 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Gebühren für Gebührenzähler - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Beeinträchtigung einer Anrainerliegenschaft durch Umbau­
ten im Bahnhof Zell/See - kein Mißstand 
Einhebung einer Mehrgebühr durch ÖBB - Aufklärung 
durch Auskunft 
Vergebührung im Ausland aufgegebener Sendungen -
Beschwerde nicht berechtigt 
Zuweisung eines gleichwertigen Arbeitsplatzes bei der Post 
- kein Mißstand 
Errichtung eines Fernsprechanschlusses - Beschwerdegrund 
behoben 
Verrechnung der Gesprächsgebührenimpulse - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Zuerkennung eines Witwenversorgungsgenusses - Aufklä­
rung durch Auskunft 
l!öhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Nichtanrechnung von Beschäftigungszeiten im NS-Regime 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Verhängung einer Disziplinarstrafe über einen ÖBB­
Bediensteten - kein Mißstand 
Planung einer ÖBB-Hochleistungsstrecke (Bereich Melk) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Planung einer ÖBB-Hochleistungsstrecke (Bereich Melk) -
Beschwerde dzt. unzulässig 

1 07 
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Geschäftszahl 

1 9  

20 

2 1  

22 

23 

24 

25 

26 
27 

28 

29 

30 

3 1  
32 

33 

34 

35  

36 

37 

38 

39 

40 

1 0 8  

Gegenstand 

Aufhebung der Zulassung eines PKW nach Wohnsitzwechsel 
- Aufklärung durch Auskunft 
Zustellung einer Lenkererhebung - Beschwerde teilweise 
berechtigt 
Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 
Zustellung von Rückscheinbriefen - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Befristung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Höhe der Fernsprechgebühren - Beschwerdegrund teilweise 
behoben 
a) Abschaltt,mg des Fernsprechanschlusses 
b) Mängel bei der Postzustellung 
Beschwerde berechtigt 
Antrag auf Rechtsgutachten zum Seeschiffahrtsgesetz 
Bewilligungspflicht für Radio- und Fernsehgeräte am 
Zweitwohnsitz - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Verlust von Reisegepäck bei den ÖBB - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 
Gültigkeit einer ausländischen Lenkerberechtigung 
Aufklärung durch Auskunft 
Beschädigung eines Motorrades bei der Beförderung durch 
die Bahn - Schadenersatz - kein Mißstand 
Ausstellung eines Taxiausweises 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Verwaltungsstrafe wegen abgefahrener Bereifung - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Höhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Bemessung des Ruhegenusses eines ÖBB-Bediensteten -
Beschwerde nicht berechtigt 
Umfang der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Schadenersatz für Unfall in ÖBB-Wohnhaus - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Unter,schiedliche Altersgrenze für Seniorenermäßigung bei 
den OBB - Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung von der Telefongrundgebühr - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Vorschreibung von Fernseh- und Rundfunkgebühren trotz 
Befreiung - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

4 1  

42 

43 
44 

45 

46 

47 

48 
49 

50 

5 1  
52 

53 

54 

55 

56 

57 

5 8  

5 9  

60 

6 1  

62 

Gegenstand 

Verkauf einer Liegenschaft durch ÖBB - Aufklärung durch 
Auskunft 
Entziehung der Lenkerberechtigung - zur geschäftsord­
nungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
Höhe der Fernsprechgebühren - kein Mißstand 
Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 
Erteilung einer Lenkerberechtigung aufgrund einer ausländi­
schen Lenkerberechtigung - Aufklärung durch Auskunft 
Aufforderung zur amtsärztlichen Untersuchung bei Ausstel­
lung eines Führerscheinduplikates - kein Mißstand 
Auswirkung einer gerichtlichen Verurteilung auf den Besitz 
des Taxiausweises - Aufklärung durch Auskunft 
Kostentragung für die Sicherung einer Eisenbahnkreuzung 
Verhängung von Verwaltungsstrafen - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Ablauf der Gültigkeit einer Lenkerberechtigung - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Einforderung von Rundfunkgebühren - kein Mißstand 
Sicherung eines Bahnüberganges - Aufklärung durch 
Auskunft 
Lärmbelästigung der Anrainer (Behindertenheim) durch 
Bahnbetrieb - Aufklärung durch Auskunft 
Mängel bei der Abwicklung des Parteienverkehrs am 
Verkehrsamt der Bundespolizeidirektion Wien - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 
Verlust eines Fernglases auf dem Postweg - Schadenersatz 
- kein Mißstand 
Befristung der Gültigkeit der Lenkerberechtigung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Arbeitsplatzvergabe bei der Post - übergangener Bewerber 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Anfrage auf Bekanntgabe des Zulassungsbesitzers 
Beschwerde nicht berechtigt 
Schadenersatz für Beschädigung eines Dienstfahrzeuges der 
Post - Beschwerde nicht berechtigt 
Umtausch von Fahrausweisen der Wiener Verkehrsbetriebe 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anmeldung eines KFZ - Beschwerdegrund behoben 

1 09 
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Geschäftszahl 

63 

64 
65 

66 

67 

68 

69 

70 

7 1  

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78  

79  

80 

8 1  

8 3  

84 

1 1 0 

Gegenstand 

Fahrpreisbegünstigungen für Senioren - Aufklärung durch 
Auskunft 
Behindertenparkplätze - Aufklärung durch Auskunft 
Ausstellung eines österreichischen Führerscheines aufgrund 
einer ausländischen Lenkerberechtigung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Verlängerung der Gültigkeit der Lenkerberechtigung -
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
Kostenvorschreibung für Austausch einer Telefonanschluß­
schnur - Beschwerdegrund behoben 
Aufhebung der Zulassung eines KFZ - zur geschäftsord­
nungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
Befreiung von der Telefongrundgebühr - Beschwerdegrund 
behoben 
Dienstverwendung eines Postbediensteten - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Überhöhte Fernmeldegebührenrechnung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Befreiung von der Fernseh- und Radiogebühr - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Schadenersatz für Unfall in der Eisenbahn - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Gebührenpflicht für Blindensendungen - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verlängerung der Gültigkeit der Lenkerberechtigung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufhebung der Zulassung eines Kraftfahrzeuges - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Abnahme des Führerscheines - Entziehung der Lenkerbe­
rechtigung - Beschwerde nicht berechtigt 
Konsensloser Betrieb einer Kraftfahrlinie durch die Post -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Mangel an Information über die Rechtsfolgen einer 
Entziehung der Lenkerberechtigung nach 73 KFG -
Aufklärung durch Auskunft 
Befristung der Lenkerberechtigung Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Entziehung der Lenkerberechtigung Beschwerde nicht 
berechtigt 
Nichterteilung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Entziehung der Lenkerberechtigung - zur geschäftsord­
nungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
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Geschäftszahl 

8 5  

86 

87  

8 8  
8 9  

90 

9 1  

92 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

99 
1 00 

1 0 1  
1 02 

1 03 
1 04 

1 05 

1 06 
1 07 

Gegenstand 

Herstellung eines Telefonanschlusses 
behoben 

Beschwerdegrund 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
I:Iöhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Höhe der Fernmeldegebühren - kein Mißstand 
Neubemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Änderung des Telefonanschlusses und der technischen 
Ausstattung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Neubemessung der Fernsprechgebühr - Verfahrensdauer -
kein Mißstand 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Bewilligung von ÜbersteIlungsfahrten - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Vorschreibung einer Herstellungsgebühr - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Errichtung eines Fernsprechanschlusses - Beschwerdegrund 
behoben 
Haftung der PoSt bei der Besorgung des Fernmeldedienstes 
- Aufklärung durch Auskunft 
Zoneneinteilung im Verkehrsverbund Ost-Region - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Telefongrundgebühr für Zweitwohnsitz - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vorschreibung von Fernsprechgebühren - kein Mißstand 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Höhe der Fernmeldegebühren - Aufklärung durch Auskunft 
Projekt Semmering-Basistunnel - Aushubdeponie - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Höhe der Fernmeldegebühren - kein Mißstand 
Neuberechnung der Fernsprechgebühren - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Verlegung einer Autobushaltestelle - Beschwerdegrund 
behoben 
Höhe der Fernmeldegebühren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Versetzung eines Ö BB-Bediensteten - Beschwerde nicht 
berechtigt 

1 1 1  
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Geschäftszahl 

1 08 

1 09 

1 1 0 

1 1 1  

1 1 2 

1 1 3 

1 1 4 

1 1 5 

1 1 6 

1 1 7 

1 1 8 

1 1 9 

1 20 

1 2 1  

1 22 

1 23 

1 24 

1 25 

1 26 

1 27 

1 2 8 

1 1 2 

Gegenstand 

I:Iöhe der Fernmeldegebühren - Beschwerde nicht berech­
tIgt 
Aufnahme bei den ÖBB als Lo.kführer - Aufklärung durch 
Auskunft 
Neubemessung der Fernsprechgebühren - Aufklärung 
durch Auskunft 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Anschluß eines Gebührenzählers Beschwerdegrund 
behoben 
Auskunft über Fernmeldegebühren 
behoben 

Beschwerdegrund 

I:Iöhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tIgt 
V ertrag�widrige Vorschreibung eines Heizkostenzuschusses 
durch OBB - Beschwerde dzt. unzulässig 
Neubemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Neubemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
I:Iöhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 
1Jnterschiedliche Vorgangsweise der Zulassungsbehörde bei 
Anderung der Firmenbezeichnung 
Vorschreibung von Fernmeldegebühren - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Verfall von unbefugt betriebenen Funkgeräten - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Öffentliche Verkehrsverbindungen im Bereich Murau -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Neuberechnung der Fernsprechgebühren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Erteilung der Lenkerberechtigung und eines Taxiausweises 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Verwaltungs strafe wegen Fehlens eines Taxiausweises -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Überlastung des Autotelefonnetzes - Beschwerdegrund 
behoben 
Verwaltungs strafe wegen Übertretung des KFG - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Untersuchung der Lenkertauglichkeit - zur geschäftsord­
nungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
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Geschäftszahl 

1 29 

1 30 

1 3 1  

1 32 
1 33 

1 34 

1 36 

1 37 

1 3 8  

1 39 
1 40 

1 4 1  
1 42 

143  

1 44 

1 45 

1 46 

1 47 

1 48 

1 49 
1 50 
1 5 1  

Gegenstand 

Aufstellung von Verkehrszeichen auf Autobahnen -
Beschwerdegrund behoben 
Neuberechnung von Fernmeldegebühren - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Höhe der Fernsprechgebühren Aufklärung durch 
Auskunft 
Sperre des Telefonanschlusses - kein Mißstand 
Vorschreibung von Fernsprechgebühren des vorherigen 
Teilnehmers - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Unzumutbare Lärmbelästigung der Anrainer durch Vorläut­
werk bei Eisenbahnkreuzung - Beschwerdegrund teilweise 
behoben 
Einsparung von Portogebühren bei den ÖBB - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Vorschreibung der Gebühr für eine Zusatzeinrichtung -
kein Mißstand 
Befreiung von der Telefongrundgebühr - Aufklärung durch 
Auskunft 
Einrichtung eines Postamtes - kein Mißstand 
Entlassung eines ÖBB-Bediensteten - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung 
Bemessung der Verwaltungsstrafe bei Verkehrsdelikten 
Aufklärung durch Auskunft 
Allgemeine Kritik an ÖBB - zur geschäftsordnungsmäßigen 
Behandlung nicht geeignet 
Neubemessung der Fernmeldegebühren - Verfahrensdauer 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Fehlerhafte Fernmeldegebühren - Rechnungen nach Ände­
rung der Telefonnummer - Beschwerde berechtigt 
I:Iöhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Vorgangsweise der Verkehrsbehörde - zur geschäftsord­
nungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
Zustellung der Post - Beschwerde nicht berechtigt 
Ausstellung eines Taxiausweises 
Behindertengerechte Ausstattung von Bahnhöfen (Bruck/ 
Leitha) - kein Mißstand 

1 1 3 
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Geschäftszahl 

1 1 4 

1 52 
1 53 

1 54 

1 55 

1 56 

1 57 

1 5 8  

1 59 

1 6 1  

1 62 
1 63 

164 

1 65 

1 66 

1 67 

1 68 

1 69 

1 70 

1 7 1  

1 72 

1 73 

1 74 

Gegenstand 

Kostentragung für Behebung einer Telefonstörung 
Aufschlüsselung der Fernmeldegebühren Aufklärung 
durch Auskunft 
Einzelgenehmigung von Kraftfahrzeugen Beschwerde 
nicht berechtigt 
Einleitung eines Strafverfahrens trotz Bezahlung der 
Anonymverfügung - Beschwerde nicht berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Auflassung des Schnellbahn-Bahnhofes Stadlau - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Dienstrechtliche Benachteiligung eines ÖBB-Bediensteten 
nach einem Unfall - Beschwerde nicht berechtigt 
Vorschreibung von Mahngebühren - Aufklärung durch 
Auskunft 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Lenkererhebung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Verrechnung von Fernsprechgebühren Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
I:Iöhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Verhängung einer Verwaltungsstrafe wegen Benützung eines 
öffentlichen Verkehrsmittels ohne Fahrausweis - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Schadenersatz für Geschäftsrückgänge durch den Bau einer 
Bahnunterführung - Beschwerde nicht berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Beschädigung eines PKW beim Transport im Autoreisezug ­
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Verlängerung der Gültigkeit der Lenkerberechtigung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Belästigung von Anrainern durch Außenlandungen von 
Hubschraubern 
Errichtung eines Verteilerkastens durch die Post -
Beschwerde teilweise berechtigt 
Eintragung im amtlichen Telefonbuch - Beschwerdegrund 
behoben 
I:Iöhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 
a) Ungerechtfertigte Sperre des Fernsprechanschlusses 
b) Antrag auf Neubemessung der Fernsprechgebühr 
Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

1 75 

1 76 

1 77 
1 7 8 

1 79 

1 80 

1 8 1  

1 82 

1 8 3 
1 84 

1 85 

1 86 

1 87 

1 8 8  

1 89 
1 90 

1 9 1  
1 92 

1 93 

1 94 

1 95 

1 96 

1 97 

Gegenstand 

Fehlen eines Warteraumes im Bahnhof Zell am See -
Beschwerdegrund behoben 
Verlängerung der Gültigkeit der Lenkerberechtigung für die 
Gruppe D - Beschwerde teilweise berechtigt 
Höhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufnahme bei den Österreichischen Bundesbahnen als 
Lokführer - Beschwerde nicht berechtigt 
Unzumutbare Belästigung durch Betrieb des Flugplatzes Wels 
- Aufklärung durch Auskunft 
Lärmbelästigung der Anrainer durch die ÖBB-Phyrnbahn -
Aufklärung durch Auskunft 
Benützung eines Bahnüberganges Beschwerde nicht 
berechtigt 
Befristung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Erteilung der Lenkerberechtigung für die Gruppen C und E 
Errichtung eines Abgabebriefkastens Beschwerde nicht 
berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung 
berechtigt 

Beschwerde nicht 

Befreiung von der Rundfunk- und Fernsehgebühr -
Verfahrensdauer - Beschwerdegrund behoben 
Neubemessung der Fernmeldegebühren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde teilweise 
berechtigt 
Höhe der Fernsprechgebühren 
Verkauf eines Grundstückes durch die ÖBB - kein 
Mißstand 
Sperre des Telefonanschlusses - Beschwerde berechtigt 
Neuberechnung der Fernsprechgebühren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand 
Ablöse einer Liegenschaft durch ÖBB - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Befristung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung von der Rundfunk- und Fernsehgebühr -
Beschwerdegrund behoben 

1 1 5 
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Geschäftszahl 

1 1 6 

1 9 8  

1 99 

200 

20 1 

202 
203 

204 

205 

206 
207 

208 

209 

2 1 0  

2 1 1  

2 1 2  
2 1 3  

2 1 4  

2 1 5  

2 1 6  

2 1 7  

2 1 8  

2 1 9  

Gegenstand 

Dienstpostenvergabe bei den �BB - übergangener Bewerber 
- Beschwerde dzt. unzuläSSIg 
Entziehung der Konzession für das Güterbeförderungsge­
werbe - Verfahrensdauer - Beschwerde berechtigt 
Erteilung der Lenkerberechtigung unter Vorschreibung von 
Auflagen - Beschwerde nicht berechtigt 
Verwendung bestimmter Buchstaben bei neuen Kennzeichen 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Neuzulassung von Firmenfahrzeugen 
Sperre des Fernsprechanschlusses - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ausstellung eines Duplikatführerscheines - Verfahrens­
dauer - Beschwerde zurückgezogen 
Gebührenpflicht für das Betreiben einer Fernsehanlage -
Beschwerde nicht berechtigt 
Auszahlung eines angewiesenen Geldbetrages durch die PoSt 
Aufschlüsselung der Fernmeldegebühren-Rechnung - Auf­
klärung durch Auskunft 
Kosten für Zusatzeinrichtung bei Fernsprechanschluß -
Beschwerdegrund behoben 
Fahrplanänderung auf der Westbahn - Beschwerdegrund 
behoben 
Überstellung eines Postbediensteten - Fehlen der Ernen­
nungserfordernisse - kein Mißstand 
Neuberechnung der Fernsprechgebühr - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Herstellung eines Fernsprechanschlusses 
Vorschreibung von Fernmeldegebühren trotz Übertragung 
des Fernsprechanschlusses - Beschwerdegrund behoben 
Verhängung einer Verwaltungs strafe wegen der Verwend ung 
von Nebelscheinwerfern - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Nachforderung von Fahrgeld durch die ÖBB - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Gefährdung der Anrainer durch Flugveranstaltung am 
Flughafen Innsbruck 
Benützung eines Bahnübergangs - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Antrag auf Bewilligung zur Vornahme von Übungsfahrten -
Verfahrensdauer - Beschwerde nicht berechtigt - Be­
schwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

220 

22 1 

222 

223 

224 

225 

226 

228 

229 

230 

2 3 1  

232 

233 

234 

235 

236 
237 
238 

239 

240 

24 1 

242 

Gegenstand 

Allgemeine Kritik an ÖBB - zur geschäftsordnungsmäßigen 
Behandlung nicht geeignet 
Mängel bei der Abwicklung des Parteienverkehrs im 
Verkehrsamt der Bundespolizeidirektion Wien - Beschwer­
degrund behoben 
Belästigung der Anrainer durch Bahnlärm beim Hauptbahn­
hof Klagenfurt - Aufklärung durch Auskunft 
Zuweisung eines geeigneten Arbeitsplatzes bei der Post -
Beschwerde zurückgezogen 
Herabsetzung der Wochendienstzeit einer Postbediensteten 
- Aufklärung durch Auskunft 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Befreiung von der Telefon- und Rundfunkgebühr -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
Antrag auf Erteilung einer Lenkerberechtigung - Abweisung 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Prüfung eines Kraftfahrzeuges nach § 58 Kraftfahrgesetz -
Beschwerde nicht berechtigt 
Mißbrauch der Teilnehmereinrichtungen durch einen Fern­
sprechteilnehmer - kein Mißstand 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 
�eeinträchtigung einer Quelle durch Versuchsbohrungen der 
OBB - Aufklärung durch Auskunft 
Erteilung der Lenkerberechtigung - Ablehnung - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Besondere Überprüfung eines Kraftfahrzeuge 
Verlust einer Postsendung - Aufklärung durch Auskunft 
Fahrpreisermäßigung für Behinderte bei der Benützung des 
Bundesbusses - Aufklärung durch Auskunft 
Aufforderung zur amtsärztlichen Untersuchung - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Tarifgestaltung bei der Schülerfreifahrt bzw . bei den ÖBB -
Aufklärung durch Auskunft 
Übungs- und Erprobungsbereiche von Flugplätzen -
Beschwerde nicht berechtigt 
Ablauf �er Befristung der Lenkerberechtigung - Antrag auf 
Neuertellung - Aufklärung durch Auskunft 

1 1 7 

III-89 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 117 von 216

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

243 

244 

245 

246 

247 

248 

249 

250 

25 1  
252 

253 

254 

255 

256 
257 

258 

259 

260 

26 1  
262 

263 
264 
265 

1 1 8 

Gegenstand 

Vorgangsweise der Österreichischen Bundesbahn bei Pen­
sionspfändung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Witwenpension für frühere Ehefrau eines ÖBB-Bediensteten 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Ertei lung einer Kraftfahrlinienkonzession - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Aufhebung der Zulassung - Schadenersatz für Unfallfolgen 
- Aufklärung durch Auskunft 
Übernahme eines Postbediensteten in das Post-Schema -
Verfahrensdauer 
Neuerteilung der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vorschreibung von Fernmeldegebühren für Regelquerverbin­
dung - Beschwerde nicht berechtigt 
Verwaltungsstrafen wegen Übertretung des Kraftfahrgeset­
zes - Beschwerde nicht berechtigt 
Abtretung eines Grundstückes an die ÖBB 
Entziehu.ng der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Befristung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Benützung des Schülerfreifahrausweises für ÖBB-Bus -
Aufklärung durch Auskunft 
Befristung der Lenkerberechtigung - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Aufhebung der Zulassung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Bemessung des Witwenversorgungsgenusses durch Österrei­
chische Bundesbahn - Aufklärung durch Auskunft 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Geltendmachung des Leitungsrechtes durch die Post -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Höchstzulässige Anzahl von Personen bei der Beförderung 
mit Kraftfahrzeugen - Aufklärung durch Auskunft 
Errichtung eines Schleppliftes 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde zurück­
gezogen 
Neubemessung der Fernsprechgebühr 
Entziehung der Lenkerberechtigung 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 
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- j Geschäftszahl 

266 

268 

269 

270 

27 1  

272 

273 

274 

275 

276 

277 

279 

280 
28 1 
282 
283 
284 

285 

286 

287  
2 8 8  

2 89  

290 

Gegenstand 

Vorschreibung einer Herstellungsgebühr durch die Post -
Aufklärung durch Auskunft 
Beibringung V�)ll Unterlagen für die Verlängerung einer 
GebührenbefreIUng - Aufklärung durch Auskunft 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beibringung von 
Befunden - Aufklärung durch Auskunft 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Mißbrauch der Fernsprecheinrichtungen durch eine Dienst­
stelle der Post - Beschwerde nicht berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Vergabe von Taxistandplätzen gegen Benützungsentgelt 
durch die Stadtgemeinde Gmunden 
Vergabe von Taxistandplätzen gegen Benützungsentgelt 
durch die Stadtgemeinde Gmunden 
Vergabe von Taxistandplätzen gegen Benützungsentgelt 
durch die Stadtgemeinde Gmunden 
Mangelhaftes Service und Verspätungen bei den Reisezügen 
(Südbahn) - Beschwerde teilweise berechtigt 
Verteidigung .i.m Disziplinarverfahren nach der Disziplinar­
ordnung der OBB - keine Beanstandung 
Verhängung einer Disziplinarstrafe über einen ÖBB­
Bediensteten - Beschwerde nicht berechtigt 
Abtragung eines Fernsprechanschlusses - kein Mißstand 
Belästigung der Anrainer durch Flughafen Graz 
Verlegung einer Telefonleitung 
Entziehung der Lenkerberechtigung 
Befreiung von der Fernseh- und Rundfunkgebühr -
Aufklärung durch Auskunft 
Schadenersa!!- für Gebäudeschäden durch Sprengungen für 
Tunnel der OBB - VA unzuständig 
Abschluß eines Versicherungsvertrages durch Postbedienste­
ten 
Aufhebung der Zulassung 
Arbeitsplatzvergabe bei der POSt - übergangener Bewerber 
- kein Mißstand 
Mängel bei der Postzustellung - Beschwerde teilweise 
berechtigt 
Einhebung einer Gebühr durch die Postsparkasse -
Aufklärung durch Auskunft 

1 1 9 
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Geschäftszahl 

29 1 

292 

293 

294 

295 

296 
297 

298 

299 

300 

30 1  

302 

303 

304 
305 

306 
307 

308 
309 

3 1 0  

3 1 1 
3 1 2  

3 1 3  

1 2 0  

Gegenstand 

Rückwirkende Befreiung von den Telefongrundgebühren -
Aufklärung durch Auskunft 
Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertretung des KFG -
Beschwerde nicht berechtigt 
Lärmschutzmaßnahmen beim Ausbau der Westbahnstrecke 
- Aufklärung durch Auskunft 
Verlegung einer Bushaltestelle - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Abhören von Telefongesprächen durch einen Postbedienste­
ten - keine Beanstandung 
Erteilung einer beschränkten Lenkerberechtigung 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Mangelhafte Durchführung einer Auslandspostanweisung -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Abänderung der Fernmeldegebühren - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verletzung der Entscheidungspflicht durch die Fernmeldebe­
hörde 
Mangelnde Transparenz der Fernmeldegebühren - Rech­
nung 
Ablauf einer befristeten Lenkerberechtigung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Neubemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Vorschreibung von Fernsprechgebühren 
Kündigung eines Pachtvertrages durch die ÖBB 
Beschwerde zurückgezogen 
Abwertung des Arbeitsplatzes eines Postbediensteten 
Schlechter Empfang des Fernsehprogrammes - Aufklärung 
durch Auskunft 
Befristung der Lenkerberechtigung 
Verwaltungsstrafen wegen Übertretung des Kraftfahrgeset­
zes (KFG) - Beschwerde nicht berechtigt 
Entlassung eines ÖBB-Bediensteten - Aufklärung durch 
Auskunft 
Paketzustellung 
Entzieh�ng der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 
Novellierung der Bestimmungen über die Alkoholbeeinträch­
tigung in der StVO - kein Mißstand 
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Geschäftszahl 

3 1 4  
3 1 5  

3 1 6  

3 1 7  

3 1 8  

3 1 9  

320 

32 1  

322 

323 

324 

325 

326 

327 
328 
330 

33 1 

332 

333 
334 

335 
336 
337 

338 

Gegenstand 

Auflösung des Pachtverhältnisses bei Taxigewerbe 
Schadenersatz für Diebstahl im Zug - Aufklärung durch 
Auskunft 
Pachtvertrag mit ÖBB über Nutzung eines Weges -
Beschwerde zurückgezogen 
Mängel bei der Bewilligung und Einrichtung einer 
Kraftfahrlinie 
Rückwirkende Vorschreibung von Betriebskosten für Dienst­
wohnung - Beschwerde nicht berechtigt 
Beschädigung eines KFZ bei der Beförderung im Autoreise­
zug - Schadenersatz - Aufklärung durch Auskunft 
Verlängerung der Gültigkeit der Lenkerberechtigung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Auszahlung eines Geldbetrages durch die PSK - VA 
unzuständig 
Ablauf der Gültigkeit einer Lenkerberechtigung - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Sperre des Fernsprechanschlusses - Aufklärung durch 
Auskunft 
Allgemeine Beschwerde über Verkehrsangelegenheiten -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Erteilung einer Lenkerberechtigung aufgrund einer ausländi­
schen Lenkerberechtigung 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Neubemessung der Fernsprechgebühren 
Versetzung eines Bediensteten der ÖBB 
Überhöhte Fernsprechgebührenrechnung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Belästigung der Anrainer durch Übungsbetrieb 
einer Fahrschule 
Telefonanschluß - lange Wartezeit - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Diensteinteilung eines Sachverständigen für Lenkerprüfung 
Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Entziehung der Lenkerberechtigung 
Verlegung einer Bushaltestelle - kein Mißstand 
Unzumutbare Lärl!:lbelästigung der Anrainer durch Contai­
nerverladung der OBB 
Fahrpreisermäßigungen bei den ÖBB 

1 2 1  
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Geschäftszahl 

1 22 

339 

341  

342 
343 
344 

345 
346 
347 

348 
349 

Gegenstand 

Neuerteilung einer Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Belästigung der Anrainer durch den Bahnverkehr -
Aufklärung durch Auskunft 
Befristung der Lenkerberechtigung 
Höhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Neuregelung der Fernzoneneimeilung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigung der Anrainer durch die Bahn 
Sperre des Warteraumes bei Haltestelle Perchtoldsdorf 
Erteilung einer Lenkerberechtigung aufgrund einer ausländi­
schen Lenkerberechtigung 
Sanierung eines Bahnüberganges 
Terminvergabe für Überprüfung eines KFZ durch Magi­
stratsabteilung 46 
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- I 5 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich der Bundesministerin für Umwelt, Jugend und 
Familie fallen (FJK) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - F]K/9 1 

2 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  
1 2  

1 3  

1 4  

1 5  

1 6  

1 7  

1 8  

Anspruch auf Familienbeihilfe Rückforderung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Familienbeihilfe Rückforderung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Schulfahrtbeihilfe Ablehnung - Be-
schwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - rückwirkende 
Gewährung - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Familienzuschlag - Versäumung der Antrags­
frist - kein Mißstand 
Familienbeihilfe - Verlängerung über das 27. Lebensjahr -
Ablehnung - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Schulfahrtbeihilfe für Inhaber eines Freifahrt­
ausweises - Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - rückwirkende 
Gewährung - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Familienbeihilfe bei Aufenthalt des Kindes im 
Landeskinderheim - Ablehnung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Anspruch auf Familienbeihilfe - kein Mißstand 
Anspruch auf Geburtenbeihilfe (Sonderzahlung) - Be­
schwerdegrund behoben 
Finanzielle Zuwendungen im Rahmen des Familienlastenaus­
gleiches - Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 
Schülerbeförderung im Gelegenheitsverkehr - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Familienbeihilfe für sich ständig im Ausland 
aufhaltendes Kind - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf (erhöhte) Familienbeihilfe - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf Familienbeihilfe - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

1 23 
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Geschäftszahl 

1 9  

20 

2 1  

22 

23 

25 

26 

27 

28  

29 

30 

3 1  

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

1 24 

Gegenstand 

Anspruch auf Familienbeihilfe für in der BRD lebendes Kind 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
A,:spruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung - kein 
MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Bewilligung zur Ausfuhr von Sonderabfällen gemäß Abfall­
v.:irtschaftsge�etz - Verfahrensverzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Geburtenbeihilfe - Ablehnung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Familienbeihilfe (Ausgleichszahlung) -
rückwirkende Gewährung - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung - Aufklärung 
durch Auskunft 
Schülerfreifahrten im Gelegenheitsverkehr - kein Mißstand 
- Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Kritik an § 24 , , (4) Abfallwirtschaftsgesetz (Abgabe von 
Motorölen und Olfiltern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Verwendung von Asbest im Straßenbau und Wohnbau -
Aufklärung durch Auskunft 
Rückwirkende Zuerkennung der erhöhten Familienbeihilfe . 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe Ablehnung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe Ablehnung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf Familienbeihilfe für Pflegekind - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Auszahlung der Familienbeihilfe - Aufklärung durch 
Auskunft 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Vorgangsweise des Jugendamtes im Zusammenhang mit 
Abnahme minderjähriger Kinder (Bezirkshauptmannschaft 
Gmünd) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

39 

40 

4 1  

42 
43 

44 

45 

I 46 

I 
47 

48 

50 

5 1  

52 

53 

54 

55 

56 
57 

58  

59  

Gegenstand 

Antrag auf Gewährung von Unterhaltsvorschüssen Antrag 
auf Gewährung einer Zuwendung aus dem Familienhärteaus­
gleich - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Familienbeihilfe (Ausgleichszahlung) 
Aufklärung durch Auskunft 
Nichtbehandlung einer Dienstaufsichtsbeschwerde - Auf­
klärung durch Auskunft 
Anspruch auf Familienbeihilfe - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtbezahlung eines Restdarlehens durch Umwelt- und 
Wasserwirtschaftsfonds - Beschwerde berechtigt - Be­
schwerdegrund behoben 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung 
Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf . Zuerkennung eines Lohnsteuerfreibetrages -
Aufnahme m das Formular "Antrag auf Gewährung der 
Familienbeihilfe" - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe Ablehnung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe Ablehnung 
Beschwerde nicht berechtigt 
AnsFruch auf Familienbeihilfe - Einstellung - kein 
Mißstand 
Antrag auf Gewährung von Familienbeihilfe - Verfahren -
Aufklärung durch Auskunft 
Schülerbeförderung im Gelegenheitsverkehr - Vertrag mit 
ungeeignetem Verkehrsunternehmen 
Anfrage wegen Familienbeihilfe - Aufklärung durch 
Auskunft 
Schülerbeförderung im Gelegenheitsverkehr nach Fahrplan­
änderung - Beschwerdegrund teilweise behoben 
Zuwendung aus dem Familienhärteausgleich - Ablehnung 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Schülerbeförderung im Gelegenheitsverkehr - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Einstellung 
Darlehen des Umwelt- und Wasserwirtschaftsfonds 
vorzeitige Rückzahlung - Aufklärung durch Auskunft 
Anfrage wegen Schülerfreifahrt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Familienb�ihilfe be! B�zug von Arbeitslosengeld - Auszah­
lung erst Im nachhmem - Aufklärung durch Auskunft 

1 25 
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Geschäftszahl 

1 26 

60 

6 1  
62 

63 
64 

65 

66 

67 

68 

Gegenstand 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Familienbeihilfe - Entzug - Beschwerde dzt. unzulässig 
Anspruch auf (erhöhte) Familienbeihilfe - Aufklärung durch 
Auskunft 
Schülerbeförderung im Gelegenheitsverkehr 
Gefährdung des Grundwassers durch Giftgasgranaten aus 
dem 2. Weltkrieg 
Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung wegen Aus­
landsaufenthalt des Kindes - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Stellungnahme zu Verordnungen der Bundesministerin für 
Umwelt, Jugend und Familie - VA unzuständig 
Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung einer Zuwendung aus dem Familienlasten­
ausgleich 
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• 

Aufgabenbereich des Volksanwaltes 
Dr. Herbert Kohlmaier : 

1 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Auswärtige Angele­
genheiten fallen (AA) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - AA/9 1 Mißstände bei der Durchführung des Auswahlverfahrens für 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

den gehobenen Dienst im Bundesministerium für AuSwärtige 
Angelegenheiten - Beschwerde nicht berechtigt 
Ausübung des Wahlrechtes f.ür Auslandsösterreicher -
behauptetes Fehlverhalten des Osterreichischen Generalkon-
sulates in München - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Beglaubigungsmodalitäten bei Einladung sowjetischer Staats­
bürger - kein Mißstand 
Überbeglaubigung einer überbeglaubigten Urkunde - kein 
Mißstand 
Entschädigungsabkommen Österreich-DDR - Aufklärung 
durch Auskunft 
Verhalten des Botschafters in Bangkok - keine Beanstan­
dung 
Mangelhafte Auskunft des spanischen Konsuls - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Erteilung eines Sichtvermerkes in Kairo - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Versetzung - Beschwerde nicht berechtigt 

1 27 
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2 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Finanzen fallen (FI) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Z1. 1 - FI/9 1 

2 

3 

4 
S 

6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  

1 2  

1 3  

1 4  

1 S  

1 6  

1 7  
1 8  

1 2 8  

Amtswegige Durchführung des Jahresausgleichs - Be­
schwerde zurückgezogen 
Versagung der Weiterführung einer Tabaktrafik und der 
Lottoannahme 
Abweichende Verfahrensregelungen in BAO und A VG -
kein Mißstand 
Bestrafung wegen Schmuggels - Beschwerdegrund behoben 
Ausfall von Provisionen - Nichtberücksichtigung beim 
Jahresausgleich - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Grunderwerbsteuer - Vorschreibung bei Realteilungsver­
trag - Beschwerde dzt. unzulässig 
Haftbarmachung von Präsenzdienern - Schadenersatzrege­
lungen nach Verkehrsunfall 
Fehlerhafte Anrechnung von Zeiten für den Ruhegenuß -
Beschwerde zurückgezogen 
Verzögerung von Verfahren zur Einkommensteuer-Bemes­
sung - Beschwerde berechtigt 
Kündigung eines Versicherungsvertrages - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Rechtswidrige Auslegung des Doppelbesteuerungsabkom­
mens mit Liechtenstein - Beschwerde nicht berechtigt 
Feststellungsbescheid über einen Betriebsaufgabegewinn -
Einkommensteuernachforderung und Verlust des Alleinver­
dienerabsetzbetrages des Gatten 
Ungerechtfertigte Vorschreibung emes Säumniszuschlages 
bei Abgabenrückstand 
Mißverständliche Formulierung in einem Jahresausgleichsbe­
scheid - Beschwerde berechtigt 
Höherversicherung - Nichtberücksichtigung als Sonderaus­
gabe - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Beschlagnahme eines Kraftfahrzeuges - Säumnis der 
Finanzprokuratur nach Schadensgeltendmachung Be­
schwerde nicht berechtigt 
Besetzung einer Tabaktrafik 
Steuernachzahlung nach amtswegigern Jahresausgleich -
Beschwerdegrund behoben 

8' 

• 
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.. 

Geschäftszahl 

9 

1 9  

2 0  
2 1  

2 2  
2 3  

24 

25 

26 

27 

28 
29 
30 

3 1  

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38  
39 

Gegenstand 

Abweisung eines Antrages nach dem Verteilungsgesetz DDR 
- Aufklärung durch Auskunft 
Krankenzusatzversicherung - Beschwerde nicht berechtigt 
Säumnis des Finanzamtes Feldkirch bei Einkommensteuer­
Veranlagung 1 989 - Beschwerde nicht berechtigt 
Überhöhter Kirchenbeitrag - VA unzuständig 
Einkommensteuer- und Umsatzsteuerbemessung - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Säumnige Durchführung eines Wiederaufnahmeverfahrens 
nach § 303 BAO 
Überhöhte Einkommensbesteuerung - Beschwerde zurück­
gezogen 
Verkauf einer Liegenschaft durch den Bund ohne Berücksich­
tigung eines außerbücherlichen Eigentumserwerbs - Aufklä­
rung durch Auskunft 
a) Einheitswertbescheid - Zuordnung eines Grundstückes 

zu einer unrichtigen Grundstückshauptgruppe 
b) Nichtzuerkennung des Altersfreibetrages im Rahmen der 

Vermögenssteuer 
Beschwerde nicht berechtigt 
Versicherungsstreit nach Verkehrsunfall - VA unzuständig 
Suspendierung eines Finanzbeamten im Krankenstand 
Ungerechtfertigte U msatzsteuer-Vorschreibung Be-
schwerde dzt. unzulässig 
Rechtswidrige Gewerbesteuervorschreibung - unzutref­
fende Abgrenzung von Kunst und Kunsthandwerk -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Langer Bearbeitungszeitraum zwischen Buchungsdatum und 
Valuta - Beschwerde nicht berechtigt 
Vergebührung einer Aufsichtsbeschwerde - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Abweisung eines Antrages aufWitwenpension - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Vergebührung der Dienstvertragsverlängerungen - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Besteuerung der freiwilligen Abfertigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Verfahrensverzögerung bei der Vergebührung eines V ertra­
ges - Beschwerde zurückgezogen 
Überhöhte Saldenvorschreibung - VA unzuständig 
Unrichtige Versteuerung von Funktionsgebühren - Be­
schwerdegrund behoben 

1 29 
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Geschäftszahl 

40 
4 1  

42 

43 

44 

45 

46 
47 

48 
49 

50 

5 1  

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

1 30 

Gegenstand 

Versteuerung der Unfallrente - Beschwerde dzt. unzulässig 
Schädigung durch Fehlbuchungen von Gehältern - VA 
unzuständig 
Vertragswidrige Verrechnung der KEST - Beschwerde 
nicht berechtigt 
WiedererIangung von in Deutschland zurückgelassenem 
Eigentum - Beschwerde zurückgezogen 
Mietzinsbeihilfe - Einbeziehung der KOVG-Rente bei 
Feststellung des Einkommens kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 
Doppelbemessung von Erbschaftssteuer - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Jahresausgleichsbescheid - Zustellmangel 
Unvollständige Rechtsmittelbelehrung in Abgabenbescheiden 
- Beschwerde berechtigt 
Ablehnung eines Antrages auf Lotto-Toto-Annahmestelle 
AlthaussanierungsdarIehen - Nichtberücksichtigung von 
Sonderausgaben - kein Mißstand 
Ungerechtfertigte Annahme von Veredelungsmaßnahmen an 
einem Flugzeug im Ausland durch das Zollamt Innsbruck -
Beschwerde nicht berechtigt 
Zuerkennung eines Freibetrages als Behinderter - Versäum­
nis der Dienstbehörde - kein Mißstand 
Einkommens-Umsatz- und Gewerbesteuer - unzulässige 
Schätzung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Erhöhung der Einkommensteuer durch Steuerreform -
Beschwerde zurückgezogen 
Einheitsbewertung Verfahrensverzögerung Be-
schwerde nicht berechtigt 
Spesen für Übertragung eines Wertpapierdepots - VA 
unzuständig 
Dienstbereitschaft - Behandlung nach dem Einkommen­
steuergesetz - Nichterteilung einer Auskunft - Aufklärung 
durch Auskunft 
Zoll- und Einfuhrumsatzsteuervorschreibung trotz Verjäh­
rung - Beschwerde nicht berechtigt 
Mißstände beim Finanzamt Eisenstadt - Beschwerde 
berechtigt 
Bewertung eines Grundstückes bzw. Wohnhauses - kein 
Mißstand 
Ungerechtfertigte Vorschreibung von Vermögenssteuer -
Beschwerde nicht berechtigt 

.. 
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Geschäftszahl 

6 1  

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

7 1  

72 

73 
74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

Gegenstand 

Rechtswidrige Devisentransaktionen durch Banken 
Beschwerde nicht berechtigt 
a) Doppelte Bezahlung der Erbschaftssteuer 
b) Kraftfahrzeugsteuer - Doppelverwendung von Kraft-

fahrzeugsteuermarken 
Beschwerde nicht berechtigt 
Unrichtige Grunderwerbsteuervorschreibung und Verzöge­
rung des Rechtsmittelverfahrens - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Versteuerung einer Unfallrente - amtswegiger Jahresaus­
gleich - kein Mißstand 
Einstufung eines Schiliftbetriebes als Liebhaberei - Be­
schwerdegrund behoben 
Vergebührung eines Auskunftsersuchens - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Vergebührung einer Standortverlegungsanzeige - kein 
Mißstand 
Doppelte Grunderwerbsteuer-Vorschreibung bei Treuhand­
schaft - Beschwerde nicht berechtigt 
Amtswegiger Jahresausgleich bei Mehrfachpension 
Aufklärung durch Auskunft 
Herabsetzung einer Finanzstrafe ohne schriftlichen Bescheid 
- Nichtgewährung von Verfahrenshilfe - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Besteuerung von Unfallrenten - kein Mißstand (gesetzliche 
Härte) 
Aufsichtsbehördlich nicht genehmigtes Wettbewerbsabkom­
men der Kreditinstitute - keine Beanstandung 
Streit mit Sturmschadenversicherung - VA unzuständig 
Vergebührung von Meldebestätigungen - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nachträgliche Grunderwerbsteuer - Vorschreibung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtberücksichtigung der außergewöhnlichen Belastung bei 
Jahresausgleich - kein Mißstand 
Zollfreie Einfuhr von Lebensmitteln - Aufklärung durch 
Auskunft 
Abweisung eines Anspruches nach dem Verteilungsgesetz 
DDR - kein Mißstand 
Grunderwerbsteuer - Nachforderung (Arbeiterwohnstätte) 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Beschlagnahme eines PKW durch Zollorgane - Beschwerde 
teilweise berechtigt 

1 3 1  
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Geschäftszahl 

8 1  

82  
83  
84 

85  
86 

87 

8 8  

89 
90 
9 1  

92 
93 

94 

95 

96 
97 

98 

99 

1 00 

1 0 1  

1 02 

1 03 

1 04 

1 32 

Gegenstand 

Ablehnung eines Antrages nach dem Aushilfegesetz - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 
Schwierigkeiten mit einer Sparkasse - VA unzuständig 
Vergebührung einer Eingabe - Beschwerde nicht berechtigt 
Entschädigung nach dem Verteilungsgesetz DDR 
Verfahrensverzögerung - kein Mißstand 
Bestrafung wegen Schmuggels 
Grunderwerbsteuer - Nachforderung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Nichtberücksichtigung von Mitgliedsbeiträgen als Absetzpost 
- kein Mißstand 
Nichterstattung zu Unrecht entrichteter Lohnsteuer - kein 
Mißstand 
Vergebührung einer Eingabe - Beschwerde nicht berechtigt 
Sparkasse Bregenz - Spekulation bei Hausanteilsscheinen 
Verzögerung eines Berufungsverfahrens über Einkommen­
s�euer - Fehlverhalten von Organen der Finanzlandesdirek­
tIon 
Kündigung eines Bausparvertrages - VA unzuständig 
Beschwerde über das Vorgehen eines Finanzbeamten 
Beschwerde berechtigt 
Kreditvergabe durch Länderbank - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 
Erhöhung der Privatkrankenversicherungstarife - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Auslegung eines Versicherungsvertrages - VA unzuständig 
Vergebührung eines Auskunftsersuchens - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Tarifanpassung der Gruppenversicherung der Krankenzu­
satzversicherung - Beschwerde nicht berechtigt 
Vorschreibung der Grunderwerbsteuer an den Verkäufer -
Beschwerdegrund behoben 
Änderung des Gruppentarifes bei einer Zusatzkrankenversi­
cherung - Beschwerde nicht berechtigt 
Tarifanpassung der Gruppenversicherung von Kranken­
Zusatzversicherungen - Beschwerde nicht berechtigt 
Änderung des Gruppentarifes bei einer Zusatzkrankenversi­
cherung - Beschwerde nicht berechtigt 
Ablehnung eines Amtshaftungsanspruches durch die Finanz­
prokuratur 
Verteilungsgesetz DDR - mangelhafte und säumige 
Verfahrensführung - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

1 05 

1 06 

1 07 

1 0 8  

1 09 

1 1 0 

1 1 1  
1 1 2 

1 1 3  

1 1 4 

1 1 5 

1 1 6 

1 1 7 

1 1 8 

1 20 

1 2 1  

1 22 
123  

1 24 
1 25 

1 26 

1 27 

Gegenstand 

Zollamtliche Beschlagnahme emes Kraftfahrzeuges 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Änderung des Gruppentarifes bei einer Zusatzkrankenversi­
cherung - Beschwerde nicht berechtigt 
Grunderwerbsteuer - Vorschreibung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Zwangsstrafe wegen Nichtabgabe der Jahresausgleichserklä­
rung - Beschwerde nicht berechtigt 
Abgabenverfahren - Wiedereinsetzungsantrag - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Änderung des Gruppentarifes bei einer Zusatzkrankenversi­
cherung - Beschwerde nicht berechtigt 
Wiederaufnahme eines Grunderwerbsteuer-Verfahrens 
Steuerbefreiung für SOS-Kinderdörfer - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nachteilige Auswirkung der Steuerreform auf Pensionsbezie­
her - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenbelastung nach Scheckdiebstahl - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Lohnsteuerberechnung bei Pensionsnachzahlung 
- kein Mißstand 
Anhebung der Gruppenversicherungstarife bei der Zusatz­
krankenversicherung - Beschwerde nicht berechtigt 
Gesetzwidrige Erhebungen durch Finanzorgane - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Anhebung der Zusatz-Krankenversicherungsprämien - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte finanzbehördliche Bestrafung wegen un­
richtiger Warendeklaration - Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufkündigung einer Zusatzkrankenversicherung - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Amtswegiger Jahresausgleich - Beschwerde nicht berechtigt 
Auszahlung einer Lebensversicherung an eine nicht bezugs­
berechtigte Person - VA unzuständig 
Vergebührung von Eingaben - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzweckmäßige Formulargestaltung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verzollung einer im Ausland vorgenommenen Reparatur -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Auflösung einer Gruppen-Krankenzusatzversicherung 
Beschwerde nicht berechtigt 

1 33 
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Geschäftszahl 

1 2 8  

1 29 
1 30 

1 3 1  
1 32 

1 33 

1 34 

1 35 

1 36 

1 37 

1 38 

1 39 

1 40 

1 4 1  

1 42 

1 43 

1 44 

1 45 

1 46 
1 47 

1 48 

1 49 

1 34 

Gegenstand 

Vergebührung einer Eingabe - Verletzung der Manuduk­
tionspflicht 
Steuernachforderung nach Jahresausgleich - kein Mißstand 
Mißbräuchliche Verwendung einer Bankornatkarte - kein 
Mißstand 
Verfahrensverzögerung durch die Finanzprokuratur 
Bestrafung wegen Fahrens mit einem heizölbetankten 
Traktor - Beschwerde nicht berechtigt 
Auskunft über Absetzbarkeit von Sonderausgaben -
Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Kraftfahrzeug-Steuerentrichtung durch falsche 
Auskunft des Finanzamtes - Beschwerde nicht berechtigt 
Formerfordernisse für die Beantragung des Steigerungsbetra­
ges zur Haushaltszulage - Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuer - Nachforderung bei Bauherrenmodell 
- Aufklärung durch Auskunft 
Steuerliche Ungleichbehandlung bei Mehrfachpensionen -
Beschwerde nicht berechtigt 
Kündigung einer Gruppen-Krankenzusatzversicherung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Widerruf einer Kraftfahrzeug-Steuerbefreiung Be-
schwerde dzt. unzulässig 
Steuernachforderung bei amtswegigern Jahresausgleich -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Vergebührung eines Bestandsvertrages - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Steuernachforderung bei amtswegigen Jahresausgleich -
Beschwerde nicht berechtigt 
Mißbrauch einer Bankornatkarte - Haftung - VA 
unzuständig 
Strittige Umsatzsteuerpflicht bei Glückspielautomaten -
Beschwerde nicht berechtigt 
Gesetzwidrige Mehrwertsteuervorschreibung für Gebraucht­
wagen 
Steuernachforderung - Aufklärung durch Auskunft 
Zollamtliche Behandlung eines Kraftfahrzeuges als Übersied­
lungsgut - Beschwerde teilweise berechtigt 
Abweisung eines Nachsichtsansuchens - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Kritik an der Übermittlung von Versicherungsbedingungen 
- VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

1 50 

1 5 1  

1 52 

1 53 

1 54 

1 55 

1 56 

1 57 
1 59 

1 60 

1 62 

1 63 

1 64 

1 65 

1 66 
1 67 
1 68 

1 69 

1 70 

1 7 1  

1 72 
1 73 

1 74 

Gegenstand 

Nichtberücksichtigung eines Sanierungsaufwandes als Son­
derausgabe - Beschwerde zurückgezogen 
Bankenpraxis bei Abhebung mit Bankornatkarte .- V orverle­
gung des Kontolastenstandes - VA unzuständig 
Steuernachteil durch unrichtige Rechtsauskunft bei einer 
Betriebsprüfung 
Streichung des Alleinverdienerabsetzbetrages - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Verzollung einer im Ausland bestellten Ware - Aufklärung 
durch Auskunft 
Sonderausgaben für Klavieranschaffung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Prämienanpassung bei der Krankenzusatzversicherung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Irreführende Beratung durch eine Bank - VA unzuständig 
Rechtswidrige Versicherungsbedingungen - Säumnis des 
Bundesministeriums für Finanzen als Aufsichtsbehörde 
Einheitswertfeststellung für land- und forstwirtschaftliche 
Grundstücke 
Einkommensteuerpflicht .bei Privatzimmervermietung -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Auszahlung einer kapitalisierten Unfallrente - Aufforderung 
zum Jahresausgleich - Beschwerde berechtigt 
Unberechtigte Beschlagnahme durch die Zollbehörde -
Verfahrensdauer 
Nichtzuerkennung eines außerordentlichen Versorgungsge­
nusses 
Nichtbeachtung eines disziplinären Freispruches 
Grunderwerbsteuer - Aufklärung durch Auskunft 
Dispens/Stundung betreffend Einkommensteuer - Be­
schwerde zurückgezogen 
Ungleichbehandlung bei Diensteinteilung - Beschwerde 
berechtigt 
Befreiung von Abgabepflicht - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Mißbräuchliche Verwendung von Bankornatkarten - VA 
unzuständig 
Beschlagnahme eines Kraftfahrzeuges 
Ungerechtfertigte Abgabenvorschreibung und Vollstrek­
kungsmaßnahme - Beschwerde nicht berechtigt 
Ungerechtfertigte Vorschreibung einer Eingabengebilhr 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

1 35 
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Geschäftszahl 

1 75 

1 76 

1 77 

1 78 
1 79 
1 80 
1 8 1  

1 8 3 
1 84 
1 8 5 

1 86 

1 87 

1 8 8  
1 89 

1 90 

1 92 

1 93 

1 94 
1 95 

1 96 

1 97 

1 9 8  

1 99 

200 

1 36 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte Grunderwerbsteuervorschreibung - Be­
schwerde teilweise berechtigt 
Feststellung der Einkünfte aus Beteiligungsgesellschaft -
Wiederaufnahme von Verfahren - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Überhöhte Grunderwerbsteuer - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Jahresausgleich - Beschwerde dzt. unzulässig 
Kontogebühren - VA unzuständig 
Krankengeldversteuerung - Beschwerde nicht berechtigt 
Vorschreibung der Grunderwerbsteuer - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Schadenersatzansprüche - VA unzuständig 
Besteuerung der Jubiläumszuwendung - kein Mißstand 
Verweigerung der Einfuhr von Tabakwaren - Aufklärung 
durch Auskunft 
Privatrechtliche Pn?bleme mit Versicherungsbeiträgen -
Beschwerde berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Steuerbescheid - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Versteuerung von Nachtarbeitszuschlägen 
Unrichtige Verkehrsteuervorschreibung - Beschwerdegrund 
behoben 
Ungerechtfertigte Einheitswertfestsetzung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Zivilrechtliche Streitigkeit mit Versicherung - VA unzustän­
dig 
Nichtberücksichtigung des Jahresausgleiches - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Verweigerung einer Lotto-Annahmestelle 
Besteuerung Dienstaufwandsentschädigung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Vorschreibung der Körperschaftssteuer bei ideellem Verein 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Verweigerung der Einstellungsprüfung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vergebührung einer mündlichen Beschwerde - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Anhebung der Einkommensgrenze für Durchführung eines 
amtswegiges Jahresausgleiches - kein Mißstand 
Ungerechtfertigte Einfuhrumsatzsteuer 
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Geschäftszahl 

2 0 1  

202 
203 

204 
205 

206 

207 

208 

209 

2 1 0  

2 1 1  

2 1 3  

2 1 4  

2 1 5  

2 1 6  

2 1 7  

2 1 8  
2 1 9  

220 

22 1 
222 

223 
224 

Gegenstand 

Zivilrechtliche Probleme mit Versicherung - VA unzustän­
dig 
Berechnung der Lohnsteuer - Aufklärung durch Auskunft 
Rechtsgeschäft - Gebühren für Mietvertrag - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Ungerechtfertigte Liegenschaftsbewertung 
Probleme mit Sonderklassezahlungen - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unrichtige Beauskunfwng und ungerechtfertigte Vorschrei­
bung von Eingangsabgaben - Beschwerde berechtigt 
Versagung der Umsatzsteuerfreiheit bzw. -vergütung für ins 
Zollausland verbrachte Waren - Beschwerde zurückgezo­
gen 
Nichtauszahlung eines Jahresausgleiches - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Feststellung der Einkünfte aus Beteiligungsgesellschaft 
Beschwerde nicht berechtigt 
Vermögenssteuer - Bemessung einer Liegenschaft 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Vorschreibung von Krankenaufemhaltskosten - VA unzu­
ständig 
Vorschreibung von Umsatzsteuer für Annuitäten - Be­
schwerde zurückgezogen 
Vorschreibung von Aufschließungskosten - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Vorschreibung von Grundverkehrsabgabe - VA unzustän-
dig " 
Verfahrensverzögerung bei Jahresausgleich - Beschwerde­
grund behoben 
Nichtzuerkennung einer Mietzinsbeihilfe - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Lebensversicherung - Beschwerde nicht berechtigt 
Information über Einkommensteuergesetz-Novelle - Auf­
klärung durch Auskunft 
Mehrwertsteuer bei Landesdarlehen - Beschwerde zurück­
gezogen 
Gruppenversicherung - Beschwerde nicht berechtigt 
Erwerbsminderungsfeststellung gemäß § 35 Einkommensteu­
ergesetz 
Finanzstrafverfahren - Beschwerde nicht berechtigt 
Abgabenverbindlichkeit nach Geschäftsauflösung - Be­
schwerde nicht berechtigt 

1 37 
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Geschäftszahl 

225 
226 

227 

228 
229 

230 

23 1 

232 
233 

234 
235 
236 
237 

238 

239 

240 
24 1  
242 

243 

244 
245 
246 

247 

248 

249 
250 

1 3 8  

Gegenstand 

Zivilrechtliche Probleme - VA unzuständig 
Festsetzung der Erwerbsminderung gemäß § 35 Einkommen­
steuergesetz 
�estsetzung von Umsatzsteuer - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Nichtbezahlung von Überwachungskosten in Nairobi 
Lebensversicherung im Rahmen eines Dienstverhältnisses -
mangelnde Aufklärung - Beschwerde nicht berechtigt 
Versteuerung von Jubiläumszuwendung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Kraftfahrzeugsteuerbefreiung bei Wechselkennzeichen 
Beschwerde nicht berechtigt 
Einkommensteuer - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtauszahlung des Jahresausgleiches - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Verkehrsunfall - VA unzuständig 
Nichtbelieferung von Tabakwaren 
Erbschaftssteuer - Beschwerde dzt. unzulässig 
Kündigung der Gruppenversicherung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Vorschreibung der Grunderwerbsteuer - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
§ 22 Umsatzsteuergesetz - Wegfall der Pauschalierung für 
Agrargemeinschaften 
Verkehrsunfall - VA unzuständig 
Finanzstrafverfahren - Beschwerde nicht berechtigt 
Nichtanerkennung von Sonderausgaben - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Einhebung von Eingangsabgaben - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Säumnis 
Kündigung von Versicherungsverträgen - VA unzuständig 
Gebührenvorschreibung bei Patentrechtsübertragungssperre 
- Aufklärung durch Auskunft 
�enkung von Pfandbriefzinsen - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Entschädigungsabkommen DDR - Aufklärung durch 
Auskunft 
Versicherungsproblematik - VA unzuständig 
Versteuerung des Krankengeldes - kein Mißstand 

III-89 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)138 von 216

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

25 1 
252 
253 
254 

255 

256 

257 

258  

259 

260 

26 1 
262 

264 
265 

266 

267 

268 
269 
270 

27 1  

272 
273 
274 

275 

Gegenstand 

Maluseinstufung - VA unzuständig 
Besteuerung von Jubiläumszuwendung - kein Mißstand 
Verzögerung eines abgabenrechtlichen Verfahrens 
Unangemessene Grundpreisfestsetzung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Grunderwerbsteuerpflicht bei gemeinschaftlich organisierten 
Reihenhäusern 
Uneinheitliche Praxis der Finanzämter bei der Anerkennung 
eines Werbungskosten pauschales für formularmäßig nachge­
wiesene Dienstreisen - Beschwerde nicht berechtigt 
Verweigerung der Weihnachtsbelohnung in der Finanzpro­
kuratur - Beschwerde berechtigt 
Grunderwerbsteuer wegen Hinzurechnung des Windfanges 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Keine Absetzbarkeit für Alimente - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Steuerrückzahlung bei Verlustanteilscheinen - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Ablehnung einer Verschleißbefugnis 
J.ahresausgleichsangelegenheit - Beschwerde nicht berech­
tIgt 
Kompensation des Steuerguthabens mit Abgabenschuld 
Unklare Beschwerde betreffend Einkommensteuer Be-
schwerde nicht berechtigt 
Strafverfügung hinsichtlich Gebührenerhöhung - kein 
Mißstand 
J\lleinverdienerabsetzfreibetrag - Beschwerde nicht berech­
tIgt 
Lebensversicherung 
Mißbrauch bei Bankomat - Aufklärung durch Auskunft 
§ 35 Einkommensteuergesetz - Feststellung der Erwerbs­
minderung 
Nichtauszahlung eines Jahresausgleiches - Aufklärung 
durch Auskunft 
Verzollung von Perlenketten 
Entschädigungsgesetz CSFR - Aufklärung durch Auskunft 
Einfuhr eines Personenkraftwagens - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vergebührung einer Beschwerde - Beschwerde nicht 
berechtigt 

1 39 
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Geschäftszahl 

276 
277 
278 

279 
2 80  
28 1 
282  

283  
284  

285 

286  

287 
288  
2 89  

290 

29 1  

292 

293 
294 
295 

296 
297 
298 
299 

300 
30 1 
302 

1 40 

Gegenstand 

Grunderwerbsteuer - VA unzuständig 
Unrichtige Liebhabereierklärung 
Sonderausgabe - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Verfahrensverletzung 
Einkommensteuerfestsetzung - Beschwerde nicht berechtigt 
Nichtausbezahlung eines Steuerguthabens 
Nichtanerkennung von Alimentationszahlungen - Be­
schwerde nicht berechtigt 
§ 2 1  Kreditwesengesetz - Beschwerde dzt. unzulässig 
Entziehung einer Naturalwohnung - Veräußerung Schloß 
Obernberg - Beschwerde nicht berechtigt 
Streichung der Mietzinsbeihilfe - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanerkennung von Sonderausgaben - Beschwerde 
teilweise berechtigt 
Erhöhung des Einheitswertes - Beschwerde nicht berechtigt 
Jahresausgleich - Aufklärung durch Auskunft 
Vorschreibung Grunderwerbsteuer - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Nichtanerkennung von Sonderausgaben Beschwerde 
teilweise berechtigt 
Nichtanerkennung von Sonderausgaben Beschwerde 
teilweise berechtigt 
Nichtausfolgung verzollter Teppiche - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verkehrsunfall - VA unzuständig 
Finanzstrafverfahren 
Nichtanerkennung von Sonderausgaben 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Antizipative Zinsberechnung - kein Mißstand 
Zurückziehungsabrechnung - VA unzuständig 
Verweigerung der Akteneinsicht 

Beschwerde 

Vergebührung einer Verhandlungsschrift - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Überprüfung der RAIKA Henndorf - VA unzuständig 
Unrichtige Kontoführung - VA unzuständig 
Nichtabgabe einer Steuererklärung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

III-89 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)140 von 216

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

303 
304 

305 
306 
307 

308 

309 
3 1 0  

3 1 1 

3 1 2  

3 1 3  
3 1 4  

3 1 5  
3 1 6  

3 1 7  
3 1 8  
3 1 9  
320 

32 1 
322 
323 
324 
325 

326 

327 

328 

Gegenstand 

Einheitswertberechnung 
Nichtauszahlung Jahresausgleich - Aufklärung durch 
Auskunft 
Tabakmonopol 
Nichtausstellung einer Scheckkarte - VA unzuständig 
Vergebührung einer Beschwerde - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Unterlassung der Ausstellung eines ordnungsgemäßen 
Dienstzeugnisses - Beschwerde nicht berechtigt 
Kündigung einer Krankenversicherung - VA unzuständig 
Exekutionsführung durch Finanzprokuratur - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Besteuerung von Trennungsgeld Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Abweichende Wechselkurse - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
§ 35 EStG - Aufklärung durch Auskunft 
Doppelvorschreibung von Erbschaftssteuer - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Postverzollung 
Nichtanerkennung von Ausbildungskosten - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Auflösung eines Kontos - Beschwerde zurückgezogen 
Einkommensteuervorschreibung 
Zollverfahren 
Abgabenrechtliche Haftung als Geschäftsführer einer Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Alleinerhalterabsetzbetrag 
Kraftfahrzeug-Steuerbefreiung 
Grunderwerbsteuer - Beschwerde zurückgezogen 
§ 293 b Bundesabgabenordnung 
�aftfahrzeug-Steuerbefreiung - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Kraftfahrzeug-Steuerbefreiung - Beschwerde nicht berech­
tigt 
Umsatzsteuerproblem bei Betriebskosten - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Täuschung bei der Bürgschaftserklärung durch Kreditinstitut 
- VA unzuständig 

1 4 1  
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Geschäftszahl 

329 

330 

33 1  
332 

333 

334 
335 
336 
337 

338 

339 
34 1 
342 

343 
344 
345 
346 
347 
348 

349 
350 
3 5 1  

352 
353 
354 
355 

356 
357 
358 

1 42 

Gegenstand 

Nichtberücksichtigung der Reisewegvergütung - Beschwer­
degrund behoben 
Verzögerungen bei Umsatzsteuerrückzahlungen - Be­
schwerde zurückgezogen 
Vertragsgebühren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Versagung einer Verlustzuweisung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Unzureichend Entschädigung nach Aushilfegesetz - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Kündigung 
Vergebührung einer Eingabe - kein Mißstand 
Verfahrensverzögerung 
Bemessungsgrundlage bei Vertragsgebühren - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Mietzinsbeihilfe - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Investitionsprämiengesetz - Gewerbesteuer 
Pendlerpauschale Eisenbahnen 
Unterlassung einer Zurechnungsfortschreibung - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Jahresausgleich 
Grunderwerbsteuer 
Verzögerte Zuweisung einer BUWOG-Wohnung 
Verletzung der zollrechtlichen Stellungspflicht 
Pensionsauszahlung - Aufklärung durch Auskunft 
Verfahrensmängel in Finanzverfahren - Beschwerde zu­
rückgezogen 
Gebührengesetz § 1 4  TP 9 Abs. 3 lit. b 
Tarifanpassung Bundesländer-Versicherung 
Verweigerung der Weihnachtsbelohnung 1 990 durch Finanz­
prokuratur 
Unterversicherung - VA unzuständig 
Zollamtliche Beschlagnahme einer Waffe 
Ankauf eines Grundstückes - kein Mißstand 
Verrechnung von Umsatzsteuer für Dienstleistungen inS 
Ausland 
Besteuerung Jubiläumsgeld - kein Mißstand 
Jahresausgleich - Beschwerde zurückgezogen 
Wiedergutmachungsansprüche CSFR - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

359 
36 1 
362 

363 
364 

365 
366 
367 
368 
369 
37 1  
372 
373 
374 
375 
376 
377 
378 
379 

380  
38 1 

. Gegenstand 

Forderungsüberweisung - Aufklärung durch Auskunft 
Übergriffe bei Zollfahndung 
Anerkennung von Kosten einer Wohnraumbeschaffung als 
Sonderausgaben - Aufklärung durch Auskunft 
Reisegepäckversicherung - VA unzuständig 
a) Körperverletzung nach Verkehrsunfall 
b) Streit um Versicherung VA unzuständig 
Abgabenverfahrensmängel 
KFZ-Steuerbefreiung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Zollverfahren 
Nichtentrichtung einer Grundsteuer 
Gebührenermäßigung - Aufklärung durch Auskunft 
Grunderwerbsteuer 
KFZ-Steuer 
Gemeinsame Besteuerung von Pensionen 
Jahresausgleich 
Jahresausgleich - Beschwerde dzt. unzulässig 
Verletzung Datenschutz - VA unzuständig 
Verletzung der Auskunftspflicht 
Vorschreibung von Stundungszinsen 
Vermögensentschädigung Holland 
Auskunft 

Aufklärung durch 

Säumige Verfahrensführung 
Ruhestandsversetzung - Mitteilung an Private 

1 43 
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3 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Ange­
legenheiten fallen (im Umfang des Ressortbereiches des früheren 
Bundesministers für Bauten und Technik - BT) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszah I Gegenstand 

Zl. 1 - BT/91  

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

1 0  

1 1  

1 2  

1 3  

1 5  

1 6  

1 7  

1 8  

1 44 

Unrichtige Abschreibung eines Trennstückes anläßlich einer 
flußregulierung - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Beschädigung eines Gartenzaunes sowie von Bäumen durch 
Vermessungsorgane - VA unzuständig 
Beabsichtigter Überfuhrbetrieb - Verzögerung durch die 
Wasserstraßendirektion - Beschwerde berechtigt Be­
schwerdegrund behoben 
Verleihung der Standesbezeichnung "Ingenieur" Be-
schwerde zurückgezogen 
Führung der Hausverwaltung durch die BUWOG - VA 
unzuständig 
Berichtigung einer Grundstücksgrenze nach Auflassung einer 
Bushaltestelle - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vorkaufsrecht an einem bundeseigenen Grundstück -
Aufklärung durch Auskunft 
Grenzstreitigkeiten - VA unzuständig 
Einwendungen gegen die Korrektur einer fehlerhaften 
Mappenberichtigung - Beschwerde nicht berechtigt 
Verschmälerung eines Gehsteiges du�ch Bundesstraßenaus­
bau - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Unzureichende Umwegentschädigung bei Grundablöse für 
die A 8 - VA unzuständig 
Grenzverschiebung durch Vermessungsfehler - kein Miß­
stand 
Keine Nachmittagssprechstunden bei den Vermessungsäm­
tern - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Abschreibung von Grundstücksteilen -
kein Mißstand 
Nichteinhaltung naturschutzbehördlicher Auflagen durch die 
ASAG (S 6) - Vorgangsweise der Bundesstraßenverwaltung 
Auftrag zur Beseitigung einer illegalen Zufahrt zur B 1 7 1  -
Ungleichbehandlung - Beschwerdegrund behoben 
Unrichtige Heizkostenabrechnung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

9" 
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Geschäftszahl 

1 0  

2 1  

22 
23 

24 

25 

27 
28  

29 

30 

3 1  
32 

33 

34 

35 
36 
37 

38 
40 
4 1  
43 
44 

45 
46 
47 
48 

Gegenstand 

Grundeinlösungsverfahren A 1 2  - Ungleichbehandlung -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Verbreiterung der B 65 - kein Mißstand 
Beeinträchtigung durch Bundesstraße - kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 
Beeinträchtigung durch Umleitung der Bundesstraße - kein 
Mißstand 
a) Beeinträchtigung durch mangelnde Pflege eines Auto-

bahndammes 
b) Beschädigung durch Wasseraustritt 
Beschwerdegrund behoben 
Duldung konsensloser Bauführungen - VA unzuständig 
Sicherstellung der Substanz Schönbrunns anläßlich Privatisie­
rung 
a) Beeinträchtigung durch Umbau der B I  
b) Keine Anhörung i m  Verfahren 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Mauereinsturz durch Straßensanierung - Beschwerdegrund 
behoben 
Verzögerungen bei Zahlung der Grundablöse 
Darlehen nach Startwohnungsgesetz - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Verzögerung eines Verfassungsgerichtshofverfahrens - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Mauterhöhung für Benützer der Pyhrn-Autobahn - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Grenzvermessung - VA unzuständig 
Überfahrbewilligung - Beschwerde nicht berechtigt 
Einhebung der Mautgebühren - kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 
Widerrechtliche Benützung von Gemeindegrund 
Geschäftsunsicherheit durch Schönbrunn-Privatisierung 
Beeinträchtigung eines Wasserbezugsrechtes durch ASAG 
Enteignung bei Ausbau B 1 00 - Aufklärung durch Auskunft 
�rundzusamJ?enlegung - Vermessungsamt - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Geschäftsunsicherheit durch Schönbrunn-Privatisierung 
Überzahlung bei Grundeinlöse 
Gürtelbrücke 1 200 Wien - VA unzuständig 
Autobahnzubringer 

1 45 
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Geschäftszahl 

1 46 

49 

50 
5 1  
52 
53 

54 
55  

56  
57  
59  

Gegenstand 

Nichtverleihung der Standesbezeichnung "Ingenieur" 
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Baumängel bei Truppenübungsplatz Allentsteig 
Baumängel in Benedek-Kaserne 
Baumängel bei Fliegerhorst Fiala 
a) Ablöse Grundstück 
b) Errichtung einer Lärmschutzwand 
c) Straßenabwässer 
"Doppelveräußerung" einer Polizeisiedlung 
Einhebung von Mautgebühren - Entziehung der Jahreskarte 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Grundstückstausch 
Baumängel Rainerkaserne Glasenbau 
Nichteinhaltung einer Zusage (Vereinbarung) über Zufahrts­
benützung 
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4 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft fallen (LF) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - LF/9 1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  

1 2  

1 3  

1 4  

1 5  

1 6  

Unzweckmäßige Vorgangsweise bei der Milchanlieferung 
von einem Bergbauernbetrieb - Beschwerdegrund behoben 
- Beschwerde zurückgezogen 
Schwierigkeiten mit einer forstlichen Bringungsgenossen­
schaft 
Härtefall bei Milchkontingentierung - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Abweisung eines Dienstzuteilungsbegehrens - Beschwerde 
zurückgezogen 
Rechtswidrige Bestrafung nach dem Forstgesetz - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Rückstellung von nicht dem Enteignungszweck zugeführten 
Grundstücken 
Abweisung eines Antrages um wasserrechtliche Bewilligung 
einer Wasserversorgungsanlage - Beschwerde zurückgezo­
gen 
Sperre einer kontaminierten Wasserzuleitung - unzurei­
chende Ersatzwasserversorgung 
Beeinträchtigung eines Brunnens durch überlaufende Senk­
grube - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unterlassung dienstaufsichtsbehördlicher Maßnahmen gegen 
einen Beamten des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft - Beschwerdegrund behoben 
Forstbehördliche Bewilligung für wassergefährdende Ro-
dungsmaßnahmen Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufklärung durch Auskunft 
Nichtauszahlung des Milchgeldes wegen Verstoßes gegen 
das MOG - Beschwerde nicht berechtigt 
Beabsichtigte Erweiterung der öffentlichen Wasserversor­
gungsanlage - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzureichende Entschädigung für Nutzungsbeschränkungen 
in einem Wasserschutzgebiet 
Festlegung eines Wasserschutzgebietes ohne Beiziehung des 
Nachbarn - Beschwerde nicht berechtigt 
Beeinträchtigung eines Hausbrunnens - Beschwerdegrund 
behoben 

1 47 
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Geschäftszahl 

1 7  

1 8  
1 9  

20 

2 1  
22 

23 
25 

26 

27 

28  

29 
30 

3 1  

32  

33 

34 

35 

36 

37 

38 

1 4 8  

Gegenstand 

Benachteiligung eines Betriebes durch die Verbilligungsak­
tion für Bergbauern- und Grünlandbetriebe bei Futtergetreide 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Strittiges Wasserbezugsrecht - VA unzuständig 
Wasserrechtliche Bewilligung für eine Bachbeileitung 
Beschwerde zurückgezogen 
Änderung der Dienstverwendung eines Beamten im Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Unerlaubte und nichtbewilligte Rodungen 
a) �!1standhaltungspflicht der Uferanrainer 
b) Uberlassung einer Quelle 
Aufklärung durch Auskunft 
Konsenslose Versickerung häuslicher Abwässer 
Erschwernisse für die Fischzucht durch Wasserrechtsgesetz­
Novelle 1 990 
Nichtzuerkennung eines Milchkontingentes - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Verpflichtung zur Vorlage von Wasseruntersuchungsbefun­
den - Beschwerde nicht berechtigt 
Gebäudeschäden durch Änderung eines Bachverlaufes -
Beschwerde nicht berechtigt 
Verzögerung eines wasserrechtlichen Bewilligungsverfahrens 
Einwendungen gegen die Trassenführung eines öffentlichen 
Kanals - Beschwerde nicht berechtigt 
Ablehnung eines Förderungsantrages durch den Getreide­
wirtschaftsfonds - Beschwerde nicht berechtigt 
Nutznießer einer Wasserversorgungsanlage einer Wasserge­
nossenschaft - strittige Beitragspflicht - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Einwend�ngen einer �assergenossenschaft gegen die Tiefe�­
legung emer WasserieJtung - Beschwerde dzt. unzulässIg 
Einstellung der Milchzustellung durch eine Molkerei - VA 
unzuständig 
Härte durch Rationalisierungsmaßnahmen in der Milchwirt­
schaft - VA unzuständig 
Bewilligungspflicht für Verlegung einer Wasserleitung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Verkauf eines Milchkontingentes - Beschwerde zurückge­
zogen 
Konsenslose Drainagierungsmaßnahmen - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
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Geschäftszahl 

39 

40 

4 1  
42 

44 

45 

46 

47 

48 

5 1  
52 

53 
55 

56 

58 

59 

60 

6 1  

62 

63 

Gegenstand 

Zukauf eines Milchkontingentes - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Anschluß an die öffentliche Wasserversorgung - Kostentra­
gung - Aufklärung durch Auskunft 
Bestrafung wegen Übertretung des Forstgesetzes 
Brunnenverunreinigung - Säumnis der Wasserrechtsbe­
hörde 
Schwierigkeiten mit einer Wassergenossenschaft - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Milchrichtmenge - behauptete Verfassungswidrigkeit des 
MOG - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Versagung der forstbehördlichen Bewilligung zur Errichtung 
einer Forststraße - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Ausbau des Triebenbaches - Verzögerung eines Grundablö­
severfahrens - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Willkürliche Vorgangsweise bei Zuschußgewährung für 
Stillegung 
Fehlplanung einer Bachregulierung 
Servitutsstreit mit den Österreichischen Bundesforsten -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Duldung einer Wasserleitung - VA unzuständig 
Verkauf eines Milchkontingentes nach Pachtauflösung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Mülldeponie am Weinberg-Gerasdorf - Grundwasserge­
fährdung 
Einwendungen gegen die Erteilung einer wasserrechtlichen 
Bewilligung zur Insta.ndsetzung einer Altanlage - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Tauchverbot im Hallstättersee (Österreichische Bundesfor­
ste) 
a) Wohnhausanlage in der roten Zone des Gefahrenzonen-

planes 
b) Mangelhaftes Rodungsbewilligungsverfahren 
Nichtentschädigung einer Leitungsdienstbarkeit und unzu­
reichende Abgeltung von Flurschäden und Rekultivierungs­
maßnahmen 
Anrainereinwendungen gegen die Mülldeponie Gradinger in 
Ort im Innkreis - Grundwassergefährdung durch Unterlas­
sung der Sickerwasserentsorgung und Entgasung 
Verzögerung eines Wasserrechtsverfahrens - Beschwerde 
zurückgezogen 

1 49 

III-89 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 149 von 216

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

64 

65 

66 

67 

69 

70 

7 1  

72 

73 

74 

75 

76 

77 
78 
79 

80 

8 1  

82  
83  
84  

86  

87 
8 8  

1 50 

Gegenstand 

Unzureichende Beseitigung von Oberflächenwässern vom 
Stubnerkogel - Beschwerde zurückgezogen 
Einwendungen gegen eine Wasserleitungsdienstbarkeit -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Wasserrechtliche Bewilligu�gspflicht für Massentierhaltung 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Holzgewinnung auf öffentlichem Wassergut - Beschwerde 
dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Umfang des Wa.sserbezugsrechtes an einer Quelle zugunsten 
einer Wassergenossenschaft - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Rechtswidrige Tätigkeit einer Wassergenossenschaft -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Holznutzung am öffentlichen Wassergut - Beschwerde 
zurückgezogen 
Ableitung des Überwassers von Quellen - Aufklärung durch 
Auskunft 
Einwendungen gegen das geltende Milchmarktordnungsge­
setz - Beschwerde nicht berechtigt 
Nichteinhaltung wasserrechtsbehördlicher Auflagen - Be­
schwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Verzögerung eines Berufungsverfahrens - Beschwerde 
berechtigt 
Konsenslose Aufstellung eines Wohnwagens im Grünland -
Beschwerde nicht berechtigt 
Säumnis Wasserrechtsbehörde 
Räumung eines Pachtgrundes - Aufklärung durch Auskunft 
Mangelnde Aufsicht durch Forstbehörden - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Verpflichtung zum Bau einer Kläranlage - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Subvention im Zusammenhang mit Stillegung von Schweine­
beständen 
Auflagenwidrige Verrohrung des Feuerbaches T röpolach 
Gutachterliche Nebentätigkeit von Kammermitgliedern 
Mangelnde Kontrolle eines Kanals - Beeinträchtigung 
durch Abwässer - Beschwerde zurückgezogen 
Agrargemeinschaft Fleckalm - Vorgangsweise der Agrarbe­
hörde - VA unzuständig 
Konsenslose Schottergrube 
Konsenswidrige Abwasseranlage - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

89 

90 
9 1  
92 
93 

95 
96 

97 

98  
99 

1 0 1  
1 02 

1 03 
1 04 

1 05 

1 06 

1 07 

1 08 

1 09 
1 1 0 

1 1 1  
1 1 3 
1 1 4 

1 1 5 

1 1 7 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte Vorschreibung im Zusammenhang mit 
Kanalsanierung - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Beeinträchtigung durch Bauschuttdeponie 
Gesetzwidrige Errichtung einer Wehranlage 
Nichterteilung von Rodungsbewilligungen 
Entlohnungsschema Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft - unterbliebene Pragmatisierung - kein 
Mißstand 
Gesetzwidrige Rodungsbewilligung 
Nichtdurchführung eines forstrechtlichen Bewilligungsver­
fahrens - kein Mißstand 
Nichtzuerkennung eines Transportkostenzuschusses - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Stillegung von Schweinebeständen 
Subvention (Stillegung von Schweine beständen) 
Verschmutzung eines Teiches 
Nichtauszahlung einer Förderung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Wehranlage (Ersatz für Kostenaufwendung) 
Verfahrensdauer - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Forsttechnisches Gutachten - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Einleitung von Abwässer in Mühlbach - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Entschädigung für Waldrodung - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Beeinträchtigung durch Sportplatz einer HBLA für Forstwirt­
schaft 
Überflutung durch Kraftwerk 
Gesetzwidrige Milchkontingentierung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Schäden durch Wildbachverbauung Stainach 
Unzureichende Bachsanierung 
Beeinträchtigung durch wasserrechtliches Bewilligungsver­
fahren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Willkürliche Vorgangsweise bei Zuschußgewährung für 
Stillegung 
Mülldeponie - übergangene Parteien - Beschwerde nicht 
berechtigt 

1 5 1  

III-89 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 151 von 216

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

1 1 8  
1 1 9 

1 20 

1 2 1  

1 2 2  

1 23 

1 24 

1 25  
1 26 

1 27 
1 2 8  

1 29 
1 30 

1 3 1  
1 32 

1 33 

1 34 

1 35 
1 36 

1 37 
1 38 
1 39 
1 40 
1 4 1  
1 42 

1 52 

Gegenstand 

Regulierung des Urlwasser 
Versagung der Rodungsbewilligung - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 
Ankauf eines Grundstückes der Bundesforste - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Grundinanspruchnahme bei Traunuferverbauung - Be­
schwerdegrund behoben 
Radfahrverbot auf Forststraßen - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Beeinträchtigung einer Wegservitut durch die Österreichi­
schen Bundesforste - Beschwerde zurückgezogen 
a) Errichtung einer Betonbrücke trotz Hochwassergefahr 
b) Errichtung eines Busumkehrplatzes auf der Brücke 
Beschwerde nicht berechtigt 
Trinkwasserverunreinigung durch Trockenbaggerung 
Versagung der wasserrechtlichen Bewilligung für Grundwas­
serbrunnen - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Versuchsbohrung der ÖBB 
Beitragsstreit in Wassergenossenschaftsangelegenheit - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Widersprechende wasserrechtliche Auflagen 
V ertragswidri�e Nichtausfolgung des Panoramaoriginals -
VA unzuständig 
Wasserabteilung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Errichtung Golfplatz St. MichaellLungau - keine Beanstan­
dung 
ParteisteIlung bei wasserrechtlicher Bewilligung eines Weg­
baues 
Hochwasserschutzmaßnahmen Laßnitz - Beschwerde teil­
weise unzuständig - teilweise nicht berechtigt 
Konsenslose Teicherrichtung 
�rrichtung eines Feuchtbiotops - Beschwerde dzt. unzuläs­
sIg 
Dammrutschung - Beschwerde zurückgezogen 
Errichtung eines Güllebehälters 
Entschädigungsverfahren 
Nichterfüllung wasserrechtlicher Auflagen 
Verrohrung des Ruppnigbaches - Verfahrensverzögerung 
Nichtgewährung einer Förderung 
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Geschäftszahl 

1 43 
1 44 
1 45 
1 47 

1 48 

1 49 

1 50 

1 5 1  
1 52 
1 53 
1 54 

1 55 
1 56 
1 57 
1 5 8  
1 59 
1 60 
1 6 1  
1 62 
1 63  
1 64 
1 66 
1 69 
1 70 
1 7 1  
1 72 
1 73 
1 74 
1 75 
1 76 

1 77 
1 78 

Gegenstand 

Mangelhafter Brückenbau bei Bachregulierung 
Import von Mastkälbern - Beschwerde nicht berechtigt 
Bergbauernprämie - Beschwerde nicht berechtigt 
Beschädigung eines Hauses durch Hochwasser - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Gesetzwidrige Rodungsbewilligung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Abwasserbeseitigungsanlage - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Rechtsnachfolge eines Wasserverbandes - Aufklärung durch 
Auskunft 
Gefährdung durch falsch dimensionierte Brücke 
Preiskartell 
Konsenslose Kanalerrichtung 
Ablehnung der Förderungsaktion für Kuhhaltung -
Beanstandung 
Konsenslose Kläranlage 
Entzug von Wasserrechten 
Mangelhaftes Wasserrechtsverfahren 
Konsenslose Errichtung eines Reitstalles 
Wegbenützungsübereinkommen 
Anschüttung Diexerbach 
Erlöschen von Wassernutzungsrechten 
Milchkontingentierung 
Probleme mit Sickerschacht 
Nichteinhaltung von Auflagen 
Bachverlegung 

keine 

Verzögerung eines wasserrechtlichen Verfahrens 
Mißachtung der Entscheidung über aufschiebende Wirkung 
Gewässerverunreinigung - Beschwerde nicht berechtigt 
Mangelhaftes wasserrechtliches Verfahren 
Mangelhaftes Wasserrechtsverfahren 
Abwasserbeseitigungsanlage Prigglitz 
KanalanschI uß 
Rodungsbewilligung - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Schotterentnahme "Ingering" 
Wassergenossenschaft Ginzersdorf - Beschwerde nicht 
berechtigt 

1 53 
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Geschäftszahl 

1 54 

1 79 
1 80 
1 8 1  
1 82 
1 83 
1 84 

1 85 
1 86 
1 87 
1 8 8 
1 89 
1 90 

Gegenstand 

Bachregulierung "Ligist" 
Unzulässige Wiederaufnahme 
Säumigkeit 
Grundwassergefährdung durch Sonderlager 
Verfahrensmängel - Wasserrechtsverfahren 
Verfahrensverzögerung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufklärung durch Auskunft 
Vernässung einer Liegenschaft durch Bringungsweg 
Umweltverschmutzung 
Verfahrensverzögerung 
Namensänderung - VA unzuständig 
Unrichtig erstellte Kostenabrechnung 
Duldung der Verschmutzung des Neufeldersees 
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5 Beschwerden, die ihrem sachlichen 
Wirkungsbereich des Bundesministers 
Forschung fallen (WF) : 

Inhalt nach in den 
für Wissenschaft und 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 1 - WF/9 1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  

1 2  

1 3  

1 4  

1 5  
1 6  

1 7  

Abweisung eines Antrage� auf Studienbeihilfenerhöhung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Abweisung eines Antrages auf Wiederholung eines Teils der 
Berufsreifeprüfung - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Nichtverlängerung eines Dienstverhältnisses mit der Bundes­
versuchs- und Forschungsanstalt Arsenal - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Nichtbewilligung des Berufstitels "Professor" - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Mißstände an der Universitätsfrauenklinik Innsbruck - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Fehlbehandlung an einer Universitätsklinik - VA unzustän­
dig 
Nichtberücksichtigung von Denkmalschutzaspekten bei 
Kirchenrenovierung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Abweisung eines Studienbeihilfenantrages - Beschwerde 
dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Mißachtung des Ausschreibungsgesetzes und Objektivie­
rungsgebotes bei Planstellenvergabe im Bundesdienst 
Gesundheits gefährdende Zustände an der Technischen 
Universität Wien - keine Beanstandung 
Schäden durch Straßenverkehr an einem denkmalgeschützten 
Objekt - Beschwerde dzt. unzulässig 
Ungerechtfertigte Rückforderung eines Übergenusses -
Aufklärung durch Auskunft 
Versagung eines Antrages auf Abbruch eines denkmalge­
schützten Hauses - Verfahrensverzögerungen 
Österreichische Hochschülerschaft - Pflichtmitgliedschaft 
von außerordentlichen Hörern bei gleichzeitigem Ausschluß 
vom aktiven und passiven Wahlrecht - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 
Zulassung zur Zivilingenieursprüfung (Gesetzesänderung) 
Versäumung der Inskriptionsfrist - Verweigerung der 
Nachinskription - Aufklärung durch Auskunft 
]agdprüfung 

1 55 
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Geschäftszahl 

1 56 

1 8  
1 9  

20 
2 1  

22 

23 
24 

25 

26 
27 
28  
29 
30 

3 1  

32 
33 
34 
35 
36 
37 
38 

39 

Gegenstand 

Verstoß gegen Ausschreibungsgesetz 
Verzögerung eines Denkmalschutzverfahrens - Umwid­
mung - Beschwerdegrund behoben 
Zulassung zur Zivilingenieursprüfung 
Stipendiumsangelegenheit - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unterschutzstellung eines Gebäudes - kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 
Rückforderung von Studienbeihilfe - kein Mißstand 
Auskunft über Studienerfolg des Sohnes - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Überhöhte Honorarnote - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Stipendiumsabweisung 
Nichteinhaltung eines Vertrages 
Mißstände in Zahnklinik 
Habilitationsverfahren Universität Graz 
Nichtzulassung zur Sponsion - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Ablehnung einer wissenschaftlichen Förderung - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Fehlbehandlung in Universitätsklinik 
Studienbeihilfe - Beschwerde nicht berechtigt 
Nichtzuerkennung von Reisegebühren 
Stipendiumsangelegenheit 
Abfertigung Universitätslehrer - kein Mißstand 
Inanspruchnahme eines musealen Objektes durch den Bund 
a) Anerkennung von Prüfungen 
b) Studienbeihilfe 
Anstellung an Universität Wien 
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Aufgabenbereieh des Volks anwalte s 
Horst Sehender : 

1 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Ange­
legenheiten fallen (im Umfang des Ressortbereiches des früheren 
Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie - HGI) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .. ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - HGI/9 1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Bitte um Beratung und Vertretung vor Verwaltungsgerichts­
hof bei Beschwerde gegen Bescheid 3. Instanz, mit dem 
gewerbliche Genehmigung für die Errichtung eines Gastgar­
tens erteilt wurde - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Rechtswidrige Feststellung der Nichtanwendbarkeit der 
Gewerbeordnung für Schotterabbau - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 
Konsenslose Erweiterung der Betriebsanlage (Mülldeponie) 
- Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Stein­
bruch - Säumigkeit der Gewerbebehärde und Bergbehörde 
Übergangener Nachbar im Betriebsanlageverfahren -
Aufklärung durch Auskunft 
Unz�mutbare Lärmbelästi�ung durch g�neh�igten Ventila­
tor eines Gastgewerbebetnebes - Säumigkeit der Gewerbe­
behörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Betriebsan­
lage (Betonwerk) - Verfahren zur Erteilung zusätzlicher 
Auflagen gemäß § 79 GewO - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
Unzumu�bar� Lärmbelästigungen durch Gastgewerbebetrieb 
- Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los geänderte Betriebsanlage (Holzwarenerzeugung) -
Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

1 57 
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Geschäftszahl 

1 0  

1 1  

1 2  

1 3  

1 4  

1 5  

1 6  

1 7  

1 8  

1 9  

20 

2 1  

22 

23 

24 

25 

1 5 8 

Gegenstand 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigung durch genehmigten 
Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Gastgewer­
bebetriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Irrtümliche Löschung einer Gewerbeberechtigung - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Betriebsan­
lage - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Gewerbebehördliche Einstellung des Schotterabbaues -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage (Sägewerk) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Betriebsan­
lage - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verweigerung der gewerbe behördlichen Genehmigung für 
Baustoffrecyclinganlage gemäß § 77 ( 1 )  2 .  Satz Gewerbeord­
nung 1 973 - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unzumutbare Geruchsbelästigungen durch konsenslos erwei­
terte Tischlerei - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Unzumutbare Lärmbelästigungen und Überschreitung der 
Sperrstunde durch Gastgewerbebetriebsanlage Be­
schwerde teilweise berechtigt 
Rechtswidrige Androhung der Kosten für Lärmmessungen -
Aufklärung durch Auskunft 
Nac�barschaftsbelä�tigungen durch .kon�enslos erweiterte 
Betnebsanlage (Steinbruch) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Bitte um Auskunft über das Recht zur Ablehnung von 
Sachverständigen - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage (Sägewerk) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde 
Rechtswidrige Abweisung eines Ansuchens um Nachsicht 
vom Befähigungsnachweises - Beschwerde dzt. unzulässig 
Rechtswidrigkeit der Verhängung einer Verwaltungsstrafe 
gemäß § 366 ( 1 )  1 Gewerbeordnung (GewO) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

• 
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Geschäftszahl 

26 

27 

28  

29 

30 

3 1  

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38  

39 

40 

4 1  

42 

• 

Gegenstand 

Lange Dauer des Verfahrens nach dem Übereinkommen über 
den internationalen Handel mit gefährdeten Arten freileben­
der Tiere und Pflanzen - Beschwerdegrund behoben -
Beschwerde zurückgezogen 
Befürchtete Nachbarschaftsbelästigungen für den Fall der 
Errichtun� einer geplanten Asphaltmischanlage - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los erweiterte Druckerei - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Nachbarschaftsbelästigungen durch Gastgewerbebetriebsan -
lage 
Verzögerung eines Betriebsanlageverfahrens (KFZ-Werk­
statt) durch Gewerbebehörde I. Instanz - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch bauliche Veränderung 
einer Betriebsanlage in Vorarlberg - VA unzuständig 
Nachbarschaftsbelästigungen durch Betrieb von genehmigten 
Webstühlen - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Nachträgliche Genehmigung der Erweiterungen - Säumig­
keit der Gewerbebehörde 
Konsenslos erweiterte Abbautiefe bzw. Nichteinhaltung 
rechtskräftiger Auflagen (Schottergrube) - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage (Faßreinigungsanlage) - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 
"Entziehung" des Rechts zur Lehrlingsausbildung 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nichteinhaltung rechts­
kräftiger Auflagen - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Lange Dauer des Betriebsanlagengenehmigungsverfahrens -
Beschwerde nicht berechtigt 
Teilnahmeverbot österreichischer Staatsbürger an deutschen 
Preisausschreiben - UWG - Beschwerde nicht berechtigt 
U nzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
loses Fitneßcenter - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde nicht berechtigt 
Nachbarschaftsbelästigungen durch Tennisanlage und 
Asphalt- Eisstockbahn - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
- Beschwerde nicht berechtigt 
NachbarschaftsbeläStigungen durc� Zubau einer Maschinen­
halle - Beschwerde dzt. unzuläSSIg 

1 59 
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Geschäftszahl 

43 

44 

45 

47 

48 

49 

50 

5 1  

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

1 60 

Gegenstand 

Rechtswidrige V orverlegung der Sperrstunde - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Unzumutbare NachbarschaftsbeläStigungen durch konsens­
lose Tischlerei - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Überhöhte Geldforderung für Ausstellungsmöglichkeit auf 
Messe - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Gewinnerzielungsabsicht einer Kantine im Krankenhaus -
VA unzuständig 
Fehlendes Berufsprofil "Innenarchitekt" - Beschwerde 
zurückgezogen 
Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nichteinhaltung rechts­
kräftiger Auflagen - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Errichtung eines Einkaufszentrums auf Nachbargrundstück 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Ablehnung der ParteisteIlung im gewerbebehördlichen 
Verfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Bitte um Unterstützung im anhängigen gewerbebehördlichen 
Verfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Gewerblicher Schießplatz - Einschränkung der Betriebszeit 
- Beschwerde dzt. unzulässig 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Unteilbarkeit der Grundumlage - Vergebührung einer 
Standortverlegungsanzeige - Beschwerde zurückgezogen 
Säumigkeit der Gewerbebehörde in der Erledigung eines 
Ansuchens um Genehmigung der Bestellung zum gewerbe­
rechtlichen Geschäftsführer - Beschwerde nicht berechtigt 
Lärmbelästigung durch konsenslose Betriebsanlage (Fitneß­
Club) - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde­
grund behoben 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch genehmigte Hei­
zungsanlage einer Gärtnerei - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerdegrund behoben 
Säumigkeit der Gewerbebehörde im Betriebsanlagengeneh­
migungsverfahren I . Instanz - Beschwerde berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Rechtswidrige Lackier- und Spritzarbeiten auf dem Gelände 
eines Elektrizitätsversorgungsunternehmens - Säumigkeit 
der Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt - Beschwer­
degrund behoben 

10' 

• 
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Geschäftszahl 

6 1  

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

7 1  

72 

73 

74 

75 

76 

77 

1 1  

Gegenstand 

Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Staubbelästigungen durch Tennisplatz - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt 
Gesundheitsgefährdung durch konsens lose Trocknung von 
Betonverflüssigern - keine Beanstandung 
NachbarschaftsbeläStigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Motor­
sportveranstaltungen - Anwendbarkeit der Gewerbeord­
nung 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Betriebsan­
lage eines Lagerplatzes - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Konsensloser Betrieb einer Spritzlackiererei - Beschwerde 
zurückgezogen 
Betrieb einer Betriebsanlage (Sauna) ohne Gewerbeberechti­
gung - Beschwerde nicht berechtigt 
Unzumutbare Lärm- und Staubbelästigungen durch geneh­
migte Schottergrube - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Betriebsan­
lage - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Vorwurf der unbefugten Gewerbeausübung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Betriebsan­
lage (Tofurei) - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Unzumutbare Beeinträchtigungen durch konsenslosen Be­
trieb einer Fernwärmeanlage - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
NachbarschaftsbeläStigungen durch konsenslose Gastgewer­
bebetriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
qesundheitsgefä�rdende �eeint�ä�htigungen der Nac�barn 
emer Wäscherei, ChemischreinIgung und Färberei -
Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerdegrund 
behoben 
Lärmbelästigung durch genehmigten Gastgewerbebetrieb -
Beschwerde dzt. unzulässig 

1 6 1  
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Geschäftszahl 

78 

79 

80 

8 1  

8 2  

83  

84  

85 

86 

87 

88 

89 

90 

9 1  

92 

93 

94 

1 62 

Gegenstand 

Maßnahmen der Gewerbebehörde bei Beherbergung von 
Flüchtlingen in Privatzimmern - Beschwerde teilweise 
berechtigt 
Konsensloser Betrieb einer Hobel- und Abbundhalle -
Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Nichtanrechnung einer Konzessionsprüfung für Lehrab­
schlußprüfung - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
Konsenslose Errichtung einer Halle - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Konsensloser Schotterabbau - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde bei der Herstellung des rechtmäßigen Zustandes -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
LärmbeläStigung durch KFZ-Werkstätte .- Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerdegrund behoben - Be­
schwerde zurückgezogen 
Geruchs- und Lärmbelästigung durch Gaswerk - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Bitte um Unterstützung im anhängigen Betriebsanlagenände­
rungsverfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Verfahrensrechtliche Frist zur Abgabe einer Stellungnahme 
im Betriebsanlageverfahren - Bitte um Auskunft -
Aufklärung durch Auskunft 
Rechtswidrige Genehmigung emes Versuchsbetriebes -
Beschwerde nicht berechtigt 
Rechtswidrige Auflage durch Gewerbebehörde IH. Instanz 
(Gastgewerbebetrieb) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Rechtswidriges Unterlassen der Unterbrechung des Bewill i­
gungsverfahrens durch die Berghauptmannschaft bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung des forstrechtlichen Verfahrens 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Unbefugte Gewerbeausübung durch Vereine - Aufklärung 
durch Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage (Tischlerei) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Betriebsan­
lage (Druckerei) - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
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Geschäftszahl 

95 

96 

97 

98 

99 

1 00 

1 0 1  

1 04 

1 05 

1 06 

1 07 

1 08 

1 09 

1 1 0 

1 1 1  

1 1 2 

1 1 3 

Gegenstand 

Rechtswidrige Verweigerung der Betriebsanlagengenehmi­
gung - Beschwerde nicht berechtigt 
Bitte um Unterstützung im anhängigen gewerbebehördlichen 
Betriebsanlagengenehmigungsverfahren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Konkursverfahren infolge rechtswidriger (durch Verwal­
tungsgerichtshoferkenntnis behobener) Schließung der Be­
triebsanlage - Aufklärung durch Auskunft 
Lärmbelästigungen durch Schlosserei . - Säumigk�it der 
Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt 
Aufklärung durch Auskunft 
Ungleichbehandlung bei Bestrafung wegen Übertretung nach 
dem Arbeitsruhegesetz - Aufklärung durch Auskunft 
Bitte um Unterstützung im anhängigen Betriebsbewilligungs­
verfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 
Gewerbebehördliches Verfahren - Beschwerde dzt. unzu­
lässig - Aufklärung durch Auskunft 
Schwierigkeiten im Hallenbad - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Lange Dauer des Verfahrens auf Erteilung der Betriebsbewil­
ligung in 1 .  Instanz - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Unzumutbare Staubbelästigungen durch konsensloses Trans­
portunternehmen - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch private Schießstätte 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Konsenslose Produktion von Hundekauknochen - Säumig­
keit der Gewerbebehörde - keine Beanstandung 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch geneh­
migte Betriebsanlage (Holzwerk) Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos geänderte 
Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Rechtswidrige Sperre eines Gastgewerbebetriebes - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Veranstaltungen im 
Freien - Beschwerde nicht berechtigt 

1 63 
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Geschäftszahl 

1 1 5  

1 1 6 

1 1 7 

1 1 8  

1 2 0  

1 2 1  

1 22 

1 23 

1 24 

1 25  

1 26 

1 27 

1 2 8  

1 29 

1 30 

1 3 1  

1 64 

Gegenstand 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los erweiterte Betriebsanlage (Tischlerei) - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Befürchtete Umweltbeeinträchtigungen durch geplante Son­
dermülldeponie - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Abgabeneinhebung infolge rechtswidriger Bewilligung einer 
Versteigerung - Verwendung eines Nichtgesetzes 
Rechtswidrige Verteilung von Reklamematerial durch 
gewerbliche Unternehmen - Bitte um Auskunft - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
NachbarschaftsbeläStigungen durch genehmigten Abstell­
und Autowaschplatz (Steinverarbeitungsbetrieb ) - Säumig­
keit der Gewerbebehörde 
Ungerechtfertigte Einleitung eines gerichtlichen Strafverfah­
rens - VA unzuständig 
Unzumutbare NachbarschaftsbeläStigungen durch Maschi­
nen einer Bäckerei - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nachbarschaftsbelästigung durch genehmigte Betriebsanlage 
(Lackiererei) Säumigkeit der Gewerbebehörde im 
Verfahren gemäß § 79 Gewerbeordnung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
U.ngerechtfertigte zusätzliche Aufl�gen für Gastgewerbebe­
trIeb - Beschwerde dzt. unzulässIg - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigung durch konsenslose Betriebs­
anlage (Tennisplätze) - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Beeinträchtigungen durch Befahren der Betriebs- Schotter­
straße 
Unbefugte Gewerbeausübung (Fremdenführergewerbe) -
Säumigkeit der Gewerbebehörde bei Herstellung des 
rechtmäßigen Zustandes - Beschwerde nicht berechtigt 
Verzögerung eines Betriebsanlageverfahrens durch 11 .  
Instanz (Fernwärmeversorgung) - Beschwerde nicht berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 
Geplante Errichtung eines Golfplatzes - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch geneh­
migten Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerdegrund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage (Molkerei) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

1 32 

1 34 

1 35 

1 36 

1 37 

1 3 8  

1 39 

1 40 

1 4 1  

1 42 

1 43 

1 44 

1 45 

1 46 

1 47 

1 48 

Gegenstand 

Gesundheitsgefährdende Lärm- und Erschüuerungsbeein­
trächtigungen durch genehmigte Buchbinderei - Säumigkeit 
der Gewerbebehörde 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslosen Super­
markt - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Säumigkeit des Bundesministers für wirtschaftliche Angele­
genheiten bei Entscheidung über Vidierungsantrag gemäß 
Außenhandelsgesetz - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
losen Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Zweckmäßigkeit einer VwGH-Beschwerde - Bitte um 
Rechtsauskunft - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unzumutbare Geruchs- und Lärmbelästigungen durch 
genehmigten Gastgewerbebe�rieb - Säu�igkeit der Gewer­
bebehörde - Beschwerde mcht berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Betriebsan -
lage (Tankstelle) - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Rechtswidrige Festsetzung der Grundumlage für Reisebüros 
- Säumigkeit der Gewerbebehörde - Aufklärung durch 
Auskunft 
Rechtswidrige Schließung der Betriebsanlage - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch geneh­
migten Ventilator (Gastgewerbebetrieb ) - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Befürchtete Umweltbeeinträchtigungen durch konsenslos 
errichtete Asphaltbrechanlage - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzumut�are Nachbarschaftsbeläs�igungen durch Fleischerei 
- unzureichende gewerbebehördhche Maßnahmen 
Rechtswidrige Aufforderung zum Einbringen eines Ansu­
chens um Betriebsanlagengenehmigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Gastge­
werbebetrieb infolge Verlängerung der Sperrstunde 
Rechtswidrige Schließung eines Gewerbebetriebes - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
losen Schiverleih - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

1 65 
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Geschäftszahl 

1 66 

1 49 

1 50 

1 5 1  

1 52 

1 53 

1 54 

1 55 
1 56 

1 57 

1 58 

1 59 

1 60 

1 6 1  

1 62 

1 63 

1 64 

165  

Gegenstand 

Nichteinhaltung einer rechtskräftigen 1\uflage - S�umigkeit 
der Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt 
Unzumutbare Lärmbelästigung durch konsenslose Kegelbahn 
(Gastgewerbebetrieb) - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Säumigkeit der Gewerbebehörde bei Entscheidung über 
Antrag auf Erteilung einer Konzession für Tätigkeit eines 
Sonderabfallsammlers bzw. -beseitigers - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigungen infolge Nichterfüllung 
einer Auflage - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nichteinhaltung rechts­
kräftiger Auflagen und konsenslosen Betriebes eines 
Teleskopstapiers - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Lärmbelästigungen durch genehmigte KFZ-Waschanlage -
Bitte um Auskunft - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch Gastgewerbebetriebe 
Nachbarschaftsbelästigungen durch Hühnerkottrocknungs­
anlage - Säumigkeit bei der Klärung der Anwendbarkeit 
gewerbe rechtlicher Vorschriften - Beschwerde teilweise 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
NachbarschaftsbeläStigungen durch konsenslose Betriebsan­
lage (Getränkeerzeugung) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde 
Säumigkeit der Gewerbebehörde bei der Verfolgung von 
Anzeigen wegen unbefugter Gewerbeausübung - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage (LKW -Abstell pi atz) Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 
Unrichtiger Vorwurf einer unbefugten gewerblichen Tätig­
keit - Beschwerde dzt. unzulässig 
Rechtswidrige Abweisung einer Genehmigung für KFZ­
Werkstätte im Wohngebiet - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Verzögerung eines Berufungsverfahrens bei Gewerbeanmel­
dung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Übergangener Nachbar im Betriebsanlagengenehmigungs­
verfahren - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch Gewerbebetrieb (Bau­
unternehmen) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Rechtswidrige Festsetzung der Grundumlage für Hotels und 
Beherbergungsbetriebe - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

1 66 

1 67 

16 8  

1 69 

1 70 

1 7 1  

1 72 

1 73 

1 74 

1 75 

1 76 

1 77 

1 79 

1 80 

1 8 1  

1 82 

Gegenstand 

Unzumutbare NachbarschaftsbeläStigungen durch geneh­
migten Steinmetzbetrieb - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
- Beschwerdegrund behoben 
Nachsichtsweise Anrechnung von Schulzeiten auf Lehrzeit ­
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Vorverlegung der Sperrstunde - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Würdelose Behandlung von Anrainern in Betriebsanlagen­
genehmigungsverfahren durch Verhandlungsleiter - keine 
Beanstandung 
Gesundheitsgefährdende Beeinträchtigungen durch geneh­
migten chemischen Betrieb - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde 
Geplante Errichtung einer Asphaltmischanlage - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Umwandlung eines freien Gewerbes in konzessioniertes 
Gewerbe durch Gewerberechtsnovelle 1 9 8 8  (technisches 
Büro) - Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch genehmigte Gastge­
werbebetriebsanlage (Pizzeria) - Säumigkeit der Gewerbe­
behörde - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unzumutbare Nach�ars�haftsbeläStigung durch konsensloses 
Sägegatter - SäumIgkeIt der Gewerbebehörde - Beschwer­
degrund behoben 
Nachb.arschaftsbel�stig�ngen durch genehmigten Gastgewer­
bebetneb - SäumIgkeIt der Gewerbebehörde 
Unzumutbare NachbarschaftsbeläStigung durch konsenslose 
Kohlenhandlung - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Rechtswidrige Ablehnung eines Förderungsansuchens -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unkorrekte Behandlung einer Patentanmeldung durch 
Patentamt - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Konsenslose Errichtung einer Tischlerei und Weberei -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Nichteinhaltung einer im Betriebsanlagengenehmigungsver­
fahren abgegebenen Zusicherung durch Betriebsanlagenbe­
treiber - VA unzuständig 
a) Nachbarschaftsbelästigung infolge Nichteinhaltung 

rechtskräftiger Auflagen 
b) Nachbarschaftsbelästigung durch Schlachthof bzw. Ent­

sorgungsunternehmen 
c) Nachbarschaftsbelästigung durch Schotteraufbereitung 

bzw. Asphaltmischanlage 

1 67 
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Geschäftszahl 

1 8 3 

1 84 

1 85 

1 86 

1 87 

1 8 8 

1 89 

1 90 

1 9 1  

1 92 

1 93 

1 94 

1 95 

1 96 

1 97 

1 9 8  

1 68 

Gegenstand 

Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nichteinhaltung rechts­
kräftig vorgeschriebener Auflagen - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde bei der Verfolgung von Anzeigen -
Beschwerde nicht berechtigt 
Lärmbelästigung durch konsensgemäßen Gewerbebetrieb -
SPAR-Markt - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Rechtswidrige Abweisung eines Ansuchens um Betriebsanla­
gengenehmigung (Bahnhof) - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslosen LKW­
Abstellplatz - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Nachbarschaftsbelästigungen auf - an Gewerbetreibende 
vermietetem - Bahngrundstück 
Säumigkeit des Bundesministers für wirtschaftliche Angele­
genheiten bei der Entscheidung über Vidierungsantrag -
Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nichteinhaltung rechtskräftig vorgeschriebener Auflagen -
Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Genehmigungspflicht einer Änderung der Betriebsweise 
gemäß § 8 1  Gewerbeordnung 
Befürchtete Nachbarschaftsbelästigungen durch geplante 
Errichtung einer Spielautomatenhalle - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Lärmbel�stigung durch Gastgarten - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Konsenslos erweiterte Betriebsanlage - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 
Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Betriebsan­
lage (Tischlerei) - Nichteinhaltung rechtskräftiger Auflagen 
- Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Gewerbsmä�ige �ätigke!t als Frisör ohne Gewerbeberechti­
gung - Nlchtemschrelten der Gewerbebehörde - Be­
schwerde teilweise berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Konsensloser Betrieb einer Betriebsanlage (Reiterhof und 
Restaurant) - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage (Tankstelle) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde 
Rechtswidrige Genehmigung zur Erweiterung der Abbauflä­
che ohne Zustimmung des Grundeigentümers (Schotterab­
bau) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

.. 
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Geschäftszahl 

1 99 
200 

Gegenstand 

Nichtzulassung zur Steuerberaterprüfung 
Umweltbeeinträchtigungen durch konsenslose Müllverbren­
nungsanlage - Zweifel an Anwendbarkeit der Gewerbeord­
nung 

1 69 
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2 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Inneres fallen (I) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - I/9 1 
2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 
1 0  

1 1  

1 2  

1 3  

1 4  

1 5  

1 6  

1 7  

1 8  

1 9  

1 70 

Mißhandlung durch Gendarm - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unrichtige Auskunft über staatspolizeiliche Unterlagen -
Beschwerde nicht berechtigt 
Rechtswidriger Vollzug von Ersatzarreststrafen - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Rechtswidrige Verhaftung und Hausdurchsuchung 
Beschwerde berechtigt 
Nichtbehandlung einer Beschwerde über Polizeibeamten -
Beschwerde teilweise berechtigt 
Wirres Vorbringen gegen Polizei - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Unhöfliches Verhalten eines Beamten der Stadtpolizei 
Aufklärung durch Auskunft 
Schadenersatz nach Verkehrsunfall mit Ausländer 
Aufklärung durch Auskunft 
Mißhandlung eines Festgenommenen - keine Beanstandung 
Änderung des Familiennamens ohne Benachrichtigung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Erteilung von befristeten statt unbefristeten Sichtvermerken 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Auskunftsersuchen über grundrechtliche Bestimmungen -
Beschwerde berechtigt 
Vollzug mehrerer Ersatzarreststrafen - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Verweigerung eines Konventionspasses - Aufklärung durch 
Auskunft 
Festnahme und Bestrafung wegen verschiedener Verwal­
tungsdelikte - Beschwerde dzt. unzulässig 
Verweigerung der Entgegennahme einer Anzeige 
Beschwerde nicht berechtigt 
Rückzahlung einer Verwaltungsstrafe - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Aufhebung eines Waffenverbotes - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Identifikation einer tot aufgefundenen Person - Aufklärung 
durch Auskunft 
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.. 

Geschäftszahl 

20 

2 1  

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28  

29 
30 

3 1  

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

4 1  

Gegenstand 

Aufenthaltsverbot nach Entlassung aus Strafanstalt -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Ausstellung von Reisedokumenten - Verfahrensverzäge­
rung - Beschwerde nicht berechtigt 
Einladung eines Fremden - Bürgschaftserklärung -
Aufklärung durch Auskunft 
Ruhestärung durch Nachbarn - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 
Namensgebung an uneheliches Kind Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Jahrelange Observation durch Kriminalpolizei - Aufklärung 
durch Auskunft 
Wunsch nach baldiger Fortsetzung des unterbrochenen 
Zivildienstes - Aufklärung durch Auskunft 
Anregung auf Änderung des Meldegesetzes VA 
unzuständig 
Mangelhafter Zustand einer Polizeiarrestzelle - Beschwerde 
zurückgezogen 
Verweigerung der Akteneinsicht 
Bestrafung wegen Mißachtung emes Fahrverbotes 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Bekanntgabe staatspolizeilicher Vormerkungen Verfah-
rensverzägerung - Beschwerde berechtigt 
Ablehnung eines Zivildienstantrages - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Nichtbehandlung von Eingaben Beschwerde nicht 
berechtigt 
Rechtswidrige Einlieferung in psychiatrische Klinik -
Beschwerde nicht berechtigt 
Verhinderung einer Sammelaktion eines gemeinnützigen 
Vereines durch Polizei - Beschwerde nicht berechtigt 
Räumliche Mängel bei Polizeiwachzimmer - Beschwerde­
grund behoben 
Technische Änderung an Handschellen - Beschwerdegrund 
behoben 
Diverse Anschuldigungen gegen Gendarmerie - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Zustellmangel bei Strafverfügung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Änderung des Staatsbürgerschaftsgesetzes - VA unzustän­
dig 
a) Dienstrechtli��e Ermahnung 
b) Beleidigende Außerungen eines Vorgesetzten 
Beschwerde teilweise berechtigt - teilweise nicht berechtigt 

1 7 1  
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Geschäftszahl 

1 72 

42 

43 

44 

45 

46 

48 
49 

50 

5 1  

52 

53 

54 

55 

56 
57 
58  

59  

60  
6 1  

62 

63 

64 

Gegenstand 

Bestrafung wegen Mißachtung der Wahlpflicht - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Nichtaufnahme eines Asylwerbers in die Bundesbetreuung -
Aufklärung durch Auskunft 
Übertretung des Meldegesetzes - Beschwerde teilweise 
berechtigt 
Verfassungswidrigkeit des geplanten längeren Zivildienstes 
- Aufklärung durch Auskunft 
Bestrafung wegen Störung einer Veranstaltung - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Probleme bei Autoanmeldung - Aufklärung durch Auskunft 
Angabe des Geburtsortes in österreichischen Reisepässen -
kein Mißstand 
Allgemeines Vorbringen bezüglich Behandlung von Jugendli­
chen durch Exekutive - Jugendbeschäftigungsproblem in 
der Freizeit - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unzureichende Bearbeitung von Diebstahlsanzeigen -
Aufklärung durch Auskunft 
Beherbergung von Asylwerbern - Nichtbezahlung von 
Kosten - Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
�urückweisung an Staatsgrenze - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 
Vereinspolizeiliche Amtsbestätigung - Verfahrensverzöge­
rung - Beschwerde nicht berechtigt 
Verlängerung eines Reisepasses - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nichtaufnahme eines Asylwerbers in die Bundesbetreuung 
Nichtaufnahme von Asylwerbern in die Bundesbetreuung 
Kosten für Staatsbürgerschaftsverleihung - keine Beanstan­
dung 
Einweisung in psychiatrische Klinik - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Fehlverhalten von Beamten des Meldeamtes 
Bestrafung nach Verkehrskontrolle - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Nichtaufnahme eines Asylwerbers in die Bundesbetreuung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Un.richtige Namensschreibweise im Staatsbürgerschaftsnach­
weis 
Diverse dienstrechtliche Benachteiligungen - Beschwerde 
nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

65 
66 

67 
68 

69 
70 

7 1  

72 
73 
74 

76 

77 

78 

79 
80 

8 1  

82  

83  

85  
86 

87  

89 

90 

9 1  

Gegenstand 

Nichtaufnahme eines Asylwerbers in die Bundesbetreuung 
Unhöfliches Beamtenverhalten bei Verkehrs kontrolle -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtaufnahme eines Asylwerbers in die Bundesbetreuung 
Wiedereinstellung in den Gendarmeriedienst - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Nichtaufnahme von Asylwerbern in die Bundesbetreuung 
Ungerechtfertigte Anzeigeerstattung durch Gendarmen -
Beschwerde zurückgezogen 
Ausstellung eines zweiten Reisepasses - Verfahrensverzöge­
rung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Schaffung eines Behindertenparkplatzes - VA unzuständig 
Nachteile wegen Spionageverdacht - VA unzuständig 
Ablehnung eines Zivildienstansuchens - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Unzureichendes Einschreiten eines Gendarmen - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Auskunft über staatspolizeiliche Vormerkungen - Verfah­
rensverzögerung - Beschwerde berechtigt 
Bestrafung mit Anonymverfügung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vorladung zum Amtsarzt - Beschwerde nicht berechtigt 
Gebührenpflicht für Bestätigung bei Visum-Erteilung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Verweigerung eines Reisepasses - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unzureichende Polizeierhebungen nach Raufhandel -
Beschwerde teilweise berechtigt 
Unhöfliches Verhalten von Polizeibeamten bei Verkehrskon­
trolle - Beschwerde dzt. unzulässig 
Mißhandlung durch Gendarmen 
Einladung eines Ausländers - Bekanntgabe der Einkom­
mensverhältnisse - Beschwerde dzt. unzulässig 
Übertretung des Meldegesetzes - unzureichende Ermittlun­
gen - Beschwerde nicht berechtigt 
Steuerliche Benachteiligung durch frühzeitige Auszahlung 
der Jubiläumszuwendung - Beschwerde nicht berechtigt 
Falsche Namensgebung bei Geburt des Kindes - Aufklärung 
durch Auskunft 
Unhöfliches Verhalten von Polizeibeamten - Beschwerde 
nicht berechtigt 

1 73 
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Geschäftszahl 

92 
93 

94 
95 

96 

97 

98 

1 00 

1 02 

1 03 

1 04 

1 05 

1 06 

1 07  

1 09 

1 1 0 

1 1 1  

1 1 2 

1 1 3 

1 1 4 

1 1 5 

1 1 6 

1 74 

Gegenstand 

Rechtswidrige Einstellung von Disziplinarverfahren 
Mißhandlungen mehrerer Personen durch Gendarmeriepo­
stenkommandanten 
Anonymverfügung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Wirres Vorbringen eines ehemaligen Zivildienstleistenden -
Aufklärung durch Auskunft 
Behauptete Verletzung durch Polizeibeamte - unklares 
Vorbringen - Beschwerde nicht berechtigt 
Beobachtung durch Wohnungsnachbarn - unzureichendes 
polizeiliches Einschreiten - Beschwerde nicht berechtigt 
Verletzung des Datens�hutzes durch Gendarmerie -
Beschwerde dzt. unzuläSSIg 
Unterbliebene Verständigung von Angehörigen nach Todes­
fall - Beschwerde nicht berechtigt 
Beherbergung von Flüchtlingen - Vertragsauflösung -
Aufklärung durch Auskunft 
Änderung namensrechtlicher Bestimmungen - VA unzu­
ständig 
Gefährliche Drohung durch Polizeibeamten anläßlich 
Verkehrskontrolle - Beschwerde dzt. unzulässig 
Auskunft über staatspolizeiliche Unterlagen - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Schikanöse Behandlung durch Gendarmen - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Wiedererlangung der österreichischen Staatsbürgerschaft -
Aufklärung durch Auskunft 
Zurückweisung eines Fremden am Flughafen - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Behördliche Schikanen bei Erlangung eines Besuchervisums 
für Verwandten - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Einvernahme durch Gendarmerie nach 
Anzeige wegen Einschleichdiebstahls - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Verhaftung und Einweisung in psychiatrisches Krankenhaus 
- Aufklärung durch Auskunft 
Untätigkeit der Polizei bei Überprüfung der Einhaltung der 
Sperrstunde - Beschwerde zurückgezogen 
Verwaltungsstrafe wegen fehlender Überprüfungsplakette -
ungerechtfertigte Höhe - Beschwerde zurückgezogen 
Einreisebewilligungen für Familienangehörige - Verfah­
rensverzögerung - Aufklärung durch Auskunft 
Dienstrechtliche Benachteiligungen - Beschwerde nicht 
berechtigt 
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Geschäftszahl 

1 1 7 
1 1 8 
1 1 9 
1 20 

1 2 1  

1 22 

1 23 

1 24 

1 25 

1 26 

1 27 

1 28 

1 29 

1 30 
1 3 1  

1 32 

1 33 

1 34 

1 3 5  

1 36 

1 37 
1 39 

1 40 

Gegenstand 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung - VA unzuständig 
Mißhandlung durch Polizei - Beschwerde dzt. unzulässig 
Asylansuchen - Verfahrensverzögerung 
Kündigung des Dienstverhältnisses - Nichterledigung einer 
Berufung - Beschwerde nicht berechtigt 
Asylanträge - Verfahrensverzögerung - Beschwerde 
berechtigt 
Nichtaufnahme in Wählerevidenz - Aufklärung durch 
Auskunft 
Schikanen bei Verlängerung einer Aufenthaltsbewilligung -
Beschwerde teilweise berechtigt 
Fehlverhalten eines Straßenaufsichtsorgans gegenüber Auto­
buschauffeur - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung eines Karenzurlaubes - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Unterbliebene Sicherstellung eines als gestohlen gemeldeten 
Motorrades 
Entziehung des Reisepasses - Verfahrensverzögerung bei 
Ausstellung eines Personalausweises - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Diverse dienstrechtliche Benachteiligungen - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Verweigerung der Rückgabe ausländischer Reisepässe 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Festnahme eines Kindes - Beschwerde nicht berechtigt 
Verspätete Auszahlung der Entschädigung an Zählorgan der 
Volkszählung - Beschwerde berechtigt 
Verweigerung der Akteneinsicht (staatspolizeiliche Vormer­
kungen) - Beschwerde berechtigt 
Besserstellung der pensionierten Wachebeamten - VA 
unzuständig 
Unzureichende Gendarmerieermittlungen - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Unzweckmäßiges Vorgehen von Gendarmeriebeamten -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Nachteilige Polizeierhebungen - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Schikanöse Verkehrskontrolle 
Schikanöse Verkehrskontrolle und Mißhandlung - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Unbestimmter Verdacht einer strafbaren Handlung -
Beschwerde nicht berechtigt 

1 75 
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Geschäftszahl 

1 4 1  

1 43 

1 45 

1 46 

1 47 

1 48 

1 49 

1 50 

1 5 1  
1 52 

1 53 
1 54 

1 55 
1 56 

1 57 

1 5 8  

1 59 

1 60 

1 6 1  

1 62 

1 63 

1 64 

1 76 

Gegenstand 

Verlust von Volkszählungsunterlagen - Aufklärung durch 
Auskunft 
Lärmbelästigung aus der Nachbarschaft - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ausnahmegenehmigung für Waffensammlung - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Ausscheidung der Fingerabdrücke aus Polizeisammlung -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufhebung des Waffenverbotes - Abweisung - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Wachzimmertüre von innen nicht zu öffnen - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Einstellung der Bezüge wegen Krankenstandes - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Zu kurze Befristung von Sichtvermerken - Aufklärung 
durch Auskunft 
Auflösung von Gendarmerieposten 
Anmeldung für 2. ordentlichen Wohnsitz - Aufklärung 
durch Auskunft 
Kontrolle von Gästebüchern - VA unzuständig 
Bestrafung wegen Alkoholisierung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Tätigkeiten für privaten Verein während der Dienstzeit 
Antrag auf Namensänderung - Verfahrensverzögerung -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Antrag auf Sichtvermerkserteilung - Verfahrensverzöge­
rung - Beschwerde zurückgezogen 
Eintragung in Reisepaß durch deutsches Zollamt - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Entziehung waffenrechtlicher Dokumente - Beschwerde 
zurückgezogen 
Nichtaufnahme in den Gendarmeriedienst wegen Verfehlun­
gen beim Bundesheer - Beschwerde zurückgezogen 
Untätigbleiben der Vereinsbehörde - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unzureichendes polizeiliches Einschreiten bei Raufhandel -
Beschwerde nicht berechtigt 
Aufenthaltsbewilligung - Verfahrensverzögerung - Auf­
klärung durch Auskunft 
�ntziehung eines Waffenpasses - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

1 1 " 
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Geschäftszahl 

1 65 

1 66 

1 67 

1 68 

1 69 

1 70 

1 7 1  

1 72 

1 73 
1 74 
1 75 

1 76 

1 77 
1 78 
1 80 
1 8 1  
1 82 

1 83 
1 84 

1 85 

1 86 
1 87 

1 8 8  

1 89 

1 2  

Gegenstand 

Ungerechtfertigtes Einschreiten der Gendarmerie - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Verweigerung der Aufez:thaltsbewilligung für Kinder -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Verletzung durch polizeiliche Festnahme - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Ablehnung eines Waffenpasses - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verweigerung eines Sichtvermerks - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Nichtaufwertung einer Planstelle - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Einsicht in staatspolizeiliche Unterlagen - Verfahrensverzä­
gerung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
"Belästigung" durch Gendarmen - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Amtsärztliches Gutachten - VA unzuständig 
Polizeiliche Kontrolle von Gastarbeiterquartieren 
Willkürliche Beschränkung der Parteienverkehrszeiten In 
Meldeamt 
Bestrafung wegen Beschimpfung von Polizisten Be-
schwerde nicht berechtigt 
Anhaltung von Fahrzeugen auf Autobahn 
Rechtswidrige Hausdurchsuchung 
Bestrafung nach dem Zivildienstgesetz 
Fehlverhalten eines Wachebeamten 
Verletzung durch Gewaltanwendung bei Verhaftung -
Aufklärung durch Auskunft 
Vergütungsfestsetzung Naturalwohnung 
Versetzung von Polizei zu Gendarmerie - Nichtbehandlung 
des Ansuchens - Beschwerde zurückgezogen 
Willkürliche Beschränkung der Parteienverkehrszeiten In 
Meldeamt 
Bestrafung wegen Ordnungsstärung 
Ablehnung eines Zivildienstantrages - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unrichtige Auskunft über staatspolizeiliche Vormerkungen 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Bestrafung wegen Schnellfahrens - VA unzuständig 

1 77 
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Geschäftszahl 

1 90 

1 9 1  

1 92 

1 93 

1 94 

195  

1 96 

1 97 

1 98 

1 99 

200 
20 1 
202 

203 

204 

205 
206 

207 

208 

209 

2 1 0  
2 1 1 

1 78 

Gegenstand 

Verkehrsunfall unter Alkoholeinfluß - unzureichendes 
disziplinäres Vorgehen gegen Gendarmerie-Postenkomman­
danten - Beschwerde nicht berechtigt 
Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft 
Aufklärung durch Auskunft 
Verzögerung bei Ausfolgung eines Fundgegenstandes 
Beschwerde berechtigt 
Fehlverhalten eines Gendarmen 
berechtigt 

Beschwerde nicht 

Bekanntgabe staatspolizeilicher Vormerkungen - Verweige­
rung der Akteneinsicht und Verfahrensverzögerung 
Beschwerde berechtigt 
Verweigerung der Akteneinsicht nach Verkehrsunfall 
Aufklärung durch Auskunft 
Nicht ordnungsgemäß ausgefüllter Parkschein - Aufklärung 
durch Auskunft 
a) Mißachtung festgelegter Parteienverkehrszeiten in Mel-

deamt 
b ) Ungerechtfertigte amtliche Abmeld ung 
Verlust bzw. Nichtbearbeitung einer an die Gendarmerie 
gerichteten Anzeige - Aufklärung durch Auskunft 
Gendarmerieerhebungen nach Unfall - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unrichtiges Vorgehen der Fremdenpolizei 
Ungerechtfertigter Ausschluß aus Verein - VA unzuständig 
Voraussetzungen für die Erlangung der österreich ischen 
Staatsbürgerschaft - Aufklärung durch Auskunft 
Vornamensänderung - Verfahrensverzögerung - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Sammlung von Strafregisterdaten bei Gemeinde - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Steuerliche Behandlung von Journaldienstgebühren 
Diverse polizeiliche Amtshandlungen - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verweigerung der Akteneinsicht - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Verweigerung der Ausstellung eines Organmandates -
Aufklärung durch Auskunft 
Ansuchen um österreichische Staatsbürgerschaft - dzt. 
jugoslawische Staatsbürger - Aufklärung durch Auskunft 
Amtliche Abmeldung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzureichende Ermittlung der Todesursache durch Gendar­
merie - keine Beanstandung 
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- I Geschäftszahl 

2 1 2  

2 1 3  

2 1 4  

2 1 5  

2 1 6  

2 1 7  
2 1 8  

2 1 9  

220 

222 

223 

225 

226 
228 

229 

230 

2 3 1  
232 

233 

234 

235 

236 
237 

Gegenstand 

Errichtung von Behindertenparkplätzen in Hall in Tirol -
VA unzuständig 
Verweigerung der Bekanntgabe von Unfallbeteiligten durch 
Polizei 
Ungerechtfertigtes Einreiseverbot aus CSFR - Beschwerde­
grund behoben - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbares Gendarmerieverhör - Aufklärung durch 
Auskunft 
Verletzung des Auskunftspflichtgesetzes - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Ausrüstung und Verhalten von zivilen Verkehrsstreifen 
Bestrafung wegen ungestümen Benehmens - Aufklärung 
durch Auskunft 
Rückforderung der Gefahrenzulage - Außendienstfähigkeit 
eines Invaliden 
Grundlose Überwachung durch Polizei - Aufklärung durch 
Auskunft 
Polizeiliche Vorführung zur Gegenüberstellung - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Verdächtigungen durch Gendarmerie - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Weitergabe einer staatspolizeilichen Vormerkung an auslän­
dischen Sicherheitsdienst - Aufklärung durch Auskunft 
Asylverfahren - Verfahrensverzögerung 
Unvollständige Auskunft des Meldeamtes - Aufklärung 
durch Auskunft 
Nichtberücksichtigung eines Versetzungswunsches - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Bestrafung wegen Überholens trotz Gegenverkehrs 
Beschwerde nicht berechtigt 
Unfall mit Fahrerflucht - Beschwerde dzt. unzulässig 
Ausländische Schreibweise des Familiennamens in Heiratsur­
kunde - Beschwerde nicht berechtigt 
Fehlerhafte Aufnahme eines Verkehrsunfalles - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Aufenthaltsverbot - Ablehnung eines Vollstreckungsauf­
schubes 
Ersatz der Aufenthaltskosten für Asylwerber durch einla­
dende Person 
Freiheitsbeschränkende Maßnahmen gegen Asylwerber 
Nichtberücksichtigung eines Versetzungswunsches - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

1 79 
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Geschäftszahl 

1 80 

238 
239 
240 

241  

Gegenstand 

Errichtung einer Verkehrsampel 
Einsatz von Radklammern gegen Falschparker 
Diverse Verbesserungsvorschläge von Polizei-Personalver­
tretern - Aufklärung durch Auskunft 
Zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
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3 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Justiz fallen (1) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Z1. 1 - J/9 1 
2 

3 

4 

5 

6 

7 
8 

9 

1 0  

1 1  
1 2  
1 3  

1 4  

1 5  

1 6  

1 7  

1 8  

1 9  

20 

Erbschaftsangelegenheit - Aufklärung durch Auskunft 
Pflegschaft - Nichtzustellung von Gerichtsbeschlüssen -
Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Allgemeines Vorbringen über Vermögensrechte - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Pflegschaftsgerichtliche Genehmigung eines Vergleiches -
Verfahrensverzögerung - Beschwerde zurückgezogen 
Strafvollzugsortsänderung - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Pflegschaftsangelegenheit - Aufklärung durch Auskunft 
Erfolglose Exekutionsführung - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarliche Auseinandersetzung - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Gehaltsexekution aufgrund ausländischen Exekutionstitels -
Aufklärung durch Auskunft 
Heizkostenabrechnung in Wohnhaus - VA unzuständig 
Verschiedene private Schwierigkeiten - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Gerichtsentscheidungen - VA unzustän­
dig 
Strafvollzug - Vollzugsortsänderung aus therapeutischen 
Gründen - Beschwerdegrund behoben 
Anhängiges Verfahren bei Staatsanwaltschaft - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Widerspruchsklage nach Exekution - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Sach,:erständigengutachten im Strafverfahren - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde zurückge­
zogen 
Finanzielle Schwierigkeiten - Ersuchen um Rechtshilfe -
VA unzuständig 
Privatrechtssache - keine konkrete Beschwerde erkennbar 
- Aufklärung durch Auskunft 

1 8 1  

III-89 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 181 von 216

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

2 1  

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28  
29 

30 

3 1  

32 

33 

34 

35 
37 

38 
39 

40 

4 1  

42 

1 82 

Gegenstand 

Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Autoverkauf -
VA unzuständig 
Erwerbgerichtlich versteigerter Gegenstände durch Gerichts­
bedienstete - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Behaupteter Kunstfehler - Schadenersatz - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
Schaden durch Nichteinleitung eines Verlassenschaftsverfah­
rens - Aufklärung durch Auskunft 
Umfang eines Servitutsrechtes - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Unbefriedigende Rechtsanwalt-Vertretung - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
Wegerecht und Grenzproblem - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Säumigkeit des Gerichtes - Aufklärung durch Auskunft 
Exekution für Rechtsanwalt-Honorar - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Verfahren vor italienischem Gericht - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsstreit - Ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dung - VA unzuständig 
Unger.echtfertigte Gericht�entscheidung in Unterhaltsangele­
genheit - VA unzuständig 
Vormundschaft - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Scheidungsverfahren - unrichtiges Sachverständigengutach­
ten - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung - VA 
unzuständig 
Beschwerde über Masseverwalter - VA unzuständig 
Schmerzensgeldforderung nach Arbeitsunfall - VA unzu­
ständig 
Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Vorschreibung von Gerichtsgebühren -
Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
Allgemeine Beschwerde über unzureichende Höhe der 
Arbeitsvergütung für Strafgefangene - VA unzuständig 
Gerichtliche Kündigung - Beschwerde über gesetzliche 
Bestimmungen - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unterhaltserhöhung - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

43 

44 
45 

46 

47 
49 
50 

5 1  
52 

53 
54 

55 

56 

57 

58  

59  

60  

6 1  

62 

63 

64 

65 

Gegenstand 

Privatrechtsstreit wegen Unterhalt - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsgerichtliches Verfahren - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte gerichtliche Strafverfügung - VA unzu­
ständig 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Privatrechtliche Angelegenheit - VA unzuständig 
Einstellung von Unterhaltsvorschüssen - VA unzuständig 
Finanzielle Benachteiligung nach Scheidungsvergleich - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Angelegenheit - VA unzuständig 
Erbschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Gemeinsames Sorgerecht nach Scheidung - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
a) Schadenersatz nach Verkehrsunfall 
b) Sachwalterschaft - ungerechtfertigte Gerichtsentschei-

dungen 
VA unzuständig 
Ungerechtfertigtes Handeln des Masseverwalters im Kon­
kursverfahren - VA unzuständig 
Entscheidung über Unterhaltsvorschuß - Verzögerung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte Eintragung in das Handelsregister -
Beschwerde nicht berechtigt 
Überhöhte Honorarnote eines Rechtsanwaltes - VA 
unzuständig 
Übergabe einer gerichtlich versteigerten Liegenschaft -
Verzögerung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Lange Dauer eines grundbücherlichen Gerichtsverfahren -
Beschwerdegrund behoben 
Erfolglosigkeit in selbständigem Beruf - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 
Bewilligung der Verfahrenshilfe - Verzögerung - Be­
schwerde nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Unfreundliche Behandlung durch Richter - Beschwerde 
berechtigt 
Unterhaltsverpflichtung für studierenden Sohn - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

1 83 
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Geschäftszahl 

66 

67 

6 8  

69 
70 
7 1  

72 

73 

74 

75 

76 

77 
78 

79 

80 

8 1  

82  

84 

85 

86 

87 

8 8  

1 84 

Gegenstand 

Verlassenschaftsangelegenheit - VA unzuständig - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Strafverfahren - Verzögerung 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
teilweise berechtigt 
Pensionspfändung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Strafvollzug - Mißhandlung durch Justizwachebeamte -
Beschwerde nicht berechtigt 
Unterhaltsverpflichtung - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Lange Dauer der Untersuchungshaft - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
a) Zivilrechtsstreit nach Scheidung 
b) Sachwalterschaft - Verzögerung VA teilweise unzustän-

dig - Beschwerde teilweise unzulässig 
Kündigung und Delogierung - VA unzuständig 
Heranziehung als Bürge - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Reiseveranstalter -
VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit privater Tierbestat­
tung - VA unzuständig 
Unterhaltsfestsetzung - Verzögerung 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Beschwerde 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Honorarforderung 
eines Rechtsanwaltes - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versandhaus - VA 
unzuständig 
Unrichtiges gerichtliches Verhandlungsprotokoll - VA 
unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Partnerinstitut - VA 
unzuständig 
Gerichtliches Strafverfahren nach Verkehrsunfall - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand -
VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

89 

90 

9 1  

92 

93 

94 

95 
96 

97 

98 

99 

1 00  

1 0 1  

1 02 

1 03 
1 04 

1 05 

1 06 

1 07 

1 08 

1 09 

1 1 0 

Gegenstand 

Unzureichende Höhe des Existenzminimums - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtlicher Räumungsvergleich - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Auseinandersetzung mit Dienstgeber um Abfertigung - VA 
unzuständig 
Pflegschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Kauf- und Ver­
wertungsvertrag - VA unzuständig 
Schädig1;lng durch ehemalige� Dienstgeber - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständIg 
Ungerechtfertigte Exekution - VA unzuständig 
Erbrechtsänderungsgesetz 1 989 - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Problematische Unterfertigung eines Übergabsvertrages 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Beschwerde über Gerichtsurteil - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 
Rückkauf abgelöster Grundstücke - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Klage auf Unterlassung wegen Lärmbelästigung - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Rechtsanwaltskammer - Disziplinarverfahren - Verzöge­
rung 
Haftung für Schäden an Mietobjekt - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Exekutionssache - VA unzuständig 
Zinsenforderungen einer Bank - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Hereinbringung von Außenständen - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Dauer der Untersuchungshaft - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Wegerechtsangelegenheit - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Servitutsweg - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Mietangelegenheit - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Urteil des Obersten Gerichtshofes - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

1 85 
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Geschäftszahl 

1 1 2 

1 1 3 

1 1 4 

1 1 5 

1 1 6 

1 1 7 

1 1 9 

1 20 

1 2 1  

1 22 

1 23 

1 24 

1 25 

1 26 

1 27 

1 2 8  

1 29 

1 30 
1 3 1  

1 32 

1 33 
1 34 

1 86 

Gegenstand 

Kraftloserkläru�g von Wertpapieren -:- ungerechtfertigte 
Genchtsentscheldung - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Realitätenvermittler 
- VA unzuständig 
Widersprüchliche Unterhaltsentscheidung nach Scheidungs­
vergleich - Beschwerde zurückgezogen 
Verlust eines Sparbuches - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Finanzielle Schwierigkeiten nach Hauskauf - VA unzustän­
dig 
Kündigung und Räumung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Servitutsweg - Grundverkehrskommission - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
Probleme mit privater Krankenversicherung - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtsurteil - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Gerichtliche Verurteilung - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Nichteintragung in das Grundbuch wegen Umstellung auf 
EDV - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Unzureichende Vertretung durch Rechtsanwalt in Zivilge­
richtsverfahren - VA unzuständig 
Reiseversicherungsangelegenheit - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzungen - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Versandhaus - VA 
unzuständig 
Schadenersatz und Strafverfahren nach einem Pachtverhält­
nis - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Exekution von Delogierungskosten - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Vorvertrag - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Strafvollzugsortsänderung 
Ungerechtfertigte Strafvollzugsanstaltsänderung Be-
schwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

1 3 5 

1 36 

1 3 7 

1 3 8  

1 39 

1 40 

1 4 1  

1 42 

1 4 3 

1 44 

1 4 5 

1 46 

1 47 

1 4 8 

1 49 

1 50 

1 5 1  

1 52 

1 5 3 

1 5 4 

1 5 5 

1 56 

Gegenstand 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Unterhaltspflicht gegenüber unehelicher Tochter - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Mietvertrag - VA 
unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung wegen überhöhter Rech­
nung - VA unzuständig 
Subsidiarantrag - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Strafvollzug 
a) ungerechtfertigte Anordnung von Sicherheitsmaßnahmen 
b) unzureichende Haftbedingungen 
Beschwerde nicht berechtigt 
Übergabe eines Sommerhauses in einer Kleingartenanlage im 
Zuge eines Verlaßverfahrens - Beschwerde nicht berechtigt 
Ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
Konkursverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Zeitschriftenverlag 
- VA unzuständig 
Pflegschaftsverfahren nach Scheidung - VA unzuständig 
Ehelichkeitsbestreitung nach Scheidung - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - VA unzuständig 
Auflösung eines Probedienstverhältnisses beim Bundesmini­
sterium für Justiz - kein Mißstand 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Pachtvertrag - VA 
unzuständig 
Verfahren beim Arbeits- und Sozialgericht - Verzögerung 
- Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtliches Verlassenschaftsverfahren - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 
Kündigung und Räumung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Rückforderung von Kosten nach Vaterschaftsfeststellung -
VA unzuständig 
Unterhaltsverpflichtung gegenüber unehelichem Kind - VA 
unzuständig 
Beeinträchtigung des Fischereirechtes durch Segelklub und 
Badesteg - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

1 8 7 
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Geschäftszahl 

1 5 7  

1 5 8  

1 59 

1 60 

1 6 1  

1 62 

1 6 3  

1 64 

1 6 5  

1 66 

1 67 

1 68 

1 69 

1 70 

1 7 1  

1 72 

1 73 

1 74 

1 75 

1 76 

1 77 

1 7 8 

1 79 

1 8 8  

Gegenstan'd 

Hausversteigerung - privatrechtliche Probleme - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Fragliche Anhängigkeit eines Entmündigungsverfahrens -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Schlechte Behandlung von Altersheiminsassen - Verleum­
dungsklage - VA unzuständig 
Zivilrechtsangelegenheit - VA unzuständig 
Zivilrechtsverfahren - VA unzuständig 
Arbeitsgericht - Invaliditätspension - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nichtverständigung vom Ausgang eines Strafverfahrens 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Zivilrechtliche Angelegenheit - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Angelegenheit - VA unzuständig 
Zivilrechtsangelegenheit - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Versandfirma -
VA unzuständig 
Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Scheidungsangelegenheit - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Verschiedene privatrechtliche Schwierigkeiten - VA unzu­
ständig 
Überhöhte Kostenforderung eines Rechtsanwaltes - VA 
unzuständig 
Mietrechtliche Probleme - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidungen - VA unzuständig 
Kündigung und zwangsweise Räumung einer Gemeindewoh­
nung - VA unzuständig 
Schmerzensgeld und Schadenersatz Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 
Schadenersatz nach Verkehrsunfall - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
Grenzstreit - ungerechtfertigte Zivil- und Strafurteile - VA 
unzuständig 
Untersuchungshaft - ungerechtfertigte Dauer - Be­
schwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

1 8 0 

1 8 1  

1 8 2 

1 8 3 

1 8 4 

1 8 5 

1 86 

1 8 7 

1 8 8  

1 89 

1 90 

1 9 1  

1 92 

1 93 

1 94 

1 95 

1 96 

1 97 

1 9 8  

1 99 

Gegenstand 

Sachwalterschaftssache - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Gerichtsverfahren - Verzägerung - Beschwerde zurückge­
zogen 
Ersuchen um Unterstützung bei Wohnungssuche - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte Exekutionsbewilligungen - VA unzustän­
dig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Verlagshaus - VA 
unzuständig 
Aufkü�dig.ung und Räumung einer Wohnung - VA 
unzustandig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Dienstgeber - VA 
unzuständig 
Nichtbearbeitung einer Eingabe durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
a) Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung 
b) Vorzeitige Entlassung aus Strafhaft 
VA unzuständig 
Zivilrechtsstreit um Rechtsanwaltskosten - VA unzuständig 
Bedingte Entlassung aus Strafhaft - ungerechtfertigte 
Gerichtsbeschlüsse - VA unzuständig 
Mietrechtsangelegenheit - Ersuchen um Rechtsauskunft -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung wegen Reparaturkosten 
- VA unzuständig 
Kreditrückzahlung nach Kauf einer Eigentumswohnung -
VA unzuständig 
Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - Aufklärung durch 
Auskunft 
a) Zusendung eines Gerichtsbeschlusses - fehlende Rechts-

mittelbelehrung 
b) Schadenersatzforderung 
�eschwerde teilweise unzuständig - teilweise nicht berech­
tigt 
Ungerechtfertigte Gebührenvorschreibung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
l1?erprüfung �iner Lohnabrechn�ng - privatrechtliches 
Dlenstverhältllls - VA unzuständig 
Nachbarschaftsstreit - Aufklärung durch Auskunft 
Strafvollzugsortsänderung - ungerechtfertigte Ablehnung 
- Beschwerde nicht berechtigt 

1 8 9 
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Geschäftszahl 

1 90 

200 

20 1 

202 

2 0 3  

204 

205 

206 

207 

2 0 8  

2 0 9  

2 1 0  

2 1 1  

2 1 2  

2 1 3  

2 1 4  

2 1 5  

2 1 6  

2 1 7  

2 1 8  

2 1 9  

Gegenstand 

Arbeitsgerichtsverfahren wegen fristloser Entlassung - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Ansprüche gegen ehemaligen Mieter - VA 
unzuständig 
Schmerzensgeld anspruch aus Verkehrsunfall - VA unzu­
ständig 
Zivilrechtsstreit um Rechtsanwaltskosten - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Erbrechtsangelegenheit - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Strafvollzug 
a) Verletzung durch Strafvollzugsbediensteten 
b) Strafvollzugsortsänderung 
Beschwerde teilw. berechtigt - Beschwerdegrund teilw. 
behoben 
Gerichtliche Aufkündigung einer Mietwohnung - VA 
unzuständig 
Schmerzensgeld nach Verkehrsunfall - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
Mietrechtssache - Eigenbedarf VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 
Benützung von öffentlichem Gut - Gerichtsverfahren -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Angebliche Konfiszierung eines Grundstückes nach Umwid­
mung - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Rechtskräftiges Gerichtsurteil - Wiederaufnahme - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Rechtsprobleme mit Versicherung - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 
Kosten für durch Blitzschlag beschädigten Zählerkasten 
VA unzuständig 
Gerichtliche Pflegschaftssache und Unterhaltssache - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Auflassung eines öffentlichen Gemeindeweges - behauptete 
Ersitzung - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtliche Verurteilung wegen Körperverletzung 
einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Anhängiges gerichtliches Unterhaltsverfahren - VA unzu­
ständig 
Privat- und strafrechtliche Probleme - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

220 

222 

223 

224 

225 

226 

227 

2 2 8  

2 2 9  

230 

23 1 

232 

233 

234 

235 

236 

237 

238 

239 

240 

2 4 1  

Gegenstand 

Gerichtsverfahren - Verzögerung 
Gerichtliches Strafverfahren nach Raufhandel - VA 
unzuständig 
Gerichtliche Versteigerung beschlagnahmter Gegenstände -
VA unzuständig 
Zivil- und strafrechtliche Probleme - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
Privatrechtliche Angelegenheiten - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsrechtliche Auseinandersetzung mit Dienstgeber - VA 
unzuständig 
Nachbarrechtliche Auseinandersetzung - VA unzuständig 
Nachbarschaftsstreit - VA unzuständig 
Vermögensverzeichnis in Exekutionsverfahren - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Strafvollzug - Ablehnung einer therapeutischen Betreuung 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Behauptete ungerechtfertigte Zurücklegung einer Anzeige 
wegen falscher Beweisaussage vor Gericht - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Auf teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens nach Schei­
dung - Aufklärung durch Auskunft 
Suspendierung eines Landeslehrers von der Städtischen 
Musikschule Lienz - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Scheidungsverfahren - Verzögerung - Beschwerde teil­
weise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Ausfolgung eines gerichtlich verwahrten Geldbetrages -
Verzögerung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung um Höhe von Betriebs­
kosten in Mietwohnhaus - VA unzuständig 
Unterhaltserhöhung - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dungen - VA unzuständig 
Mietrechtsstreit - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Ungerechtfertigte Strafvollzugsortsänderung - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Schmerzensgeld und Schadenersatz nach Unfall - VA 
unzuständig 

1 9 1  
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Geschäftszahl 

242 

243 

244 

245 

246 

247 

248 

2 49 

2 5 0  

25 1 

252 

253 

2 5 5  

256 

257 

2 5 8  

259 

260 

2 6 1  

262 

263 

264 

1 92 

Gegenstand 

Zivilrechtliches Problem nach Kündigung - VA unzuständig 
Belehrung unvertretener Parteien über sozialversicherungs­
rechtliche Folgen der Scheidung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kirchenbeitragsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dung - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidun­
gen - VA unzuständig 
Privat- und strafrechtliche Auseinandersetzung - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung um Autoradio - VA 
unzuständig 
Schadenersatzforderung nach Unglücksfall - VA unzustän­
dig 
Verlassenschafts- und Teilungsverfahren - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Probleme - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig 
Schmerzensgeld und Schadenersatz nach Verkehrsunfall -
VA unzuständig 
Privatrechtsstreitigkeiten - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidun­
gen - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Zurückweisung einer Berufung gegen 
Strafurteil - VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Fruchtgenußverein­
barung - VA unzuständig 
Strafvollzug - Verbüßung einer Freiheitsstrafe im Ausland 
- Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtsverfahren - Verzägerung 
Privatrechtliche Auseinandersetzung um Gewinnspiel eines 
Modeversandhauses - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Erteilung ohne Befugnis zur Grundbuchs­
abfrage für Immobilienmakler - kein Mißstand 
Strafvollzugsortsänderung - Interventionsbitte - VA 
unzuständig 
Pflegschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe -
Aufklärung durch Auskunft 
Zivil- und strafrechtliche Probleme nach Kaufvertrag - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Probleme nach Abschluß eines Gesellschafts­
vertrages - VA unzuständig 

12" 
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Geschäftszahl 

265 

266 

267 

268 

269 

270 

2 7 1  

272 

273 

274 

275 

276 

277 

2 7 8  

2 7 9  

2 8 0  

2 8 1 

2 8 2  

2 8 3  

2 8 4  

2 8 5  

2 8 6  

.-

1 3  

Gegenstand 

Aufforderung zum Strafantritt - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Unterhaltsangelegenheit - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidungen - VA unzuständig 
Private Schwierigkeiten - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Belohnung des Sachwalters - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
Pflegschaftsverfahren - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Übergabsvertrag 
- VA unzuständig 
Pflegschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Sachwalterschaftssache - VA unzuständig 
Schadenersatz und Schmerzensgeld - ungerechtfertigte 
Entscheidungen ausländischer Gerichte - VA unzuständig 
Ablehnungsantrag im Gerichtsverfahren - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde zurückge­
zogen 
Lange Dauer eines gerichtlichen Scheidungsverfahrens -
Aufklärung durch Auskunft 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung aus Schenkungsvertrag 
- VA unzuständig 
Ungerechtes Urteil des Gerichtes - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtes Urteil in Mietrechtssache - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Wegerecht auf Gemeindestraße 
berechtigt 

Beschwerde nicht 

Urteil des Arbeits- und Sozialgerichtes - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Urteil des Arbeits- und Sozialgerichtes - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

1 9 3  
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Geschäftszahl 

2 8 7  

2 8 8  

2 8 9  

290 

29 1 

292 

293 

295 

296 

297 

298 

299 

300 

30 1 

302 

303 

304 

305 

306 

307 

308 

309 

1 94 

Gegenstand 

Sachwalterbestellung für Bruder - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Urteile des Arbeits- und Sozialgerichtes - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Rückzahlungsschwierigkeiten nach Kreditaufnahme - VA 
unzuständig 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsemscheidun­
gen - VA unzuständig 
Nichtverständigung von Verlassenschaftsabhandlung 
Beschwerde nicht berechtigt 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Exekutionsvollzug an falscher Adresse - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Erbschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Kauf eines Haus­
haltsgerätes - VA unzuständig 
Nichtbearbeitung von Eingaben 
Pflegschaftsverfahren - ungerechtfertigtes Zustandekom­
men eines Sachverständigengutachtens - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Unzureichende Vertretung durch Rechtsanwalt - VA 
unzuständig 
Justizsache - ungerechtfertigte dienstrechtliche Anordnung 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherungsge­
seilschaft - VA unzuständig 
Privatrechtliche Probleme nach Firmengründung - VA 
unzuständig 
Gerichtliches Kündigungsverfahren - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
ÜbersteIlung zum Strafvollzug im Ausland - Aufklärung 
durch Auskunft 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsemscheidung 
- VA unzuständig 
Pflegschafts- und Scheidungsverfahren - Verzögerung -
Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

3 1 0  

3 1 1 

3 1 2  

3 1 3  

3 1 4  

3 1 6  

3 1 8  

3 1 9  

320 

32 1 

322 

323 

324 

325 

327 

3 2 8  

3 2 9  

3 3 0  

3 3 1  

332 

333 

3 3 4  

Gegenstand 

Zustellung eines Gerichtsbeschlusses ohne Rechtsmittelbeleh­
rung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Gnadenantrag - Ersuchen um Intervention - VA 
unzuständig 
Grundbuchseintragung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Sozialgerichtsverfahren - Verzägerung - Beschwerde­
grund behoben 
Verlassenschaftssache - Ersuchen um Rechtsberatung -
VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung aus Versicherungsver­
trag - VA unzuständig 
Abfertigungsanspruch nach Beendigung eines Arbeitsverhält­
nisses - VA unzuständig 
Sachwalterschaftssache - Unterlassung notwendiger Aus­
künfte - Beschwerdegrund behoben - Aufklärung durch 
Auskunft 
Pflegschaftsverfahren - ungerechtfertigte Äußerungen eines 
Richters - Beschwerde nicht berechtigt 
Einweisung in Pflegeheim - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ungerechtfertigter Exekutionsantrag wegen bereits bezahlter 
Gerichtskosten - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Strafverfahren - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Schenkungsver­
trag - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit mit ehemaligem Dienstgeber - VA 
unzuständig 
Besuchsrecht der Großeltern - VA unzuständig 
Gerichtsanhängige Grundabtretung - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtlicher Räumungsbescheid - VA unzuständig 
Grenzstreitigkeiten - VA unzuständig 
Gerichtliches Verlassenschaftsverfahren - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Grenzstreitigkeit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Probleme bei Kreditrückzahlung - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig 

1 95 
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Geschäftszahl 

1 96 

335 

336 

3 3 8  

3 3 9  

3 4 0  

3 4 3  

345 

346 

347 

348 

349 

3 5 0  

3 5 1  

352 

353 

354 

355 

3 5 6  

357 

358 

359 

360 

Gegenstand 

Exekution - Ersuchen um Rechtshilfe - VA unzuständig 
Gerichtliches Exekutionsverfahren - VA unzuständig 
Strafvollzug - Verzögerung eines Rechtsmittels 
Zivilrechtliche Angelegenheit - VA unzuständig 
Gerichtliches Scheidungsverfahren - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Fruchtbringende Anlegung eines bei Gericht vermerkten 
Geldbetrages - Verzögerung - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unerledigter A'?trag auf Zuerkennung eines Vorrückungsbe­
trages infolge Ubertritts in den Ruhestand - Beschwerde 
zurückgezogen 
Schadenersatz und Schmerzensgeld nach Verkehrsunfall -
VA unzuständig 
Unterhaltsherabsetzung - Verzögerung - Beschwerde­
grund behoben 
Ungerechtfertigter Vollzug in einem Exekutionsverfahren -
VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Pensionspfändung nach Gerichtsurteil -
VA unzuständig 
Mangel an Gerichtsdolmetschern in Strafvollzugsanstalten 
und Gefangenenhäusern - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung um Grenzstein - VA 
unzuständig 
Nachbarliche Auseinandersetzung - VA unzuständig 
Verfahrenshilfeantrag - Verzögerung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Schmerzensgeld und Schadenersatz nach Unfall - VA 
unzuständig 
Gerichtliche Versteigerung gepfändeter Gegenstände - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Gehaltsexekution - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Nichtverständigung vom Ausgang eines Strafverfahrens 
Beschwerde nicht berechtigt 
Strafvollzug - unzureichende ärztliche Behandlung 
Beschwerde nicht berechtigt 
a) Privatrechtsstreitigkeiten 
b) Sachwalterschaft - ungerechtfertigte Gerichtsentschei-

dungen 
VA unzuständig 
Exekution einer Kreditschuld - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

.., 
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.. 

Geschäftszahl 

362 

363 

364 

365 

366 

367 

368 

369 

370 

37 1 

372 

373 

374 

375 

376 

377 

378 

379 

3 8 0  

3 8 1 

3 8 2  

3 8 3  

Gegenstand 

Scheidungsverfahren - Verzögerung 
Gerichtsverfahren - inhaltlich unrichtiges Sachverständi­
gengutachten - VA unzuständig 
Berufung gegen Strafurteil - Ersuchen um Rechtshilfe -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtliches Kopierwesen - Verzögerung bei Herstellung 
von Ablichtungen - Beschwerdegrund behoben 
Privatrechtsprobleme nach Darlehensaufnahme VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Gerichtsverfahren - unrichtiges Sachverständigengutachten 
- VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Schmerzensgeld und Schadenersatz nach Unfall - unge­
rechtfertigte Gerichtsentscheidungen - VA unzuständig 
Besuchsrechtsänderung - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Unterhaltsstreit nach Scheidung - VA unzuständig 
Gerichtliche Versteigerung - Aufklärung durch Auskunft 
Mietrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidungen 
- VA unzuständig 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Pflegschaft - Besuchsrecht - ungerechtfertigte Gerichts­
entscheidung - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Räumung einer Wohnung - VA unzuständig 
Nicht näher bezeichnete private Schwierigkeiten - VA 
unzuständig 
Verlassenschaftsangelegenheit - Unklarheiten über Kosten 
und Umfang des Erbes - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Hausverwaltung -
VA unzuständig 
Unterhaltsanspruch nach Scheidung - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Nachbarschaftsstreit - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Sachwalterschaftssache - VA unzuständig 

1 97 
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Geschäftszahl 

1 9 8  

3 8 4  

3 8 5  

3 8 6  

3 8 7  

3 8 8  

3 8 9  

390 

39 1 

392 

393 

394 

395 

396 

397 

398 

399 

400 

4 0 1  

402 

403 

404 

405 

406 

407 

408 

Gegenstand 

Interfamiliäre Auseinandersetzung - VA unzuständig 
Grenzstreitigkeit - VA unzuständig 
Exekution nach Urteil - VA unzuständig 
Lange Dauer emer Urteilsausfertigung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
a) Strafvollzugsortsänderung 
b) U:nzureichen�e therapeutische Betreuung Beschwerde 

nIcht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Scheidung und Pflegschaft - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidungen - VA unzuständig 
Arbeits- und Sozialgericht - VA unzuständig 
Zivilrechtssache - VA unzuständig 
Zivilrechtssache - VA unzuständig 
Entscheidung des Arbeits- und Sozialgerichtes - VA 
unzuständig 
Zivilrechtssache - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung von Stornogebühr -
VA unzuständig 
Ersuchen um Beschaffung von Unterlagen aus Strafvollzugs­
anstalt - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Versandhaus - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Angelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig 
Höhe des Existenzminimums - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Grundbuchseintragung nach Kaufvertrag - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Bestimmungen des NS-Verbotsgesetzes -
VA unzuständig 
Nachbarschaftliche Auseinandersetzung - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung (Sachwalter) - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Durchführung emes Strafverfahrens -
keine Beanstandung 
Mietrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Zivilrechtssache - VA unzuständig 
Zivilrechtssache - VA unzuständig 

• 

• 
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, 

Geschäftszahl 

409 

4 1 0  

4 1 1 

4 1 2  

4 1 3  

4 1 4  

4 1 5  

4 1 6  

4 1 7  

4 1 8  

4 1 9  

420 

4 2 1  

422 

423 

424 

425 

426 

427 

428 

429 

430 

43 1 

432 

Gegenstand 

Gerichtsverfahren - VA unzuständig 
Zivilrechtsangelegenheit - VA unzuständig 
Gerichtssache - VA unzuständig 
Gerichtssache - VA unzuständig 
Gerichtssache - VA unzuständig 
Zivilrechtssache - VA unzuständig 
Arbeits- und Sozialgericht - VA unzuständig 
Zwangsweise Vorführung zur Gerichtsverhandlung und 
Verhängung einer Ordnungsstrafe - Aufklärung durch 
Auskunft 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Exekutionsvollzug - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Verlassenschaftssache - Zustellung an Unbeteiligten -
Ersuchen um Rechtshilfe - Aufklärung durch Auskunft 
Mietrechtsregelungen - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Arbeits- und Sozialgericht - VA unzuständig 
Gerichtssache VA unzuständig Aufklärung durch 
Auskunft 
Gerichtssache 
Auskunft 
Gerichtssache 
Auskunft 
Gerichtssache 
Auskunft 

VA unzuständig Aufklärung durch 

VA unzuständig Aufklärung durch 

VA unzuständig Aufklärung durch 

Gerichtsangelegenheit 
durch Auskunft 

VA unzuständig Aufklärung 

Gerichtsangelegenheit 
durch Auskunft 

VA unzuständig Aufklärung 

Unterhaltsvorschuß - lange Dauer eines Rekursverfahrens 
- Beschwerde berechtigt 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Arbeits- und Sozialgericht - Ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig 
a) Ungerechtfertigte strafrechtliche Verurteilung 
b) Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Sparkasse 
VA unzuständig 
Strafvollzug - verschiedene Beschwerden über Unzukömm­
lichkeiten 

1 99 
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Geschäftszahl 

433 

434 

435 

436 

437 

4 3 8  

4 3 9  

440 

4 4 1  

442 

443 

444 

445 

446 

447 

448 

449 

4 5 0  

4 5 1  

452 

200 

Gegenstand 

Auseinandersetzung um Bezahlung einer Restschuld - VA 
unzuständig 
Rückforderung von Unterhaltsvorschüssen - Verzögerung 
- Beschwerde berechtigt 
Inhaltlich unrichtiges SachverStändigengutachten In Ge­
richtsverfahren - VA unzuständig 
Schäden nach Einzug in Eigentumswohnung VA 
unzuständig 
Todesfall infolge eines Kunstfehlers Anzeige an 
Staatsanwaltschaft - Beschwerde dzt. unzulässig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Stornierung eines 
Vertrages - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Einstweilige Verfügung - Ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit - Ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Exekution von in gemeinsame Gewahrsame befindlichen 
Gegenständen - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Privatrechtsstreit nach Teilnahme an einer Werbefahrt - VA 
unzuständig 
Gerichtliches Strafverfahren - ungerechtfertigte AntragsteI­
lung der Staatsanwaltschaft - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Belästigung durch Nachbarn in Eigentumswohnhaus - VA 
unzuständig 
Verlassenschaftsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Kündigung und Räumung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Gerichtsverfahren Verzögerung - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 
Auseinandersetzung mit privater Krankenversicherung - VA 
unzuständig 
Zurücklegung von Strafanzeigen durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Nichtverständigung bzw. verspätete Verständigung über 
Verfahrensschritte in gerichtlichem Strafverfahren - Be­
schwerde nicht berechtigt 

1 3' 
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Geschäftszahl 

4 5 3  

454 

455 

456 

457 

458 

459 

460 

46 1 

462 

463 

464 

465 

466 

467 

468 

469 

470 

4 7 1  

4 7 2  

4 7 3  

, 

1 4  

.. 

Gegenstand 

Versäumung einer Tagsatzung durch mißverständlichen 
Anschlag vor Verhandlungssaal - Beschwerde teilweise 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Strafvollzug - Ablehnung eines beantragten Operationster­
mines - Beschwerde zurückgezogen 
Finanzielle Schwierigkeiten durch Schuldenrückzahlung -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Verlassenschaftssache - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Schadenersatz und Schmerzensgeld nach Unfall - VA 
unzuständig 
Privatrechtsstreit nach Vermietung einer Eigentumswohnung 
- VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Finanzieller Schaden durch Verhalten des Lebensgefährten 
- VA unzuständig 
Verschiedene Beschwerden über Strafvollzug 
Kündigung und Räumung einer Mietwohnung - VA 
unzuständig 
Arbeits- und Sozialgericht - Ungerechtfertigtes Urteil -
VA unzuständig 
Streit um Grundgrenze - Ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig 
Beeinträchtigung durch Bäume auf Nachbargrundstück -
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Strafvollzug - Ablehnung des Ausgangs vor Entlassung -
Beschwerde nicht berechtigt 
a) Sachwalterschaft 
b) Privatrechtliche Probleme 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Ausfolgung von bei Hausdurchsuchung beschlagnahmten 
Gegenständen 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Vermietung von 
Geschäftsräumlichkeiten - VA unzuständig 
Geh- und Fahrtrecht - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dungen - VA unzuständig 
Gnadenantrag - Ersuchen um Rechtshilfe - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
a) Ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
b) Vorschreibung von Gerichtskosten 
Aufklärung durch Auskunft 

20 1 
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Geschäftszahl 

202 

474 

475 

476 

477 

478 

479 

4 8 0  

4 8 1 

4 8 2  

4 8 3  

4 8 4  

4 8 5  

4 8 6  

4 8 7  

4 8 8  

4 8 9  

490 

49 1 

492 

493 

494 

495 

Gegenstand 

Unterhalt nach Scheidung - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Möbelkauf - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte Vorschreibung von Gerichtsgebühren -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Exekution nach Zahlungsbefehl - VA unzuständig 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
Streit um Grundgrenze - VA unzuständig 
Zurücklegung emer Strafanzeige - Aufklärung durch 
Auskunft 
Todeserklärung für unauffindbares Verbrechensopfer -
Aufklärung durch Auskunft 
Schmerzensgeld und Schadenersatz - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
Betriebskosten für Eigentumswohnung - VA unzuständig 
Sozialgerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt 
a) Privatrechtsstreit 
b) Ungerechtfertigte Sachwalterbestellung 
VA unzuständig 
Auseinandersetzung um Rückzahlung einer Kaution - VA 
unzuständig 
Schadenersatz und Schmerzensgeld nach Unfall - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Anhängiges Strafverfahren - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
a) Ungerechtfertigte Sachwalterbestellung 
b) Ungerechtfertigte Kindesabnahme 
VA unzuständig 
Pflegschaftsangelegenheit - Interventionsbitte - VA 
unzuständig 
Strafverfahren - Verzögerung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Keine konkrete Beschwerde erkennbar - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nichtbeantwortung von Schreiben an Strafgericht 
Anhängiges Strafverfahren - Ersuchen um Überprüfung -
Aufklärung durch Auskunft 
Schadenersatz nach Unfall - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig 

• 
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Geschäftszahl 

496 

497 

498 

499 

500 

5 0 1  

502 

5 0 3  

5 0 4  

5 0 5  

506 

5 0 7  

5 0 8  

509 

5 1 0  

5 1 1  

5 1 2  

5 1 3  

5 1 4  

5 1 5  

5 1 7  

5 1 8  

• 

Gegenstand 

Strafvollzug - ungerechtfertigte Verweigerung sportlicher 
Betätigung 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Hausinhabung im 
Miethaus - VA unzuständig 
Pflegschaftsangelegenheit - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidungen - VA unzuständig 
Verlassenschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig 
Ersuchen um Stellungnahme zu einem G.�setzesänderungs­
entwurf (Strafrechtsänderungsgesetz StRAG 1 992) - VA 
unzuständig 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Anhaltung in Psychiatrie ohne Gerichtsurteil 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Angebliche unterlassene Aufsichtspflicht des Präsidenten des 
Verwaltungsgerichtshofes - Beschwerde zurückgezogen 
Befangenheit von Richtern - VA unzuständig 
Bauschäden im Eigentumswohnhaus - VA unzuständig 
Mangelnde Arbeitsmöglichkeiten in der Strafvollzugsanstalt 
Garsten - Beschwerde zurückgezogen 
Privatrechtliche Auseinandersetzung um gemeinsames Eigen­
tum - VA unzuständig 
Ablehnung eines Sachverständigen - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheid ung - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung nach mündlichen Kauf­
vertrag - VA unzuständig 
Ersuchen um Stellungnahme zu einem G.�setzesänderungs­
entwurf (StrafrechtSänderungsgesetz StRAG 1 992) - VA 
unzuständig 
Ersuchen um Vorsprachetermin in nicht näher bezeichneter 
Angelegenheit - Aufklärung durch Auskunft 
Vorzeitige Haftentlassung - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidungen - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit um Dienstbarkeit - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidungen - VA unzuständig 
Ehrenbeleidigung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
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Geschäftszahl 

204 

5 1 9  

520 

52 1 

522 

523 

524 

525 

526 

527 

528 

529 

5 3 0  

5 3 1  

5 3 2  

533 

534 

5 3 5  

536 

537 

538 

539 

540 

5 4 1  

Gegenstand • 

Unterhaltserhöhungsantrag - Verzögerung 
Pflegschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe -
Aufklärung durch Auskunft 
Lange Dauer emer Urteilsausfertigung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Verlassenschaft - Kostenentscheidung - VA unzuständig 
Enthebung des Sachwalters - Aufklärung durch Auskunft 
a) Zurücklegung emer Strafanzeige durch Staatsanwalt-

schaft 
b) Scheidungsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe 
�eschwerde teilweise unzuständig - teilweise nicht berech­
tigt 
Konkursverfahren - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Privatrechtliche Angelegenheit - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
Pflegschaftsgerichtliche Genehmigung der Verrechnung von 
Schmerzensgeld - Beschwerde nicht berechtigt 
Kostenersatz nach Freispruch in Strafverfahren - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Erbschaftsstreit - Ersuchen um Rechtsbeistand - VA 
unzuständig 
Gerichtliche Beglaubigung einer Unterschrift - Gebühren­
höhe - Aufklärung durch Auskunft 
Ärztliche Versorgung während des Strafvollzuges 
Beschwerdegrund behoben 
Ablehnung eines Ansuchens um Strafvollzugsortsänderung 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Pflegschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zurücklegung von Strafanzeigen durch Staatsanwaltschaft 
Strafvollzug - ungerechtfertigte Vorgangsweise bei Weiter­
leitung eines Briefes 
Privatrechtsstreit um Miteigentum - VA unzuständig 
Zuweisung einer GrabsteIle auf Gemeindefriedhof VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Pflichtverletzung durch Justizwachebeamten 
Aufforderung zum Strafantritt - Interventionsbitte - VA 
unzuständig 
Ungerechtfertigte Exekutionsvollzug - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

542 

543 

544 

5 4 5  

546 

547 

548 

549 

550 

5 5 2  

5 5 3  

5 5 4  

5 5 5  

5 5 6  

5 5 7  

5 5 8  

559 

560 

56 1 

562 

563 

Gegenstand 

Gerichtliche Erziehungshilfe - ungerechtfertigte Entschei­
dung - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Oppositionsklage und Verfahrenshilfeantrag - Verzäge­
rung - Beschwerdegrund teilweise behoben 
Ungerechtfertigte gerichtliche Kündigung einer Mietwoh­
nung - VA unzuständig 
Verlassenschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Antrag auf Verlegung in eine andere Strafvollzugsanstalt -
Beschwerdegrund teilweise behoben 
a) Rückerstattung von Gerichtskosten - Verzägerung 
b) Ungerechtfertigte Vorschreibung von Exekutionskosten 
GerichtsVerfahren - Verzögerung 
Schmerzensgeld- und Schadenersatzforderung nach Ver­
kehrsunfall - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Subsidiarantrag nach Zurücklegung .der Strafanzeige durch 
Staatsanwaltschaft - VA unzuständIg - Aufklärung durch 
Auskunft 
Schadenersatzforderung nach Verkehrsunfall - ungerecht­
fertigte Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
Diverse Beschwerden über Gericht und Staatsanwaltschaft -
Aufklärung durch Auskunft 
a) Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwalt-

schaft 
b ) Verständigung an falsche Adresse 
Beschwerde teilweise berechtigt - teilweise nicht berechtigt 
Mietrechtsstreitigkeit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Schadenersatz nach Verkehrsunfall - VA unzuständig 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
Verlassenschaftsstreit - Bitte um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherungsge­
sellschaft und mit Bankinstitut - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

206 

564 

565 

566 

567 

568 

569 

570 

5 7 1  

572 

573 

574 

575 

576 

577 

5 7 8  

5 7 9  

5 8 0  

5 8 1  

5 8 2  

5 8 3  

5 8 4  

5 8 5  

Gegenstand 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung um Reparaturkosten -
VA unzuständig 
Pflegschaft - Besuchsrechtsantrag - Verzögerung 
Verlassenschaftsverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
Ladung zur Hauptver.handlung in gerichtlichen Strafverfah­
ren - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Kündigung eines Dienstverhältnisses als Vertragsbediensteter 
- Aufklärung durch Auskunft 
Pensionspfändung - Rechtshilfeersuchen - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtsverfahren - Verzögerung 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Versehrtenrente und Schmerzensgeld nach Arbeitsunfall -
Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
a) Privatrechtsstreit 
b) Angelegen�eit der Tiroler Landesverwaltung 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Ausfolgung von Photographien aus Gerichtsakt 
Vermögens auf teilung nach Scheidung - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Exekution einer Unterhaltsschuld - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Pflegschaft 
a) Besuchsrechtsantrag - Verzögerung 
b) Verschwinden eines Computerausdruckes aus Gerichts-

akt 
Gerichtliche Delogierung - Unklarheit über Verbleib von 
Gegenständen - Beschwerde nicht berechtigt 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
a) Zivilrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­

dung 
b) Ersuchen von Gesprächstermin bei Justizminister 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

.. 
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Geschäftszahl 

5 8 6  

5 8 7  

5 8 8  

5 8 9  

590 

5 9 1  

592 

593 

594 

595 

596 

597 

598 

599 

600 

6 0 1  

602 

603 

604 

Gegenstand 

Strafgerichtliche Verurteilung und Maßnahmenvollzug -
VA unzuständig 
Überhöhte Gerichtskosten - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Arbeitsgerichtsverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Schadenersatz - Ersuchen um Rechtsvertretung - VA 
unzuständig 
Einvernahme durch unabhängigen Richter - Ersuchen um 
Rechtsbeurteilung - VA unzuständig 
Ungerechtfertigte Verhängung der Untersuchungshaft - VA 
unzuständig 
Einbringung eines Grundbuchsantrages - Aufklärung durch 
Auskunft 
Unrichtige Auskunft der Staatsanwaltschaft - Aufklärung 
durch Auskunft 
Wirtschaftspolizeiliche Erhebungen und Staatsanwaltschafts­
verfahren - lange Verfahrensdauer - Beschwerde zurück­
gezogen 
Ungerechtfertigtes Gerichtsurteil - Verlassenschaftsverfah­
ren - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Rücksendung von Beweisdokumenten durch Staatsanwalt­
schaft 
Ungerechtfertigte Bestimmung der Exekutionsordnung 
VA unzuständig 
Lange Dauer eines gerichtlichen Strafverfahrens 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft 
Ausfertigung einer Verhandlungsschrift - Verzögerung 
a) Ungerechtfertigte Gerichtsentscheidungen 
b) Sachwalterschaftssache - Ersuchen um Rechtshilfe 
VA unzuständig 
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4 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Landesverteidigung 
fallen (LV) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - LV/91  

2 
3 

4 

5 
6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  

1 2  

1 3  

1 4  

1 5  

1 6  

1 7  

1 8  

1 9  

208 

Verletzung im Präsenzdienst - Versicherungsschutz - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Zulagen für Assistenzeinsatz - Beschwerde dzt. unzulässig 
Zeitlich befristete Befreiung vom Grundwehrdienst -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Schadensverursachung durch übende Truppe VA 
unzuständig 
Ärztliche Behandlung beim Bundesheer - VA unzuständig 
Entziehung des Heeresführerscheines - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Nichtgewährung von Wohnkostenbeihilfe - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Schutzausrüstung der österreichischen UN-Soldaten - keine 
Beanstandung 
Einstellung von Zulagen - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Verhängung einer Disziplinarstrafe - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit - Beschwerde zu­
rückgezogen 
Verletzung des Auskunftspflichtgesetzes - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Einbehalt der Familienbeihilfe wegen Übergenuß -
Beschwerdegrund behoben - Aufklärung durch Auskunft 
Verschleppung von Untersuchungen nach dem Selbstmord 
eines Soldaten - Beschwerde nicht berechtigt 
Ausmaß der beruflichen Bildung als Zeitsoldat - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Heranziehung zu Kaderübungen - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Heranziehung zum Schadenersatz nach Unfall Be-
schwerde nicht berechtigt 
Ablehnung der Befreiung vom Grundwehrdienst Be-
schwerde nicht berechtigt 
Dienstunfall beim Grundwehrdienst - Invalideneinstellungs­
gesetz - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

• 

III-89 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)208 von 216

www.parlament.gv.at



• Geschäftszahl 

20 

2 1  

22 

23 

24 
25 

26 

27 

28  

29 

30 

32 

33 

34 

35 

36 

37 
38 

39 

40 

4 1  

42 

Gegenstand 

Nichtbehandlung eines Aufnahmeantrages - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtübernahme in die Verwendungsgruppe B - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ablehnung des Grundwehrdienstes - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Antrag auf Aufschub nach Erhalt des Einberufungsbefehls -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Befreiung von der Wehrpflicht - Beschwerde dzt. unzulässig 
Aberkennung der Pflegedienstzulage Beschwerdegrund 
behoben 
Aberkennung der Pflegedienstzulage 
behoben 

Beschwerdegrund 

Lärmbelästigung durch Truppenübungsplatz - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
AntragsteIlung wegen Wohnkostenbeihilfe - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Truppen- und Kasernenbesuch - van der Groeben-Kaserne 
in Feldbach Steiermark - keine Beanstandung 
Keine Befreiung eines Postbediensteten und Nebenerwerbs­
landwirtes von Truppenübungen Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Bereitstellung gemäß Militärleistungsgesetz - Beschwerde 
teilweise unzuständig - teilweise nicht berechtigt 
Fehlerhafte Tauglichkeitsbescheinigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Ernennung zum Offizier ohne ausreichende Voraussetzun­
gen - Beschwerde nicht berechtigt 
Ablehnung von Truppenübungsbefreiung - Beschwerde dzt. 
unzu lässig 
Verweigerung von Leistungen gemäß Heeresversorgungsge­
setz - Beschwerde nicht berechtigt 
Laufbahnunterschiede - kein Mißstand 
Auskunft nach dem Datenschutzgesetz - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Befreiung von Truppen- und Kaderübungen - Beschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Truppen- und Kasernenbesuch - Truppenübungsplatz 
Allentsteig 
Leistung nach dem Militärleistungsgesetz - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Kein konkretes Beschwerdevorbringen - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

4 3  

44 

45 

46 

47 

4 8  

4 9  

50 

5 1  

52 

53 

54 

5 5  

56 

57 

58  

59 

60 

6 1  

62 

65 

66 

2 1 0  

Gegenstand 

Truppen- und Kasernenbesuch - Erzherzog Johann-Ka­
serne Straß Steiermark 
Einbeziehung eines Grundstückes in die Sicherheitszone -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Verdienstentgang durch Kaderübung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Rückforderung eines Übergenusses - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Kasernenverbot mit nachteiliger Wirkung für die Berufsaus­
übung - Beschwerde dzt. unzulässig 
Freifahrten für Präsenzdiener - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 
Feststellung der Dienstunfähigkeit - Abverkauf neuwertiger 
Ersatzteile 
Herabsetzung der Verwendungszulage 
Wehrgerechtigkeit aufgrund erleichterten Zugang zum 
Zivildienst - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Vorfälle im Zuge einer Truppenübung - VA teilweise 
unzuständig - Beschwerde teilweise unzulässig 
Einberufung trotz behaupteter Untauglichkeit - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Einstellung der Pflegedienstzulage - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Truppen- und Kasernenbesuch - Fliegerhorst "Fiala-Fern­
brugg" 
Rückwirkende Gewährung der Pflegedienstzulage - Auf­
klärung durch Auskunft 
Kündigung eines Behinderten wegen mangelnden Arbeitser­
folges 
Truppen- und Kasernenbesuch - Benedek-Kaserne/Bruck­
Neudorf - keine Beanstandung 
Schadenersatzforderung aufgrund militärmedizinischer Fehl­
behandlung - VA unzuständig 
Weitergabe von Daten an den Bundesminister für Inneres 
durch das Bundesministerium für Landesverteidigung 
Einstellung von Dienstbezügen trotz Krankmeldung 
Mangelndes Vorgehen eines Disziplinarvorgesetzten nach 
einer Befehlsverweigerung - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ablehnung eines Antrages auf Befreiung vom ordentlichen 
Präsenzdienst - Beschwerde nicht berechtigt 
Verdienstentgang aufgrund Truppenübung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

• 

• 
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• Geschäftszahl 

67 

6 8  

69 

70 

7 1  

72 

73 

Gegenstand 

Aberkennung der Pflegedienstzulage für Sanitätspersonal -
Aufklärung durch Auskunft 
Truppen- und Kasernenbesuch - Rainerkaserne Glasen­
bach- Salzburg 
Aberkennung der Pflegedienstzulage für Sanitätspersonal -
Aufklärung durch Auskunft 
Entlassung eines Offiziers aus disziplinären Gründen 
Unterschiede bei der Verpflichtung zur Teilnahme an der 
Standeskontrolle - Beschwerde nicht berechtigt 
Grundentwertung durch Servitut zugunsten des Österreich i­
schen Bundesheeres (Munitionslager) - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Truppen- und Kasernenbesuch - Fliegerhorst Vogler Linz­
Hörsching 

2 1 1 
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5 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach m den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Unterricht und Kunst 
fallen (UK) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund jhrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - UK/91  Vorschreibung eines besonderen Pensionsbeitrages -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

2 1 2  

2 Schulen für Berufstätige - Frist zur Ablegung der 
Wiederholungsprüfung - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  

1 2  
1 3  

1 4  

1 5  

1 6  

1 7  

ParteisteIlung im Verfahren zur Schulleiterbestellung -
Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanrechnung von Privatdienstzeiten zur Bundespension 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Nicht konkretes Vorbringen über Problem als Arbeitslehrerin 
in der Volksschule Forchtenstein - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Nichtweiterleitung einer Berufung durch AHS-Direktor -
Beschwerde berechtigt 
Beschwerde über Theater In der Josefstadt - VA 
unzuständig 
Gewährung von Schul- und Heimbeihilfe - Aufklärung 
durch Auskunft 
Dienstrecht - Einstufung - günstigere Richtlinie für 
Religionslehrer - Beschwerde nicht berechtigt 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Kartenbestellung aus den Bundesländern 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 

• 

• 
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Geschäftszahl 

1 8  

1 9  

20 

2 1  

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28  

29 

30 

3 1  

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38  

Gegenstand 

Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Pensionsrechtliche Schlechterstellung durch Präsenzdienst­
ableistung nach der Matura - kein Mißstand 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 

2 1 3  
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Geschäftszahl 

2 1 4  

39 

40 

4 1  

42 

43 
44 

45 
46 

47 

48 

49 

50 
5 1  

52 

53 

54 

55 

56 

57 

Gegenstand 

Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtgewährung von Berufsberechtigungen durch schulische 
Ausbildung - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtpragmatisierung 
Mangelnde Berufsberechtigung der Absolventen der Kosme­
tikschule "E.R." - Aufklärung durch Auskunft 
Kosten einer Privatschule - VA unzuständig 
Ermittlung der Schulbeihilfe - Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 
Schulfreierklärung zum Besuch standespolitischer Veranstal­
tungen (Landeslehrer) - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtanerkennung der Lehrbefähigung landwirtschaftlich 
ausgebildeter Hauswirtschaftslehrer an berufsbildenden mitt­
leren Lehranstalten - Untersagung der Verwendung an 
Privatschule 
Erteilung einer Schischulbewilligung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Lehrabschlüsse bei Privatschulen - VA unzuständig 
Berufsberechtigungen für Absolventen des Kollegs für Mode 
und Bekleidungstechnik - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Karenzzeit - Pensionierung eines HTL-Lehrers - Be­
schwerde dzt. unzulässig 
Unterschriftenlisten �egen Aufführungspraxis am Burgthea­
ter - VA unzuständig 
Nichtbehandlung eines Ansuchens um Schülerbeihilfe -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unterschiedliche Praxis von Bundesministerium für Unter­
richt und Kunst und Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung bei Titelverleihung "Oberstudienrat" - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Einschränkung der Berufsberechtigungen für Berufsbildende 
Höhere Lehranstalten-Absolventen - Aufklärung durch 
Auskunft 
Befürchtete SchlechtersteIlung von Höheren Technischen 
Lehranstalts-Ingenieuren bei EG-Beitritt - Aufklärung 
durch Auskunft 

, 
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• 

( 

11 

Geschäftszahl 

58  

59  

6 1  

62  

63 

64 
65 

66 

67 
68 

69 

70 

7 1  

72 

73 

74 

76 

77 

78 
79 

80 

8 1  

Gegenstand 

Anrechnung von Vordienstzeiten - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Schulbeihilfe "günstiger Schulerfolg" - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Ablehnung einer Klassenlehrerin durch Elternschaft -
Beschwerdegrund behoben 
Nichtpragmatisierung wegen Überschreitens der Alters­
grenze - kein Mißstand 
Einstufung - Befreiung vom Erfordernis der Matura - kein 
Mißstand 
Salzburger Musikschulwerk - VA unzuständig 
Kein Anspruch auf Administrator an Bundesbildungsanstal­
ten für Kindergartenpädagogik 
Suspendierung von Schulbesuch Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Kündigung vor Ferienbeginn - kein Mißstand 
Ausbildung zum Altenhelfer und -betreuer kein 
anerkanntes Berufsbild 
ÜbersteIlungsansuchen Landesschulrat von Oberösterreich 
- Stadtschulrat für Wien - keine Beanstandung 
Bewerbung eines Bundesbediensteten um einen freien 
Dienstposten - Beschwerde teilweise berechtigt 
Kündigung einer Vertragslehrerin - Entscheid ung des 
Arbeits- und Sozialgerichtes - VA unzuständig 
Einstu�!lng (L2b2 Lehrer an Bundesoberstufenrealgymna­
sium) Ubergenuß 
Benachteiligung von Bezieherinnen von Karenzurlaubsgeld 
- Beschwerdegrund behoben 
Zulassung zum Vorbereitungslehrgang für Pädagogische 
Akademie - kein Mißstand 
Mangelnder Nachweis schulischer Weiterbildung gegenüber 
Unterhaltsverpflichteten - Aufklärung durch Auskunft 
Besetzungsvorgang bezüglich DirektorensteIle Be-
schwerde dzt. unzulässig 
Mehrmalige befristete Dienstverträge für AHS-Professorin 
Nichtberücksichtigung des Alleinverdienerabsetzbetrages -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Ungewißheit über Ersatz des 1 .  Lehrjahres durch Absolvie­
rung einer zweijährigen Hauswirtschaftsschule - Beschwer­
degrund behoben 
Zweimalige Ausschreibung einer Planstelle am Pädagogi­
schen Institut Linz - vermutete Ungleichbehandlung -
Beschwerde nicht berechtigt 

2 1 5  
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Geschäftszahl 

2 1 6  

82 

83  

84 

85  

86  

87  

8 8  

89 

90 
92 

93 

94 

95 

Gegenstand 

Nachteile durch Nichtzustandekommen einer Meisterklasse 
(Bundeslehr- und Versuchsanstalt für Textilindustrie) - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 
Schulversuchsklassen - Integration Behinderter - VA 
unzuständig 
Disziplinäre Vorfälle an Internat des Bundesportzentrums­
Leistungsmodell Südstadt 
Anrechnung von Schulzeiten auf die Lehrzeit - kein 
Mißstand 
Nachweis einer freiberuflichen Tätigkeit als Künstlerin -
Künstlerkommission - Aufklärung durch Auskunft 
Ausfolgung von Maturaarbeiten - Ermessen des Schulleiters 
- Aufklärung durch Auskunft 
Benachteiligung bei Inskription durch späten Herbsttermin 
von Matura-Wiederholungsprüfung 
Keine Anrechnung erworbener Schulpraxiszeiten auf Praxis­
j ahr gemäß Unterrichtspraktikumsgesetz (UPG) - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Gefährlicher Turnsaalbodenbelag 
Einstellung eines gerichtlichen Strafverfahrens - Kostener­
satz - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Kein Administrator und Nichtbesetzung einer 1 /2- Sekretari­
ats-Planstelle an Bundesbildungsanstalt für Kindergartenpäd­
agogik 
Besetzungsvorgang - Posten eines Abteilungsleiters am 
Pädagogischen Institut Salzburg 
Ungerechtfertigte Leistungsbeurteilung aus politischen Grün­
den - Beschwerde zurückgezogen 

1 4' 

• 

• 

• 
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